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10 Jahre Integrationsrat Tübingen
10 Jahre Engagement für politische Teilhabe und Vielfalt
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Vorwort
Oberbürgermeister Boris Palmer

10 Jahre Integrationsrat! Das ist ein Grund zum Feiern und um Bilanz zu ziehen. Über 
30 Prozent der in Tübingen lebenden Menschen haben eine Zuwanderungsgeschich-
te. Die Teilhabe und Integration von Tübingerinnen und Tübingern mit Zuwande-
rungs- und Fluchtgeschichte ist in vielerlei Hinsicht wichtig für unsere Stadt. Sie trägt 
zur sozialen und kulturellen Vielfalt bei, die das Gemeinschaftsleben bereichert und 
den interkulturellen Austausch fördert. Zugewanderte können als Fachkräfte und 
Unternehmerinnen und Unternehmer einen wertvollen Beitrag für Wirtschaft und 
Arbeitsmarkt leisten. Zudem stärkt eine gelungene Integration den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt. 

Der Integrationsrat als kommunale Migrantenvertretung ist ein wichtiger Bestandteil der Tübinger Demokratie. Nicht 
alle Tübingerinnen und Tübinger mit eigener oder familiärer Zuwanderungsgeschichte können in gleichem Maße Ein-
fluss auf das kommunalpolitische Geschehen nehmen. Nicht jede Stimme findet gleichermaßen Gehör. Um diese Parti-
zipations- und Repräsentationslücke ein wenig zu schließen, gibt es in Tübingen den Integrationsrat. Um ihn wurde in 
Tübingen hart gerungen. Der Tübinger Integrationsrat wurde in einem breiten Beteiligungsprozess diskutiert und seine 
Konstitution in der heutigen Form wurde einstimmig vom Gemeinderat beschlossen – bewusst ein Gremium, das nah 
an den Menschen ist, mit den lokalen Vereinen und Strukturen vertraut ist. Seine Arbeit ist inzwischen von großer Be-
deutung für die pluralistische Tübinger Gesellschaft. 

Seither hat sich der Tübinger Integrationsrat zu einem professionell arbeitenden Gremium entwickelt, das auch landes-
weit als Vorbild für andere Migrantenvertretungen in Baden-Württemberg gilt. Ich bin davon überzeugt, dass der en-
gagierte Einsatz des Integrationsrats wesentlich zur gelungenen Tübinger Integrationspolitik beiträgt. Die vorliegende 
Broschüre zeigt dieses hervorragende Engagement und die Meilensteine der Arbeit des Integrationsrats in den vergan-
gen zehn Jahren.

Ich persönlich bin im regelmäßigen Dialog mit den Integrationsrätinnen und -räten. Unter anderem werde ich jedes 
Jahr in eine Sitzung des Integrationsrats eingeladen und kann mir seine Expertise und Meinung zu verschiedenen 
Themen einholen, kann erfahren, was Menschen mit Zuwanderungsgeschichte beschäftigt und mich mit diesem viel-
fältigen Gremium austauschen. Diesen Austausch habe ich, auch in kontroversen Diskussionen, immer als konstruktiv, 
bereichernd und wertschätzend empfunden. Für diese Debatten auf Augenhöhe, für die wichtigen Beratungen und für 
zehn Jahre gute Zusammenarbeit möchte ich mich herzlich bedanken.  

Ich gratuliere dem Tübinger Integrationsrat zu seinem 10-jährigen Bestehen und freue mich auf einen weiterhin regen 
Austausch und eine gute Zusammenarbeit.

Boris Palmer
Oberbürgermeister

Oberbürgermeister Boris Palmer 
Bild: © Gudrun de Maddalena
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Der Tübinger Integrationsrat 
spielt eine wichtige Rolle bei 
der Förderung von Integra-
tion in Tübingen. Zu seinen 
Hauptaufgaben gehören die 
Beratung der Stadtverwaltung 
und des Gemeinderats in in-
tegrationsrelevanten Fragen, 
die Vertretung der Interes-
sen von Tübinger_innen mit 
Zuwanderungsgeschichte 
sowie die Förderung eines 
diversitätssensiblen Dialogs. 
Gemeinsam mit der Stabsstelle 
Gleichstellung und Integration 
hat der Integrationsrat das Tübinger Integrationskonzept 
weiterentwickelt und ist an seiner Umsetzung maßgeb-
lich beteiligt. Er hat in den vergangenen zehn Jahren viel 
dafür getan, um die Integration und Teilhabe von Men-
schen mit Zuwanderungs- und Fluchtgeschichte voran-
zubringen und sich für Chancengleichheit und Antidiskri-
minierung einzusetzen. Er hat Öffentlichkeitsarbeits- und 
Sensibilisierungskampagnen angestoßen, Schulungen 
zu diversitätssensibler Öffnung von Behörden und 
Einrichtungen initiiert und Projekte zur Förderung der 
Gleichbehandlung und Teilhabe unterstützt. Gleichzeitig 
hat er sich im Gemeinderat und dessen Ausschüssen für 
Partizipation und Integration stark gemacht. Durch seine 
vielfältige Expertise und sein unermüdliches Engagement 
konnte die Universitätsstadt Tübingen ihre Integrations-
politik kontinuierlich weiterentwickeln und ein Miteinan-
der in Vielfalt fördern. 

Für die unverzichtbare Zusammenarbeit und das großar-
tige Engagement möchte ich mich bei allen ehemaligen 
und aktuellen Integrationsrät_innen herzlich bedanken. 
Danke für die persönlichen Erfahrungen, Perspektiven und 
Kompetenzen, die unsere Arbeit für die Chancengleichheit 
von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte täglich be-
reichern. Danke für diese Unterstützung. Ich freue mich auf 
die zukünftige Zusammenarbeit mit diesem großartigen 
Gremium und gratuliere zum 10-jährigen Bestehen.

Mihriban Şahin 
Leiterin Stabsstelle Gleichstellung und Integration

Mara Dagmar Ziegler begleitete in den ersten Jahren die 
Konstituierung und die ersten beiden Amtszeiten des 
Integrations(bei)rats. Sie startete zunächst mit einer 
25 Prozent Stelle, die jedoch in der zweiten Amtszeit auf-
grund der Aufgabenvielfalt und –menge auf 40 Prozent 
aufgestockt wurde. 

Vor etwas mehr als eineinhalb Jahren übernahm ich nach 
meiner Elternzeit die Geschäftsstelle für den Integrations-
rat von meiner Vorgängerin. Ich bin sehr froh, diese Chan-
ce bekommen zu haben. Die Arbeit mit diesem vielfälti-
gen Gremium ist hochinteressant, macht Spaß, lehrt mich 
täglich sehr vieles und macht mich demütig. Und vor 
allem ist sie Sinn-haft! Denn die Arbeit, die der Integrati-
onsrat leistet, ist so wichtig und nötig. Leider ist sie das, 
muss ich sagen. Aber das ist sie. Und ich bin sehr stolz, 
einen kleinen Beitrag zum Gelingen dieser Arbeit bei-
steuern zu können. Die Integrationsrätinnen und Integra-
tionsräte bringen mit viel Engagement und Kompetenz 
die Belange von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte 
in den Gemeinderat, in die Stadtverwaltung und in die 
Stadtgesellschaft ein. Sie können dadurch Menschen eine 
Stimme geben, die sonst keine hätten oder nicht gehört 
werden. Sie können andere, wertvolle Perspektiven auf 
die verschiedensten Themen einbringen, die letztlich al-
len helfen. Sie können das Miteinander stärken und Viel-
falt als Ressource platzieren. 

Liebe Integrationsrätinnen und Integrationsräte, vielen 
Dank für Eure Arbeit! Und vielen Dank, dass Ihr mich daran 
teilhaben lasst! Ich gratuliere Euch zum 10-jährigen Jubilä-
um und zu allem, was ihr in dieser Zeit schon erreicht habt.

Lara Maier
Geschäftsstelle des Integrationsrats
 

Vorwort

Vorwort 
Integrationsbeauftragte

Vorwort Geschäftsstelle 
des Integrationsrats

Mihriban Sahin, Bild: © Fany Fazii



4

In einem partizipativen und offenen Dialog wurde 
2008/2009 ein Rahmenkonzept für die Integration in der 
Universitätsstadt Tübingen entwickelt, das Integrations-
konzept. In verschiedenen Gesprächsforen und Workshops 
formten sich Leitlinien und Bausteine der Tübinger Integra-
tionspolitik. Dabei entstand auch die Idee eines Gremiums, 
das den Gemeinderat und die Verwaltung in den Bereichen 
Chancengleichheit und Integration beraten sollte. Da 
Menschen mit Zuwanderungsgeschichte im Gemeinderat 
deutlich unterrepräsentiert waren, sollte über diesen Weg 
mehr Expertise zu den Bereichen Integration und Migration 
in die Gremien eingebracht werden. 

In der von 2008 bis 2014 andauernden Entwicklungsphase 
dieses Gremiums gab es hinsichtlich der Ausgestaltung 
unterschiedliche Vorstellungen seitens der Gemeinderats-
fraktionen und der Verwaltung: Für den Gemeinderat war 
die Bedeutung der Sachkundigen als Interessenvertretung 

besonders wichtig. Nur so könnten sich möglichst viele Tü-
binger_innen mit Zuwanderungsgeschichte im politischen 
Geschehen wiederfinden. Hierfür sei weniger die Kenntnis 
der aktuellen Entwicklungen in der Forschung als vielmehr 
engagierte Tübinger_innen mit Kenntnis der lokalen Verei-
ne, Schulen, Institutionen und Initiativen, die sich für Integ-
ration einsetzen, vonnöten. 

Nach verschiedenen interfraktionellen Anträgen und Vor-
lagen seitens der Verwaltung, beschloss der Gemeinderat 
folgende Grundsätze:

„Die Aufgaben des Integrationsbeirats sollen im weitesten 
Sinne Stellungnahmen, die Handlungsfelder des Integra-
tionskonzepts und selbstständige Themenschwerpunkte 
sowie Öffentlichkeitsarbeit und eigenständige Verlautba-
rungen umfassen.“

Der Tübinger Integrationsrat – 
Meilensteine der vergangenen 10 Jahre 

Erste Amtszeit: Der Integrationsbeirat wird konstituiert

Abb. 1: Tabellarische Darstellung Entwicklungsprozess Integrationsbeirat

Interfraktionelle Anträge Verwaltungsvorschlag Ergebnis

Funktion Interessenvertretung 
(zielgruppenbezogen)

Fachliche Beratung 
(sachbezogen)

Interessenvertretung

Vorsitz Gewählte_r Sprecher_in Oberbürgermeister_in Gewählte_r Sprecher_in

Auswahl Wahl mit öffentlicher 
Ausschreibung

Ernennung nach Vorschlägen 
aus der Verwaltung und dem 
Gemeinderat

Öffentliche Ausschreibung 
und Bewerbungsverfahren; 
danach Wahl durch Gemein-
derat

Kriterien Sach-, Argumentations- 
und Fachkompetenz; 
Migrant_innen, 
Akteur_innen,
Expert_innen

Fach- und Sachkenntnis; 
Migrationshintergrund 
erwünscht

Sach-, Argumentations- 
und Fachkompetenz; 
Migrant_innen, 
Akteur_innen, 
Expert_innen; 
mindestens die Hälfte soll 
einen Migrationshintergrund 
haben.

Sitzungen Regelmäßig Bei Bedarf Regelmäßig, öffentlich, 
mindestens 4 Mal im Jahr

Tabellarische Darstellung Entwicklungsprozess Integrationsbeirat
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Erste Amtszeit des Integrationsbeirats

Der Integrationsbeirat soll zur Beratung für Gemeinde-
rat und Verwaltung gegründet werden und sich für ein 
gleichberechtigtes Zusammenleben von Menschen mit 
Zuwanderungsgeschichte sowie für Teilhabe und Akzep-
tanz auf allen Ebenen des politischen, gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Lebens in der Tübinger Stadtgesell-
schaft einsetzen. Die Geschäftsstelle soll die Mitglieder 
betreuen und für alle Belange des Integrationsbeirats 
zuständig sein. Gleichzeitig soll sie für alle ordentlichen 
und beratenden Beiratsmitglieder Kontaktstelle zwischen 
Politik und Verwaltung sein. 

Der Beirat soll mit der Stadtverwaltung kooperieren und 
die Stabsstelle Gleichstellung und Integration qua Amt 
Mitglied sein. 

Für die Erstellung der Geschäftsordnung des Integra-
tionsbeirats sollen im Gemeinderat fünf Stadträtinnen 
oder Stadträte gewählt werden, die künftig Mitglieder 
des Integrationsbeirats sein sollen. Darüber hinaus soll in 
einer Zusammenarbeit die öffentliche Ausschreibung für 
die Wahl der zwölf Mitglieder des Beirats vorbereitet und 
erstellt werden. Nach erfolgter Ernennung der Mitglie-
der des Integrationsbeirats soll dieser in einem weiteren 
Schritt die/den Sprecher_in wählen und die sachkundigen 
Einwohner_innen für die gremiumspolitische Arbeit be-
stimmen. Das Verfahren wird vom Beirat festgelegt. 

Nach der ersten Amtszeit – also nach zwei Jahren – soll 
eine Bestandsaufnahme und Prozessevaluation des kom-
munalen Integrationsbeirats erfolgen.“

Am 15. Oktober 2012 wurde die Geschäftsstelle des Inte-
grationsbeirats besetzt. Die Geschäftsstelle unterstützt 
den Integrationsbeirat in allen organisatorischen Be-
langen, bereitet die Sitzungen organisatorisch vor und 
nach (z.B. rechtzeitige Zustellung von Einladungen und 
Informationen) und protokolliert in einer Niederschrift die 
Sitzungen des Integrationsrats. Der Gemeinderat wählte 
am 17. Dezember 2012 fünf gemeinderätliche Mitglieder 
in den Integrationsbeirat. Diese entwickelten gemeinsam 
mit der Verwaltung die Geschäftsordnung für den Inte-
grationsbeirat, die im Oktober 2013 vom Gemeinderat 
beschlossen wurde. Die erste Ausschreibung für die zwölf 
sachkundigen Einwohner_innen lief vom 11. November 
bis 23. Dezember 2013. Aus den Bewerber_innen wählte 
der Gemeinderat im März 2014 die zwölf sachkundigen 
Einwohner_innen und sieben Nachrückende. 

Der erste Integrationsbeirat bestand aus folgenden Mit-
gliedern: 

Sachkundige Einwohner_innen:
Frau Tatjana Fessler
Frau Dr. Tea Gaprindashvili-Mellios
Frau Dr. Monica Elena Herghelegiu
Frau Qin Hu
Frau Claudia Rigotti
Herr Dr. Nadjib Irewole Sadikou
Herr Björn Scherer
Herr Dr. Klaus Seiberth
Herr Mustafa Sert
Herr Deniz-Osman Tekin
Frau Emese Tömösvári 
Herr Ertuğrul Uysal-Soylu

Gemeinderätliche Mitglieder:
Dorothea Kliche-Behnke
Aynur Söylemez
Gerlinde Strasdeit
Dr. Kurt Sütterlin
Dr. Gretel Schwägerle

Von Seiten der Verwaltung war die Gleichstellungs- und 
Integrationsbeauftragte Dr. Susanne Omran Mitglied qua 
Amt. 

Die konstituierende Sitzung fand am 13. Mai 2014 im Sit-
zungsaal des Landratsamtes statt. 



6

Universitätsstadt Tübingen 
 
Konstituierende Sitzung des Integrationsbeirates 
Dienstag, 13.05.2014, 17:30 Uhr, Sitzungssaal des Landratsamtes,  
Wilhelm-Keil-Straße 50 

Tagesordnung 

Öffentlich  
 
1. Begrüßung durch den Oberbürgermeister 

 

   

2. Einführung durch Frau Dr. Omran, Leiterin der Stabsstelle 
Gleichstellung und Integration der Universitätsstadt Tübingen 

 

   

3. Wahl der Sprecherin bzw. des Sprechers sowie der Stellver-
tretung 

 

  

4. Entsendung von Mitgliedern des Integrationsbeirats in die 
beschließenden Ausschüsse des Gemeinderats 

 

  

5. Sonstiges 

 

  

 
 
Hinweis: Im Anschluss an die Sitzung besteht die Möglichkeit zum Gespräch bei Getränken und einem 
kleinen Imbiss. 
 
 
 
gez. 
Ulrich Narr 
Büro des Oberbürgermeisters 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 
Mitglieder des Integrationsbeirats 
BOB 
00,01,02 z.K. 
Fraktionsvorsitzende z.K. 
Amtliche Bekanntmachung 
Öffentlichkeitsarbeit (001) 
Leitungen der Stabsstellen und Fachbereiche 

Abb. 2: Tagesordnung Konstituierende Sitzung des Integrationsbeirates am 13.05.2014
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Universitätsstadt Tübingen 
---- 

Niederschrift über die  
Sitzung des Integrationsbeirats 

am 13.05.2014 
 

– öffentlich – 
Anwesend: 
 
Oberbürgermeister Boris Palmer 
Ulrich Narr, Leiter des Büros des Oberbürgermeisters 
 
Ordentliche Mitglieder des Integrationsbeirats 
Dr. Susanne Omran (Sitzungsleitung bis einschl. TOP 3.1)  
Ertuğrul Uysal-Soylu (Sitzungsleitung ab TOP 3.2) 
 
Tatjana Fessler 
Dr. Tea Gaprindashvili-Mellios 
Dr. Monica Elena Herghelegiu 
Qin Hu 
Dorothea Kliche-Behnke 
Claudia Rigotti 
Dr. Nadjib Irewole Sadikou 
Björn Scherer 
Dr. Gretel Schwägerle 
Dr. Klaus Seiberth 
Mustafa Sert 
Aynur Söylemez 
Gerlinde Strasdeit (bis 18.30 Uhr, einschl. TOP 4.2) 
Dr. Kurt Sütterlin (bis 18.30 Uhr, einschl. TOP 4.2) 
Deniz-Osman Tekin 
Emese Tömösvári 
 
Niederschriftsführung 
Dagmar Ziegler, Geschäftsstelle des Integrationsbeirats 
 
Beginn:  17:30 Uhr 
Ende:  19:00 Uhr 
Sitzungsort: Sitzungssaal des Landratsamts Tübingen, Wilhelm-Keil-Str. 50, 72072 Tübingen 
 
Tagesordnung 
1. Begrüßung durch den Oberbürgermeister    

2. Einführung durch Frau Dr. Omran, Leiterin der Stabsstelle 
Gleichstellung und Integration der Universitätsstadt Tübingen 

   

3. Wahl der Sprecherin bzw. des Sprechers sowie der 
Stellvertretung 

  

4. Entsendung von Mitgliedern des Integrationsbeirats in die 
beschließenden Ausschüsse des Gemeinderats 

  

5. Sonstiges   

 

Abb. 3: Protokoll Sitzung des Integrationsbeirates am 13.05.2014

Erste Amtszeit des Integrationsbeirats
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Sitzungsablauf 
 
1. Begrüßung durch den Oberbürgermeister 
Herr Oberbürgermeister Palmer begrüßt die Anwesenden und umreißt die bisherige Geschichte des 
Integrationsbeirats. 
 
2. Einführung durch Frau Dr. Omran, Leiterin der Stabsstelle Gleichstellung und 
Integration der Universitätsstadt Tübingen 
Frau Dr. Omran begrüßt und hält eine kurze Einführung. 
 
3. Wahl der Sprecherin bzw. des Sprechers sowie der Stellvertretung 

3.1 Wahl der Sprecherin bzw. des Sprechers des Integrationsbeirats 
Zur Wahl stehen Ertuğrul Uysal-Soylu und Claudia Rigotti. Beide stellen sich zunächst vor.  
Bei der geheimen Wahl entfallen auf Herrn Uysal-Soylu 12 Stimmen, auf Frau Rigotti 6 Stimmen. 
Damit ist Herr Uysal-Soylu zum Sprecher des Integrationsbeirats gewählt. 
 
3.2 Wahl der Stellvertretung des Sprechers des Integrationsbeirats 
Zur Wahl steht Dr. Monica Elena Herghelegiu. Sie stellt sich zunächst vor.  
Bei der geheimen Wahl entfallen auf Frau Dr. Herghelegiu 17 Ja-Stimmen bei einer Enthaltung.  
Damit ist Frau Dr. Herghelegiu zur stellvertretenden Sprecherin des Integrationsbeirats gewählt. 
 
4. Entsendung von Mitgliedern des Integrationsbeirats in die beschließenden Ausschüsse 
des Gemeinderats 

4.1. Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Verwaltung, Energie und Umwelt 
Der Sitzungsleiter fragt, ob es Einwände gegen eine offene Wahl gibt. Dies ist nicht der Fall.  
Als Sachkundiger Einwohner für diesen Ausschuss wird einstimmig Mustafa Sert dem Gemeinderat 
vorgeschlagen. 
 
4.2 Ausschuss für Soziales, Bildung, Jugend und Sport 
Der Sitzungsleiter fragt, ob es Einwände gegen eine offene Wahl gibt. Dies ist nicht der Fall.  
Als Sachkundiger Einwohner für diesen Ausschuss wird mit 17 Ja-Stimmen bei einer Enthaltung  
Dr. Klaus Seiberth dem Gemeinderat vorgeschlagen. 
 
Gerlinde Strasdeit und Dr. Kurt Sütterlin verlassen die Sitzung. 
 
4.3 Ausschuss für Kultur, Integration und Gleichstellung 
Zur Wahl stehen Qin Hu und Dr. Nadjib Irewole Sadikou. Auf Frau Hu entfallen in geheimer Wahl 10 
Stimmen, auf Herrn Dr. Sadikou entfallen 6 Stimmen.  
Als Sachkundige Einwohnerin für diesen Ausschuss wird damit Qin Hu dem Gemeinderat 
vorgeschlagen. 
 
4.4 Ausschuss für Planung, Verkehr und Stadtentwicklung 
Der Sitzungsleiter fragt, ob es Einwände gegen eine offene Wahl gibt. Dies ist nicht der Fall.  
Als Sachkundige Einwohnerin für diesen Ausschuss wird mit 15 Ja-Stimmen bei einer Enthaltung 
Emese Tömösvári dem Gemeinderat vorgeschlagen. 
 
5. Sonstiges 
Es werden keine weiteren Punkte angemeldet. 

Gez. 
 
Ertuğrul Uysal-Soylu     Dagmar Ziegler 

Abb. 4: Protokoll Sitzung des Integrationsbeirates am 13.05.2014
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In weiteren neun Sitzungen und zwei Zukunftswerkstät-
ten befasste sich der Integrationsbeirat in seiner ersten 
Amtszeit mit Themen wie etwa Nacht der Nachhaltigkeit, 
Unterbringung von geflüchteten Menschen, interkultu-
relle Kompetenz in Kindertageseinrichtungen und die 
Konzeption für Kulturelle Bildung. Er bildete verschiedene 

Arbeitsgruppen (z.B. Öffentlichkeitsarbeit, Netzwerkarbeit 
und Konzeption), um die vielen Themen und Aufgaben 
bewältigen zu können. Er entwickelte einen ersten Flyer 
und konnte durch einen Zeitungsartikel auf sich und seine 
Schwerpunkte aufmerksam machen. Auch erste Veran-
staltungen führte er durch.

Falz

schneiden:
oben und unten:
6 mm
links und rechts:
43,5 mm

Integrationsbeirat

Kontakt

Dagmar Ziegler 
Geschäftsstelle des Integrationsbeirats
Tel.: 07071 204-1448
Fax: 07071 204-1007
E-Mail: integrationsbeirat@tuebingen.de

Postanschrift
Universitätsstadt Tübingen
Gleichstellung und Integration
Blauer Turm, Friedrichstraße 21
72074 Tübingen

www.tuebingen.de/integrationsbeirat

Impressum: © 2015 Universitätsstadt Tübingen  .   Gleichstellung und Integration  .  Fotorechte: Gleichstellung und Integration

Erste Amtszeit des Integrationsbeirats

Abb. 5: Flyer Integrationsbeirat © Universitätsstadt Tübingen

Falz

schneiden:
oben und unten:
6 mm
links und rechts:
43,5 mm

Wer sind wir?

• Wir sind ein beratendes Gremium. 
• Wir sind 19 Tübingerinnen und Tübinger mit und ohne Migrationshintergrund. 
• Wir sind vom Gemeinderat demokratisch gewählt.
• Was uns verbindet, ist die Bereitschaft, uns für die Integrationspolitik in Tübingen stark zu machen. 

Wer gehört dem Integrationsbeirat an?

Mitglieder des Gemeinderats:
Ingrid Fischer, Ernst Gumrich, Dorothea Kliche-Behnke, Beate Kolb, Gitta Rosenkranz, Dietmar Schöning

Sachkundige Einwohnerinnen und Einwohner:
Tatjana Fessler, Dr. Tea Gaprindashvili-Mellios, Hala Fouad-Sindlinger, Ghida Haidar-Adis, Qin Hu, Aslı Küçük, Björn Scherer, Dr. Klaus Seiberth, 
Mustafa Sert, Deniz-Osman Tekin, Emese Tömösvári, Ertuğrul Uysal-Soylu (Sprecher des Integrationsbeirats)

Leiterin der Stabsstelle Gleichstellung und Integration: Luzia Köberlein

Was verstehen wir unter Integration?

Wir verstehen Integration als Prozess, bei dem es um die Einbindung von Menschen in alle Bereiche einer Gesellschaft und einer 
Kommune geht. Integration bedeutet für uns gleichberechtigte Teilhabe, Mitbestimmung und Chancengleichheit. Wir gehen davon aus, 
dass Integration die Beteiligung und das Mitwirken von Menschen mit und ohne Migrationshintergrund voraussetzt. Vielfalt ist für uns 
die Grundlage einer lebendigen Stadtgesellschaft.

Welche Ziele und Aufgaben haben wir?

Wir wollen im Sinne unseres Integrationsverständnisses Einfluss auf die Integrationspolitik in Tübingen nehmen. Wir beraten den 
Gemeinderat und die Stadtverwaltung in allen integrationsrelevanten Themen. Wir sind in allen Ausschüssen des Gemeinderats vertreten. 
Wir nehmen öffentlich Stellung zu aktuellen politischen Fragen. Wir vernetzen und stärken Menschen, Gruppen, Initiativen sowie 
Institutionen, die sich für Integration einsetzen. 

Wir freuen uns darauf, mit Ihnen ins Gespräch zu kommen!
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Welcome!

126

GUT BERATEN

POLITIK MACHEN

Mittendrin im kommunalpolitischen Geschehen sind die Mitglieder des Integra-

tionsbeirats Tübingen und des Integrationsrats Reutlingen. Sie sind Experten für 

Integration und beraten die Gemeinderäte.

D
er Integrationsbeirat in 

Tübingen ist noch ein 
recht junges Gremium: 
Er wurde 2014 das ers-

te Mal vom Tübinger Gemeinderat 
gewählt. „Der Beirat setzt sich für 
Integration – in allen Lebensbe-

reichen – ein“, erklärt Ertugrul Uy-
sal-Soylu, Sprecher des Tübinger 
Integrationsbeirats. Kulturelle The-

men, Erwerbstätigkeit, Alltagsle-
ben und soziale Strukturen spielen 
eine Rolle. Der Beirat selbst ist bunt 

aufgestellt: „Unsere Mitglieder kom-
men aus Ungarn, Russland, der Tür-
kei, Ägypten oder China.“ 

VERNETZUNG UND KONTAKTE

Neben der Gleichstellungs- und In-

tegrationsbeauftragten der Stadt 
Tübingen sowie jeweils einem Mit-

glied der Gemeinderatsfraktionen 
setzt sich der Integrationsbeirat aus 
zwölf „sachkundigen“ Bürgern zu-

sammen. „Das sind Menschen mit 

und ohne Migrationshintergrund, 

die sich durch ihre Erfahrungen 
    

hat eine Geschichte und kann die 

Erfahrungen in die Arbeit einbrin-
gen. Vernetzung ist dem Integrati-
onsbeirat besonders wichtig. „Es 

gibt viele gute Angebote. Aber jeder 
arbeitet oft für sich“, so Uysal-Soylus 
Erfahrung. „Wir übernehmen eine 

Brückenfunktion und stellen Kon-
takte her, um die Integrationsarbeit 
noch effektiver zu gestalten.“

INFORMATIONSFLUSS

Den Kinderschuhen längst ent-

wachsen ist der Integrationsrat in 
Reutlingen, den es – damals noch 
als „Ausländerbeirat“ – schon seit 

1984 gibt. „Der Integrationsrat ist in 
Reutlingen etabliert“, berichtet Sul-

tan Braun, Integrationsbeauftragte 
der Stadt Reutlingen. „Die Mitglie-
der sorgen für eine Verzahnung der 

Themen und einen Informations-

    -

   -
rin Barbara Bosch als Vorsitzende 
beziehungsweise Bürgermeister Ro-

bert Hahn als ständigem Vertreter, 
14 sachverständigen Mitgliedern, 
die durch den Gemeinderat ernannt 

wurden, sowie jeweils einem Mit-
glied der Gemeinderatsfraktionen. 

AKTIV MITGESTALTEN

Die Sachverständigen bringen 
durch ihre Arbeit, zum Beispiel in 

Vereinen oder Kindertagesstätten, 
Wissen rund ums Thema Integra-
tion mit. Auch die Erfahrungen der 

 

    

mit ein. „Das Gremium setzt sich für 

Integration ein, mit dem Ziel, poli-
tisch etwas zu bewegen und das Zu-

sammenleben aktiv mitzugestalten“, 
beschreibt Sultan Braun einen der 
Antriebsmotoren, sich für das Amt 

einzubringen.  /
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Abb. 6: Welcome! Das Willkommensmagazin für die Region Neckar-Alb, herausgegeben von der IHK Reutlingen im Juni 2016. 
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Bei der Zukunftswerkstatt im Mai 2015 wurde die Arbeit, 
Zusammenarbeit und Wirkung des Gremiums bis dahin 
reflektiert und nach Ideen für die Zukunft unter der Über-
schrift „I have a dream“ gesucht. 

Schwerpunkte setzte das Gremium auf die Themenfelder 
„Arbeit“ (mögliche Aktionsfelder: z.B. Nachqualifikation, 
Unternehmensnetzwerke, Bewerbungen) und „Prinzip 
Vielfalt – Tübingen macht bunt“ (mögliche Aktionsfelder: 
z.B. Sport, Freizeit, Kultur). 

Abb. 7: Zukunftswerkstatt 2015, Bild: © Universitätsstadt Tübingen

Erste Amtszeit des Integrationsbeirats

Zukunftswerkstatt
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Als konkrete Projekte wurden zwei Veranstaltungen aus 
der Zukunftswerkstatt heraus entwickelt: Im Rahmen der 
Interkulturellen Woche 2015 konnten Mitglieder des Inte-
grationsbeirats auf dem „Interviewsofa“ befragt werden. 

Und am Tag der Integration bot der Integrationsbeirat 
2015 ein Interkulturelles Mahl an. Etwa 60 Personen 
folgten der Einladung. Folgendes Menü wurde mit thema-
tischen Inputs und Klavier-Begleitung angereichert:

1. Gang: Russische Vorspeise   
Thema: Dein Tübingen – Mein Tübingen –
Unser Tübingen
In Tübingen wohnen: neue Wohnprojekte, Bauvorha-
ben, Sozialwohnungen…
Tatjana Feßler (IB-Mitglied) und Barbara Landwehr 
(Universitätsstadt Tübingen, Planen Entwickeln
Liegenschaften)

2. Gang: Linsensuppe   
Thema: Frauengesundheit – Männergesundheit
Gitta Rosenkranz (IB-Mitglied Fachbereich: Aidshilfe) 
und Dr. Gisela Schneider (Deutsches Institut für Ärztli-
che Mission e.V.)

3. Gang: Arabische Hauptspeise  
Thema: Integration und Pflege
Ertuğrul Uysal-Soylu (Sprecher des IB) und Adelheid 
Schmidt (Universität Tübingen, Institut für Soziologie)

4. Gang: Tee und süßes Gebäck  
Thema: Anti-Diskriminierung
Björn Scherer (IB- Mitglied, Migrationsbeauftragter 
Jobcenter), Annagreta König Dansokho und Borghild 
Strähle (Antidiskriminierungsstelle des Netzwerk An-
tidiskriminierung e.V. Region Reutlingen/Tübingen)

Abb. 8: Interkulturelles Mahl, Bild: ©Universitätsstadt Tübingen

Interkulturelles Mahl



13

 

Seite 1/1 

 

Erfolgreiche Vernetzung beim interkulturellen Mahl 
 
Zu unterschiedlichen Themen, die Menschen mit und ohne Migrationshintergrund be-
schäftigen, haben sich vor kurzem rund 60 Tübingerinnen und Tübinger beim gemein-
samen Essen ausgetauscht. Der Integrationsbeirat der Universitätsstadt Tübingen hatte 
Vertreterinnen und Vertreter von rund 85 Institutionen zum interkulturellen Mahl einge-
laden. 
 
„Unser Ziel war es, dass wir uns als Integrationsbeirat noch besser mit den Akteurinnen 
und Akteuren vernetzen, die sich in Tübingen für Integration einsetzen“, sagt Ertuğrul 
Uysal-Soylu. Der 61-Jährige mit türkischen Wurzeln ist Sprecher des Integrationsbeirats. 
„Bei der Zukunftswerkstatt des Integrationsbeirats hatten wir neben Arbeit und Ausbil-
dung auch Vielfalt als einen Schwerpunkt für die derzeitige Amtszeit festgelegt. Es ist 
toll, dass sich einige unserer Themen nun im interkulturellen Mahl widerspiegeln“, freut 
sich Luzia Köberlein, Leiterin der städtischen Stabsstelle Gleichstellung und Integration. 
 
Im Dietrich-Bonhoeffer-Haus wurden im Laufe des Abends Spezialitäten aus der ganzen 
Welt serviert: Auf der Speisekarte standen eine russische Vorspeise, eine Linsensuppe 
aus Ägypten, eine arabische Hauptspeise sowie Tee und süßes Gebäck. Vor jedem Gang 
gab es  einen Kurzvortrag, den ein Mitglied des Integrationsbeirats mit einer Fachperson 
gestaltete. Die Themenvielfalt reichte vom Wohnen in Tübingen über Gesundheit und 
kultursensible Pflege bis zu Antidiskriminierung. Darüber konnten die Teilnehmenden, die 
an Tischen zu je zehn Personen saßen, miteinander ins Gespräch kommen. 
 
„Es war eine prima Idee, den Geist mit dem Bauch zu verbinden und zu jedem Gang ein 
Migrationsthema als Vorspeise zu garnieren. So hatten wir viel Gesprächsstoff an unse-
ren Tischen“, sagt Margarete Lanig-Herold, Geschäftsführerin des Vereins Infö, der ein 
interkulturelles Mehrgenerationenhaus betreibt. Neben den Mitgliedern des Integrations-
beirats, die im Laufe des Abends die Tische wechselten, nahmen unter anderem Vertre-
ter der Migrationsberatungsstellen, der internationalen Vereine in Tübingen und der 
Flüchtlings-Unterstützergruppen teil. Sabina Mammadova aus Aserbaidschan begleitete 
den Abend am Klavier. 
 
www.tuebingen.de/integrationsbeirat 
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Erste Amtszeit des Integrationsbeirats
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TÜBINGEN Mittwoch, 20. Juni 2018

DAS WETTER HEUTE, MITTWOCH, 20. JUNI 2018

Die Temperaturwerte in Grad Celsius sowie der Ozon-Höchstwert werden in einem Zeitraum von 24 Stunden
(vorgestern 16 Uhr bis gestern 16 Uhr) ermittelt. Der Ozon-Grenzwert liegt bei 180µg/m3.

Sonnenaufgang: 5.21 Uhr
Sonnenuntergang: 21.29 Uhr

VORSCHAU MONDPHASEN

Fr. Sa.Do.

DAS WETTER GESTERN

Höchste Temp. 26.6 °C
Niedrigste Temp. 13.2 °C
Niederschlagsmenge 0.0 l/m2

Windgeschwindigkeit 6.8 km/h
Ozon (O3) 77 µg/m3

29° / 13°

Hochsommerliches Wetter mit viel
Sonnenschein. Meist weht nur schwa-
cher Wind aus nordöstlicher Richtung.

Mi.
13. 6.

Mi.
20. 6.

Mi.
6. 6.

Do.
28. 6.

Redaktionell geprüfte Profile

Garantierter Datenschutz

Keine versteckten Kosten

Über 20 Jahre Erfahrung

Jetzt

kostenlos

registrieren

Finden Sie Ihren Traumpartner
in unserer Region!

Verlieben ist
kein Zufall mehr

Die Obstbörse ist eröffnet. Die
Kirschbäume brechen heuer fast unter
ihrer Last zusammen. Mancher Baum-
besitzer ist mit der Ernte überfordert.
Andere Leute haben keinen Garten,
würden aber liebend gerne ernten.
Bei der Tagblatt-Obstbörse finden sie
zusammen: tagblatt.de/obst

@tagblatt.de

Schön war’s am Feuer. Und unseren Müll – ach, den wird schon jemand aufräumen. Bild: Metz

Kunst und Kultur öffnen wichtige
Zugänge zur Teilhabe und Integ-
ration. Hier in Tübingen leben
Menschen aus mehr als 140 Natio-
nen, ein Viertel der Tübingerin-
nen und Tübinger hat internatio-
nale Wurzeln. Sie haben viel zu
erzählen und zu teilen.

Auch viele internationale und
lokale Vereine sowie Kulturschaf-
fende aus unterschiedlichen Her-
kunftsländern betreiben und för-
dern tatkräftig Kultur und Dialog.
Bleiben diese jedoch unter sich
und erfahren wenig von Anderen,
entsteht ein Konglomerat an ein-
zelnen und teils isolierten Akteu-
ren, dieMühe undwenigMöglich-
keiten haben, eine „Kultur des
Miteinanders“ zu entwickeln.

Für Theater, Konzerte oder
Ausstellungen fehlt zweifellos
ein geeigneter und kontinuierli-
cher Raum, wo Kulturakteure
sich wirklich vernetzen, über ei-
nen längeren Zeitraum miteinan-
der arbeiten und voneinander
lernen können. Dafür braucht
Tübingen einen Ort des Austau-
sches, für die Zusammenarbeit
von und für Menschen mit und
ohne Migrationshintergrund, ein
„Haus der Kulturen“. Ein „Haus
der Kulturen“ wurde bereits im
Tübinger Integrationskonzept
und in der Tübinger Kulturkon-
zeption angedacht.

Wir, der Integrationsrat Tübin-
gen, sind davon überzeugt, dass
ein solcher Ort, der Unterschiede
nicht scheut und auf einen leben-
digen Austausch zielt, eine wich-
tige Plattform und ein Experimen-
tierfeld werden kann, um Kunst
und Kultur als Motor des Mitein-
anders einzusetzen und die kultu-
relle und individuelle Vielfalt in
Tübingen zuwürdigen.

Um ein solches Projekt zu rea-
lisieren und die notwendigen bü-
rokratischen Schritte durchzu-
führen, brauchen wir eine breite
Unterstützung sowohl von Orga-
nisationen, Gruppen, Vereinen
und Einzelpersonen der Stadt als
auch vom Gemeinderat und der
Stadtverwaltung. Wir freuen uns
über jedes Interesse am Projekt.

Für ein Haus
der Kulturen

Mittwochs kommen hier Ratsfraktionen,
Stadtverwaltung und Jugend-Gemeinderat
imwöchentlichenWechsel zuWort.

Mittwochspalte

Ana
Morella Mejias
Integrationsrat
Tübingen

Christoph Gögler, Vorstandsvorsitzender der
Kreissparkasse Tübingen, scherzte am Mon-
tag, als er die verspätet eingetroffenen Mitar-
beiter der Firma BBQ begrüßte: „Spar mer Por-
to.“ Ihnen und knapp 40 Vertreterinnen und
Vertretern 20 weiterer Einrichtungen über-
reichte Gögler Zusage-Schreiben über die För-
derung verschiedener Projekte. Insgesamt
13 300 Euro verteilte die 1998 gegründete Ju-
gend- und Senioren-Stiftung der Kreissparkas-
se aus den Erträgen des Stiftungsvermögens
von 2,5 Millionen Euro. „Sie sorgen für Glücks-
gefühle, bei Ihnen selber und bei anderen“,
sagte Gögler und dankte den Anwesenden für
ihr Engagement. „Uns ist es ein Anliegen, Ih-

nen den Rücken zu stärken, denn Sie geben Zu-
versicht und Sie sind Vorbilder.“Wissenschaft-
liche Studien hätten sogar bewiesen: „Wer sich
ehrenamtlich und gesellschaftlich engagiert,
erhöht damit seine Lebenserwartung.“ Die
Motivation, sich für andere einzusetzen, sei
freilich meist eine andere, so Gögler. Mit 2000
Euro fördert die Stiftung das Projekt „Manpo-
wer“ des Bildungsträgers BBQ Berufliche Bil-
dung, das langzeitarbeitslose Männer durch
Coaching wieder in den Arbeitsmarkt integrie-
ren soll. Das Schulzentrum in Mössingen er-
hält 1000 Euro für den Bau eines Niederseil-
und Kletterparcours für Grundschulkinder.
Um einen Holzbackofen im Garten aufstellen

zu können, bekommt das Pflegeheim „Haus
Blumenküche“ einen Zuschuss von 1000 Euro.
Für ein Naturerlebnis-Projekt zu einheimi-
schen Bäumen im Kindergarten Fliederstraße
in Entringen gibt’s 550 Euro. Fördergelder er-
halten außerdem das Deutsch-Amerikanische
Institut für sein Projekt „Young Critics – Film-
kritik im DAI“, die Rudolf-Leski-Schule Tü-
bingen für die Anschaffung und Reparatur
von Musikinstrumenten für die neue Schü-
lerband und die Familien-Bildungsstätte Tü-
bingen für die Einrichtung Offener Treffs für
Familien mit geringem Einkommen. Der 16-
jährige Gitarrist Julian Zenker umrahmte die
Veranstaltung musikalisch. koe / Bild:Metz

Zuversicht geben, Vorbild sein, länger leben

or vier Jahren machte die
Meldung Schlagzeilen,
dass Daimler und Bosch
Senioren zurück in ihre

Unternehmen holen. Mittlerweile
setzen immer mehr große Betrie-
be auf den Erfahrungsschatz altge-
dienter Mitarbeiter. „Alte sind
nämlich nicht nur die, um die man
sich kümmern muss“, sagte Land-
rat JoachimWalter zur Begrüßung
eines Vortrags am Montagabend,
der als Resümee festhielt: mit und
durch eine engagierte Bürger-
schaft finden alte Menschen ihren
Platz in der Gesellschaft.

Ganz so einfach sei ein solches
Konstrukt aber nicht umzusetzen,
in dem Alte sich um Junge küm-
mern, Junge um Alte und auch die
Kommunen, Pflegeversicherun-
gen und freien Wohlfahrtsverbän-
de an einem Strang ziehen. „Wir
brauchen eine Veränderung in
den Hilfestrukturen. Und das
wird nicht durch eine Erhöhung
der Pflegeversicherung um 0,3
Prozent zu leisten sein“, sagte
Andreas Kruse , Direktor am Insti-
tut für Gerontologie an der Uni-

V
versität Heidelberg. „Wir müssen
so etwas schaffen wie eine Sorge-
struktur, eine Sorgekultur“, plä-
dierte Kruse.

„Sorge und Mitverantwortung
in der Kommune“ lautete der Titel
des Vortrags mit anschließender
Podiumsdiskussion, zu der das

Landratsamt Tübingen den Hei-
delberger Professor eingeladen
hatte. Mit dem gleichen Titel ist
der Siebte Altenbericht der Bun-
desregierung überschrieben, an
dessen Erstellung Kruse als Vor-
sitzender der Altenberichtskom-
missionmaßgeblich beteiligt war.

„Wir brauchen einen Perspekti-
venwechsel: Nicht nur zu schau-
en, was Senioren brauchen, son-
dern auch, wie die Möglichkeiten
stehen, dass sie es bekommen“,
sagte der Referent. Und die Mög-

lichkeiten stehen nicht allzu gut.
Es mangelt an Geld, familiärer
Pflege und an konstruktiven Dis-
kussionen über das Thema.

Die Sorgestruktur, dieKrause als
Lösung für eine „lebendige Demo-
kratie“ postulierte, bezieht sich
nicht nur auf Pflege, sondern eben-
so auf die Einbeziehung älterer
Menschen. Das Engagement von
Senioren in der Flüchtlingshilfe sei
dafür das beste Beispiel. Alte Leute
wollen nicht zum alten Eisen ge-
rechnet werden, meinte auch Silvia
Hall in der anschließenden Podi-
umsdiskussion, die TAGBLATT-
Mitarbeiter Stefan Zibulla mode-
rierte. „Wir sind aber noch weit

weg vom Prinzip einer sorgenden
Gesellschaft“, sagte die Vorsitzen-
de der Liga der freien Wohlfahrts-
pflege imLandkreisTübingen.

Als erstes bräuchteman eineBe-
standsaufnahmevon dem,wasman
erreichen wolle, so Horst Lipinski,
Geschäftsbereichsleiter Soziales
im Landratsamt Tübingen. Daswar
für die Hauptamtsleiterin der Ge-
meinde Dußlingen, Iris Manz, und
für den Vorsitzenden des Kreisse-
niorenrats Tübingen, Michael Lu-
cke, in Teilen schon klar: „Man
muss alte Menschen einbeziehen“,
sagte Manz. Und Lucke: „Senioren
WGs sind ein gutes Beispiel für ei-
ne sorgendeGemeinschaft.“

Wir brauchen dich,Alter!
Perspektivenwechsel Gehören Senioren gesellschaftlich zum alten Eisen? Ganz im Gegenteil,
sagte der Heidelberger Professor Andreas Kruse in Tübingen. Von Lisa Maria Sporrer

Subsidiaritätsprinzip
ist ein schwieriges
Wort, beschreibt aber
ganz gut, was Krause
fordert: Die Kommunen
sind am nächsten dran
an ihren alten Men-

schen. Dort soll die Ar-
beit ansetzen. Was sie
selber nicht leisten kön-
nen, muss der Staat
übernehmen. Der Land-
kreis Tübingen arbeitet
bereits so. Mit dem

2009 verabschiedeten
Kreisseniorenplan wird
Seniorenarbeit und bür-
gerschaftliches Engage-
ment von einer eigenen
Koordinationsstelle ver-
zahnt.

Altenbericht fordert, was Landkreis bereits umsetzt

Wir müssen so
etwas schaffen,

wie eine Sorgekultur.
Andreas Kruse, Alterswissenschaftler

Grabungen im Iran
Tübingen. In der Donnerstagsrei-
he des Studium generale werden
„Hochkulturen in Ägypten und im
Vorderen Orient“ anhand von Tü-
binger Forschungsprojekten vor-
gestellt. Am morgigen Donners-
tag, 21. Juni, spricht Mohammad
Karami: „A rediscovered field für
archaeology: recent explorations
of the University of Tübingen in
Iran, the region of Jiroft“. Der Vor-
trag (in englischer Sprache) be-
ginnt um 18.15 Uhr, Hörsaal 21,
Kupferbau, Hölderlinstraße5.

Studiumgenerale

Bauland undMauern
Kilchberg.Der Ortschaftsrat Kilch-
berg beschäftigt sich in seiner öf-
fentlichen Sitzung am heutigen
Mittwoch, 20. Juni, 20 Uhr im ört-
lichen Rathaus mit der Bauland-
entwicklung, den Anmeldungen
für den kommenden Haushalt,
Bauanträgen und dem Förderpro-
gramm für Trockenmauern.

Notizen

Tübingen. Am Freitag, 22. Juni, um
17 Uhr bietet die Historikerin und
Neckarlandschaftsführerin Mar-
garethe Gönner die etwa zwei-
stündige Führung „Es spukt auch
in Tübingen“ an. Sie beginnt am
unteren Ende der Neckargasse
und endet auch dort. Die Teilnah-
megebühr beträgt 5 Euro. Vorwie-
gend innerhalb der Altstadt wer-
den viele so gut wie unbekannte
Geschichten, teils aus mündlicher
Überlieferung, erzählt.

Es spukt auch
in Tübingen

Tübingen. Die Studentengruppe
des Deutschen Instituts für Ärztli-
che Mission (Difäm) lädt zum Sto-
chern auf dem Neckar ein. Dabei
kann man auch Gutes tun und für
die Gesundheitsversorgung in Ma-
lawi spenden. Gestochert wird am
Samstag, 23. Juni, zwischen 11 und
17 Uhr. Einstieg ist auf der Plata-
nenallee an der Neckarbrücke. Die
Studierenden fahren ihre Gäste um
die Neckarinsel und reichen Wein
und Käsehäppchen sowie Kuchen.
Reservierungen für Gruppen unter
Telefonnummer0 70 71 / 704 90 15
oder studenten@difaem.de.

Stochernmit
dem Difäm

Tübingen. Die Geschwister-
Scholl-Schule, BerlinerRing 33, lädt
am Dienstag, 26. Mai, 18 Uhr zum
Konzert „Wenn Klassen musizie-
ren.“ Es beginnt auf demPausenhof
mit den Bläserklassen 5 und 6. Da-
nach präsentiert sich die Bigband
der Schule, bis der zweite Teil im
Hörsaal eher vokal geprägt ist: Ne-
benmehreren fünftenund sechsten
Klasse singen zwei Musikkurse der
Stufe 12 bekannteLieder undHits.

Wenn Klassen
musizieren

In seiner zweiten Amtszeit konkretisierte der Integrati-
onsbeirat die Art und Weise seiner (Zusammen-)Arbeit. 
Zum Beispiel wurde diskutiert, wie die im Partizipations- 
und Integrationsgesetz festgelegte Entsendung in den 
Gemeinderat und seine Ausschüsse aussehen könnte. 
Der Beschluss war zunächst, die Entsendungen nebst 
Stellvertretungen für ein Jahr zu wählen. Die Entsendeten 
sollten den Integrationsbeirat in den Sitzungen vertreten 
und bei Bedarf vorab ein Stimmungsbild des gesamten 
Integrationsbeirats zu relevanten Themen einholen. Seit-
her sind Entsendete des Integrationsrats in den Sitzungen 
des Gemeinderats, des Verwaltungsausschusses, des 
Ausschusses für Kultur, Bildung und Soziales sowie des 
Planungsausschusses mit einem Rede-, Anhörungs- und 
Antragsrecht vertreten. 

In seinen Sitzungen der zweiten Amtszeit beschäftigte 
sich der Integrationsbeirat unter anderem mit der in 
Tübingen durchgeführten Sicherheitsumfrage und einem 
„Haus der Kulturen“. Letzteres war auch Thema einer der 
Mittwochspalten, einer Kolumne im Schwäbischen Tag-
blatt, in der jede Woche die Ratsfraktionen, die Stadtver-
waltung, der Jugendgemeinderat und der Integrationsrat 
im Wechsel zu Wort kommen: „Haus der Kulturen“. Eine 
weitere trug 2018 den Titel „Ran an die Wahlurnen!“. 

Seine Arbeit stellte der Beirat außerdem bei verschiede-
nen öffentlichen Veranstaltungen mit Ständen vor: zum 
Beispiel der Neubürger_innen-Begrüßung am 5. Novem-
ber 2016 und bei der Auftaktveranstaltung der Interkultu-
rellen Woche am 25. September 2016. 

Unter diesem Motto lud der Integrationsbeirat im Okto-
ber 2017 zum Kennenlernen und Austausch bei Essen und 
Musik ein. Tischgespräche wurden u.a. zu den folgenden 
Themen angeboten: „Bundestagswahl: Gewählt oder 
nicht?“, „Sexualisierte Gewalt im öffentlichen Raum“ oder 
„Kultur des Miteinanders“.

2. Amtszeit: Der Integrati-
onsrat schärft sein Profil in 
einer verlängerten Amtszeit 
und setzt das Partizipations- 
und Integrationsgesetz um

Abb. 10: Schwäbisches Tagblatt 
Mittwochspalte 20.06.2018

Abb. 11: Schwäbisches Tagblatt 
Mittwochspalte 07.11.2018

TÜBINGEN Mittwoch, 7. November 2018

DAS WETTER HEUTE, MITTWOCH, 7. NOVEMBER 2018

Die Temperaturwerte in Grad Celsius sowie der Ozon-Höchstwert werden in einem Zeitraum von 24 Stunden
(vorgestern 16 Uhr bis gestern 16 Uhr) ermittelt. Der Ozon-Grenzwert liegt bei 180µg/m3.

Sonnenaufgang: 7.19 Uhr
Sonnenuntergang: 16.55 Uhr

VORSCHAU MONDPHASEN

Fr. Sa.Do.

DAS WETTER GESTERN

Höchste Temp. 12.7 °C
Niedrigste Temp. 2.8 °C
Niederschlagsmenge 0.0 l/m2

Windgeschwindigkeit 6.1 km/h
Ozon (O3) 20 µg/m3

14° / 4°

Nebelfelder lösen sich rasch auf. Dann
scheint die Sonne, ehe sich dieWolken
von Südwesten her allmählich verdichten.

Mi.
31. 10.

Mi.
7. 11.

Mi.
24. 10.

Do.
15. 11.

Redaktionell geprüfte Profile

Garantierter Datenschutz

Keine versteckten Kosten

Über 20 Jahre Erfahrung

Jetzt

kostenlos

registrieren

Finden Sie Ihren Traumpartner
in unserer Region!

Verlieben ist
kein Zufall mehr

Geerntet sind sie schon, jetzt müssen sie nur noch trocknen. Bild: Ulrich Metz

Am 26. Mai des kommenden Jahres
dürfen vieleTübinger/innenwieder
wählen gehen. Neben der Europa-
wahl stehen die Kommunalwahlen
mit derWahl des Kreistags, des Ge-
meinderats und der Ortschaftsräte
an. Um die 60 Prozent der wahlbe-
rechtigtenTübinger/innenmachten
bei den letzten Wahlen von ihrem
Recht Gebrauch und gingen zur
Wahl – ein Recht, das für vieleMen-
schen in anderenRegionenderWelt
nicht selbstverständlich ist. Einige
riskierensogar ihrLebendafür.

Da erscheint die Wahlbeteili-
gung in Tübingen, die bundesweit
sogar über dem Durchschnitt liegt,
sehr bescheiden. Dabei geht es um
viel: Repräsentation, politische
Kontrolle, Legitimation undMitbe-
stimmung. Vor diesem Hinter-
grund entsteht ein beklemmendes
Gefühl, wenn Studien zeigen, dass
die Wahlbeteiligung unter Deut-
schen mit Migrationshintergrund
um bis zu 20 Prozent geringer aus-
fällt als bei Einheimischen.

Verheerender: Menschen, die
hier seit Jahrzehnten zuhause sind,
aber weder aus der EU stammen,
noch die deutsche Staatsbürger-
schaft besitzen, dürfen an denWah-
len im kommenden Mai nicht teil-
nehmen: keine Repräsentation, kei-
ne politische Kontrolle, schwache
Legitimation, keine Mitbestim-
mung. Eine nicht unerhebliche Zahl
vonMenschen lebt inzwischen seit
vielen Jahrzehnten hier und ist von
politischen Entscheidungen be-
troffen, ohne dass sie darauf Ein-
fluss nehmen darf. Ein Rückzug in
die „eigene“ Community oder in
die Politik des vermeintlichenHei-
matlandes liegt da auf derHand.

Noch vor 100 Jahren durften
Frauen in Deutschland ebenfalls
nicht wählen. Erst am 12. Novem-
ber 1918 – erkämpft von Frauen-
rechtler/innen – trat das aktive
und passive Wahlrecht für Frauen
inKraft. Im Januar 1919 konnten sie
schließlich zum ersten Mal in
Deutschland ihr Wahlrecht aus-
üben. Dieser bedeutende Jahrestag
in Sachen Gleichstellung und De-
mokratie ist auch Anlass, die lang-
jährige Forderung nach dem Kom-
munalwahlrecht für Nicht-EU-
Ausländer/innen vorzubringen.

Um die Wahlbeteiligung unter
Deutschen mit Migrationshinter-
grund zu steigern, engagiert sich
der Integrationsrat gemeinsammit
der Stabsstelle für Gleichstellung
und Integration der Stadt Tübin-
gen im Rahmen des Projekts „Vote
T“: Vorträge, informative Gesprä-
che, Schaubilder, eine Broschüre
und Blicke hinter die Kulissen der
Politik sollen das Interessewecken
und eine höhere Partizipation be-
wirken. Also ran an dieWahlurnen
am26.Mai! Privatbild

Ran an die
Wahlurnen!

Mittwochs kommen hier Ratsfraktionen,
Stadtverwaltung und Jugend-Gemeinderat
imwöchentlichenWechsel zuWort.

Mittwochspalte

Deniz
Tekin
Integrationsrat
Tübingen

wei Jahre Haft wegen
schweren sexuellen Miss-
brauchs eines Kindes, unter
Auflagen zur Bewährung

ausgesetzt – mit diesem ungewöhn-
lichmildenUrteil endete amDiens-
tag am Tübinger Landgericht der
Prozess gegen einen 37-Jährigen.
Dass der Mann nicht ins Gefängnis
muss, obwohl er einräumte, 56 Mal
mit einer 13-Jährigen geschlafen zu
haben, hat er auch dem Opfer zu
verdanken. Denn das hat über seine
Rechtsanwältin mehrfach erklären
lassen, keine Haftstrafe für ihn zu
wollen – dem gemeinsamen Kind
zuliebe. „Sie möchte eine Bewäh-
rungsstrafe,weil sie derTochter den
Vater erhalten möchte – und nicht
weiß, wie sie es ihr erklären könnte,
wenn er ins Gefängnis müsste“, so
dieNebenklagevertreterin.

ImRahmen einer vomAngeklag-
ten nach anfänglichem Zögern ak-
zeptierten Verständigung hatten
Gericht, Staatsanwaltschaft, Neben-
klage, Angeklagter und Verteidiger
vorab einen Strafrahmen zwischen
einem Jahr und neun Monaten und
zwei Jahren und drei Monaten ver-
einbart. Im Gegenzug gestand der
ManndieVorwürfe aus derAnklage
dann doch noch. Damit musste die
Geschädigte nicht vor Gericht als
Zeugin erscheinen. Die Taten sind
zehn Jahre her. Erst 2016 Jahr ent-

Z
schied sich die nun mit der Tochter
in einer anderen Stadt lebende Frau
zurAnzeige.

Anklage:ganzeFamiliemanipuliert
Die Staatsanwältin sah sich also in
ihrem Plädoyer an die Abmachung
gebunden, was ihr sichtlich schwer
fiel. Ohne die Stellungnahme der
Frau hätte sie sich nicht darauf ein-
gelassen, erklärte sie. Der Mann ha-
be es ausgenutzt, dass die Eltern der
damals erst 12-Jährigenmit der eige-
nen Trennung beschäftigt gewesen
seien. Dann habe er die Kinder der
Familie manipuliert: Er hatte eine
kurze Beziehung mit der damals 14-
jährigen älteren Schwester, reiste
mit demBruderdes späterenOpfers
nach Gomera, obwohl der in die
Schule hätte gehen müssen. Und er
habe die kindliche Verliebtheit des
dann 13-jährigen Opfers ausgenutzt:
„Er hat sich auf sie gestürzt und zu
seinemGeschöpfgemacht.“

Von einer Liebesbeziehung zwi-
schen der 13-Jährigen und dem da-
mals doppelt so alten Mann wollte
die Anklägerin nicht sprechen: Un-
abhängig davon gelte im Gesetz die
absolute Schutzgrenze von 14 Jah-
ren: „Missbrauch ist es auch, wenn
sie esdamalswollte.“ Sie forderteei-
ne Haftstrafe ohne Bewährung von
zwei Jahren und drei Monaten. Die
Nebenklagevertreterin beantragte

im Sinne ihrer Mandantin eine Be-
währungsstrafe. Für sie war aber
auch völlig klar: „Hättenwir das vor
zehn Jahren verhandelt, wären Sie
richtig viele Jahre ins Gefängnis ge-
gangen.“ Als Auflage beantragte sie,
dass er den Unterhaltsverpflichtun-
gen für die Tochter vollständig
nachkommenmüsse.

Die Verteidigerin dagegen ging
ganz klar von einer gegenseitigen
Liebesbeziehung aus. Deshalb han-
dele es sich umminderschwere Fäl-
le. Auch das Jugendamt habe keinen
Grund zum Eingreifen gesehen, als
die dann 14-Jährige, wenige Monate
nach ihrem Geburtstag schwanger
geworden, mit demwesentlich älte-
ren Freund zusammenzog. Dass die
Jugendliche doch noch ihren Schul-
abschluss schaffte und nun studiert,
zeige auch, dass ihr die Beziehung
nichtdauerhaftgeschadethabe.

Die späteren und weiter beste-
henden Konflikte um die Erziehung
desKindes, die imLandgerichtspro-
zess immer wieder Thema waren,
seien Sache des Familiengerichts,
nicht der Strafkammer. Sie bean-
tragte eine Bewährungsstrafe am
unteren Ende des vereinbarten
Strafrahmens. Auch der zweite Ver-
teidiger des Mannes sah das so. Er
sah auch keine Anzeichen für eine
Manipulation der Geschwister
durch den Angeklagten und bean-

tragte eine Bewährungsstrafe von
einemJahrundneunMonaten.

Die Richter entschieden auf
zwei Jahre Haft, auf drei Jahre zur
Bewährung ausgesetzt. Sie gingen
von minderschweren Fällen aus.
„Der Fall unterscheidet sich sehr,
sehr deutlich von anderen, die die
Kammer in den letzten Jahren zu
verhandeln hatte. Dawaren dieOp-
fer teils nur acht oder zehn Jahre
alt“, stellte der Vorsitzende in der
Urteilsverkündung fest.

RichtersehengünstigePrognose
Der Mann habe in seinem Geständ-
nis alle Vorwürfe eingeräumt. Die
13-Jährige habe denGeschlechtsver-
kehr auch selbst gewollt. Trotzdem
hätte der Angeklagte sich dem ver-
weigern müssen. Anders als die
Staatsanwältin glauben die Richter
nicht, dass der Mann das Mädchen
gezielt von der Familie entfremdete.
Er ist nicht vorbestraft, und in den
vergangenen zehn Jahren kam es zu
keinenweiterenVorfällen.DieProg-
nose sei günstig, dass er keineweite-
renStraftatenbegeht.

KeineHaft fürSexmit 13-Jähriger
Justiz Weil er als 26-Jähriger 56Malmit seiner damals 13-jährigen Freundin schlief, verurteilte
das Tübinger Landgericht einenMannwegen sexuellen Kindesmissbrauchs. Von Jonas Bleeser

Info Vorsitzender: Armin Ernst; Richter:
Diana Scherzinger, Dr. Simon Müller;
Schöffen: Annette Kloß, Wolfgang Hen-
ßler; Staatsanwältin: Rotraud Hölscher;
Nebenklage: Christina Clemm; Verteidi-
ger: Anja Wagner, Önsel Ipek

ImKinoMuseum und nicht, wie
die Veranstalter uns mitteilten, im
Arsenal wird am morgigen Don-
nerstag, 8. November, 18 Uhr, der
Film „Der marktgerechte Pati-
ent“ gezeigt. Weitere Vorführun-
gen sind am Freitag, 9. November,
Sonntag, 11. November, undDiens-
tag, 13. November, jeweils um 18
Uhr imKinoMuseum.

Das Paul-Sinner-Bild von der Tü-
binger Synagoge, daswir am 30. Ok-
tober („Blick zurück nach vorn“)
zeigten, liegt nicht im Universitäts-
archiv, sondern in derWürttember-
gischenLandesbibliothek.

Berichtigungen

Bei der TAGBLATT-Obstbörse
finden Baumbesitzer und Erntewillige
zueinander. Quitten, Trauben, Streu-
obst, aber auch Kartoffeln, Kohlrabi
und Kopfsalat dürfen angeboten wer-
den. Die Früchte müssen allerdings
verschenkt werden, verkaufen ist ver-
boten:www.tagblatt.de/Obst

@tagblatt.de

Tübingen. Unbekannte haben am
Samstag zwischen 6 und 18.30 Uhr
in der öffentlichen WC-Anlage an
Gleis 1 des Tübinger Hauptbahn-
hofs randaliert. Wie die für den
Bahnhof zuständige Bundespolizei
berichtet, verstopften die Täter die
Herrentoilette und drehten sämtli-
che Wasserleitungen auf. Die ge-
samte WC-Anlage wurde über-
schwemmt, ebenso der Bahnsteig.
Ein Wasserschaden entstand auch
im Keller der Bahnhofs-Gaststätte.
Der Schaden wird mit etwa 2500
Euro beziffert. Die Bundespolizei
ermittelt und bittet Zeugen, die den
Vorfall beobachtet haben oderHin-
weise auf die Täter geben können,
sich unter der Telefonnummer
0711/870350 zumelden.

Wasserschaden
amHauptbahnhof

GESPENSTISCH wirken Neckarfront und Platanenallee, wenn der Fotograf sie mit Infrarot verfälscht. Bild: Ulrich Metz

Tübingen. Ein Einbrecher ist in der
Nacht zum Dienstag in eine Gast-
stätte in der Reutlinger Straße ein-
gestiegen. Wie die Polizei berich-
tet, kam er zwischen 22 und 11 Uhr
über ein Fenster im Untergeschoss
in das Lokal. Aus einem Büroraum
stahl er einen Laptop und eine ex-
terne Festplatte. Zudem fand erGe-
fallen an diversen Tiefkühlproduk-
ten. Der Gesamtwert der Beute ist
nochnicht bekannt.

Tiefkühlprodukte
und Laptop geklaut

Spielend lernen
Tübingen. „Spielend lernen imKin-
desalter“, darüber spricht die Ent-
wicklungspsychologin Prof. Clau-
dia Friedrich am morgigen Don-
nerstag, 8.November, imHörsaal 21
des Kupferbaus. Der Vortrag ist
Teil derRingvorlesungzumSpiel.

StudiumGenerale

Zu Gast beim Integrationsbeirat – 
Miteinander beim Brunch
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Zu Gast beim Integrationsbeirat – Miteinander beim Brunch
Kennenlernen und Austausch, Essen und Musik

am Sonntag, 1. Oktober 2017, 10 bis 14 Uhr 
im Stadtteiltreff Waldhäuser Ost, Berliner Ring 20, 72076 Tübingen

Im Rahmen der interkulturellen Woche laden wir herzlich zu einem Brunch ein. Alle, die sich für Miteinander, für Teilhabe, 
Mitbestimmung und Chancengleichheit von Menschen mit und ohne Zuwanderungsgeschichte in allen Bereichen einer Gesellschaft 
einsetzen, sind unsere verehrten Gäste.

Beim Brunch wird uns und Ihnen die Gelegenheit gegeben, sich kennenzulernen, auszutauschen, zu diskutieren, Fragen zu stellen, 
zu schmecken und zu kooperieren. Internationale Musik und kurze thematische Inputs zu aktuellen politischen und gesellschaftlichen 
Themen werden uns begleiten. Als besonderes Highlight sind Sie herzlich zu einem kleinen Musikworkshop mit den wunderbaren 
Musikerinnen und Musikern von „Musizieren für Integration“ eingeladen.

Der Integrationsbeirat Tübingen 
in Kooperation mit dem Stadtteiltreff Waldhäuser Ost e.V. 

Offener Austausch miteinander erleichtert unser Verständnis füreinander.

10.00 Uhr
Stehempfang mit Getränken

10.15 Uhr 
Eröffnung der Veranstaltung mit musikalischer Begleitung
Begrüßung durch Qin Hu und Asli Küçük (Integrationsbeirat)
Grußworte von Luzia Köberlein (Stabsstelle Gleichstellung und 
Integration, Integrationsbeirat) und Anne Kreim (Stadtteiltreff 
WHO, Integrationsbeirat)

10.30 Uhr
Eröffnung des Buffets 
Tischgespräche: „Eine Woche nach der Bundestagwahl. 
Gewählt oder nicht gewählt?“

11.20 Uhr
Tischgespräche 
„Selbstbestimmt leben?! 
Sexualisierte Gewalt im öffentlichen Raum“

12.10 Uhr 
Tischgespräche
„Eine Kultur des Miteinanders und der Kooperation – 
wie geht es?“

13.00 Uhr
Kleiner Musikworkshop mit Musiker/-innen 
von „Musizieren für Integration“: Miteinander musizieren!

13.30 Uhr
Austausch und Ausklang

Im Außenbereich finden Sie Sitzgelegenheiten. 
Dort können Sie Ihren Verein mit Bildern und Infos
an Stellwänden vorstellen. 

Für die Kinder gibt es eine „Spielwiese“ und Kreide zum Malen.

Abb. 12: Einladungskart: Zu Gast beim Integrationsbeirat – Miteinander beim Brunch, © Universitätsstadt Tübingen

Zweite Amtszeit des Integrationsrats

Zu Gast beim Integrationsbeirat – 
Miteinander beim Brunch
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2017 kam der Verein minor e.V. mit dem Pilotprojekt 
Vote D auf die Universitätsstadt Tübingen zu. Tübingen 
sollte im Rahmen des Projekts als Modellkommune über 
die im Folgejahr anstehende Bundestagswahl infor-
mieren und für die Teilnahme an der Wahl werben. Der 
Integrationsbeirat brachte sich ein, indem er Infoveran-
staltungen für arabischsprachige und russischsprachige 
Communities und für Menschen mit türkischer Zuwan-
derungsgeschichte durchführte. 

Aus diesem Format entwickelte sich das Projekt Vote T, 
wobei das T für Tübingen steht. Da die politische Partizipa-
tion, auch aber nicht nur von Menschen ohne Wahlrecht, 
oberstes Ziel des Integrationsbeirats ist, engagierte er sich 
bei dem Projekt, indem er gemeinsam mit der Stadt eine 
umfangreiche Informationsbroschüre zur Kommunalwahl 
2019 entwickelte und herausgab. 

Die Broschüre verschickte der städtische Fachbereich Kom-
munales u.a. an alle EU-Bürger_innen, die noch nicht in 
Deutschland im Wähler_innenverzeichnis für die Europa-
wahl eingetragen waren, sondern noch in ihren Heimatlän-
dern, und Integrationsbeirät_innen verteilten sie an Vereine, 
Migrantenorganisationen, Einzelpersonen und verschiede-
ne Gruppen. So sollten möglichst viele Menschen erreicht 
und zu der Frage „Wie kann ich wählen?“ aufgeklärt werden.

Abb. 13-15: Wahlinformationsveranstaltungen des Integrationsbeirats 
im Rahmen von Vote D, Bilder: © Integrationsbeirat Tübingen

Pilotprojekt Vote D

Um effizient und zielgerichtet agieren zu können, stellte 
der Integrationsbeirat in seiner zweiten Amtszeit verschie-
dene Arbeitsgruppen auf und setzte hierfür konkrete Ziele 
und Schwerpunkte. Die Arbeitsgruppen trafen sich regel-
mäßig und berichteten in den Sitzungen des Integrations-
beirats von ihrer Arbeit. So sollte die begrenzte Anzahl und 
Dauer der Sitzungen maximal genutzt werden.  

Die AG „Bilanz“ erstellte beispielsweise gegen Ende der 
ersten Amtszeit einen Evaluationsbogen, mit dem die 
Arbeit des Gremiums evaluiert und ggf. Anpassungen für 
die folgende Amtszeit vorgenommen werden sollten. 
Die Mitglieder konnten Angaben u.a. zu den Rollen der 
verschiedenen Mitgliedergruppen (Sachkundige, gemein-
derätliche Mitglieder, Integrationsbeauftragte), über die 
Diskussionskultur oder die Erfüllung der Aufgaben des In-
tegrationsrats laut Geschäftsordnung machen. 

Arbeitsgruppen des Integrationsbeirats

Abb. 16: Kommunalwahlbroschüre 2019, © Universitätsstadt Tübingen
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Abb. 17: Auszug aus dem Protokoll vom 21.03.2017 (Seite 5). 

Zweite Amtszeit des Integrationsrats

 5 

- Unterstützung für die EU-Charta Gleichstellungsgesetz ausgesprochen, da sie auch für geflüchtete 
Frauen und Männer wichtig ist. 
 
 
4) Ziele bis Februar 2018, Vorstellung der Pläne der fünf Arbeitsgruppen des 
Integrationsbeirats 
 
a) AG Islamische Gesellschaft in Tübingen 
 
- Oberziel der AG  
Multiperspektivische Dialogförderung zwischen dem IB und den muslimischen Gemeinden und der 
Stadt Gesellschaft. Die Grundlage sollte immer unser Grundgesetz sein. 
 
- Unterziele 

 Gemeinsames Fastenbrechen, die AG ist in Zusammenarbeit mit den Moscheegemeinden der 
Organisator 

 Überblick über die muslimischen Gemeinden bekommen und verschriftlichen 
 Treffen mit den muslimischen Gemeinden. 
 Kontakt zum „Arabisch-Deutschen und Internationalen Familientreff“ kann in einem weiteren 

Schritt erfolgen. 
 
- Arbeitsaufträge 
Treffen 28.03.2017 im Rathaus Raum 108; Einladung der Vertreter des alevitischen Vereins und 
zugleich Arbeitstreffen für die AG.  
 
Treffen 6.04.2017 Einladung dazu an die Vertreter der Moscheegemeinden. 
Inhalt: Fastenbrechen und offener Austausch 
 
- Struktur 
Beate Kolb ist als (seit März 2017) stellvertretendes Mitglied im IB weiterhin Mitglied der AG und 
deren Koordinatorin. 
 
 
b) „Feuerwehr-AG“ (war: „AG Interkulturelle Begleitung von Kitas und Schulen“) 
 
Der ursprüngliche Plan, Abfragen in Schulen und Kitas zur Umsetzung der Konzepte durchzuführen, 
wird nicht weiterverfolgt. Die Teilnahme an den Arbeitsgruppen, die sich schon mit diesem Thema 
beschäftigen, ist zeitlich nicht realistisch für die AG-Mitglieder. 
 
Die AG gibt nun die bisherige Ausrichtung auf und möchte sich ganz offen zu Themen, die „brennen“, 
einbringen. Das können z.B. Themen sein, die Geflüchtete betreffen (z.B. Frauenhäuser für 
geflüchtete Frauen, Kindergarten-, Schulplätze für geflüchtete Kinder) oder Themen, die sich aus dem 
Besuch bei den internationalen Vereinen ergeben. Der Name der AG „Feuerwehr-AG“ ist noch ein 
Arbeitstitel. 
 
 
c) AG Internationale Vereine und Interkulturelle Woche (IWO) 
 
- Interkulturelle Woche (IWO): 

 Teilnahme am 24. September mit Infostand. 
 

 Idee für Beitrag zur IWO: Schlemmerroute: Am oder ab 30.09. kochen verschiedene Gruppen 
(Internationale Vereine) an einer Woche oder an einem Tag an verschiedenen Orten in der 

Arbeitsgruppen des Integrationsbeirats
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Abb. 18: Auszug aus dem Protokoll vom 21.03.2017 (Seite 6). 

 6 

Stadt. Ggf. mit Extra-Flyer bewerben. An jedem Schlemmer-Punkt soll ein IB-Mitglied stehen, 
um sich bekannt zu machen. Planung: Im Mai genauer klären, im Juni festzurren. 

 
- Internationale Vereine: 

 Die Besuche bei den (internationalen) Vereinen sollen fortgesetzt werden. Ziel ist dabei auch, 
kleine Vereine zu vernetzen. 

 
 Einladung der (internationalen) Vereine zum Brunch „Zu Gast bei uns. Der Integrationsbeirat 

lädt ein“. Terminvorschläge: 8.10., 22.10, 5.11. Tatjana Fessler schickt eine doodle-Umfrage 
per E-Mail. 

 
 Die Idee „Auf dem Rad mit dem IB“ wird auf einen späteren Zeitpunkt verschoben. 

 
 
d) AG Antidiskriminierung 
 
- Ziele der AG 

 Diskriminierung/ Rassismus, Barrieren beim gleichberechtigten Zugang zu den politischen, 
sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Ressourcen in der Stadt Tübingen sichtbar machen 

 Vielfalt positiv besetzen & sichtbar machen 
 
- Unterziele 

 Fortbildung nach Innen / Austausch zu den Themen Kultur, Integration und Rassismus 
 Einschätzungen, Erzählungen, Bilder, Stimmen zu Diskriminierung in der Stadt Tübingen 

einholen (auch im IB – hier Verbindung zu Punkt 1) 
 Integrationskonzept: Einfluss nehmen. Beim Thema Diskriminierung sollen Experten 

hinzugezogen werden und Standards gesetzt werden. 
 Aktion zur Bundestagswahl / evtl. Video-Clip f. Kinos: „Alltagsrassismus thematisieren“ 
 Unabhängige Patient_innen-Kommunikation – Klärung der Kostendeckung im 

Gesundheitswesen 
 
 
e) AG Öffentlichkeitsarbeit 
 
- Oberziel der AG  
Bekanntmachung der Arbeit und der Aufgaben des IB, aktuelle Information über den IB 
 
- Etappenziele 

 Roll-up 
Slogan „Ja zur Vielfalt“ in verschiedenen Sprachen auf einem typischen Tübinger Hintergrund 
(z.B. Neckarfront) 
 

 Neuer Flyer mit aktuellen Information des IB. Foto-Termin bei der Sitzung 18.07.17 
 Pflege der Website mit relevanten Informationen (Bitte an die AGs, Wichtiges mitzuteilen) 
 Bericht im Schwäbischen Tagblatt? Mittwochsspalte? Fraktionen: interfraktionelles Schreiben 

ans Schwäbische Tagblatt mit Information, wie oft der Gemeinderat zugunsten des IB auf die 
Mittwochsspalte verzichtet, Bericht über IB alle 4 Monate (3x/Jahr). 

 Facebook-Seite? 
 
- Bis Februar 2018: 

 Roll-up 
 Flyer 
 Pflege der Website 

 
 
5) Anregung zur Strukturänderung, Anzahl der Sprecher/innen 
Wird verschoben. 
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1.4 Wo siehst Du strukturelle Stärken und Schwächen, wenn Du die Auswirkung Deiner eigenen 
Kapazität (Zeit, Energie, Ressourcen) auf Dein bisheriges IR-Engagement überprüfst?
FAZIT zu Frage 1.4:
Stärke:
• Initiative einbringen und zuverlässig deren Entwicklung fördern 
• Gutes Ambiente, Vielfältiges Team, durch die Mischung sind 6 Gemeinderat-Fraktionen und die 

Stadtverwaltung direkt im IR vertreten. 
• Schneller Informationsfluss 
• IR und Stabstelle sind beide dafür zuständig. Möglichkeiten, mehr aufeinander abzustimmen, sind da. 

Vorschlag: aus dem Tagesordnungspunkt „Bericht aus der Stabstelle“ lieber „Austausch IR und 
Verwaltung“ 

Schwäche:
• Zeitmangel: Termine zu finden, Regulären Termine sind nicht zu häufig, Terminüberschneidung (10)
• Zu wenig Zeit und zu viele Themen, so dass die Themen oft nicht vertieft werden können. (1)
• Sehr schwierig, eine Stellungnahme als IR zu verfassen (1)
• Reibungsverluste durch Abstimmungen via Mail (2)
• Die Struktur der AG ́s ist nicht gut genug, verbesserungswürdig. (1)
• Dem IR fehlt es an Selbstbewusstsein, sich einzumischen, Missstände aufzugreifen, Stimmen für 

diejenigen zu sein, die mehr Gehör brauchen.(1)
• Vorschlag: Jedes Mitglied des Rates sollte höchsten nur zwei Positionen in unterschiedlichen 

Bereichen des IR besitzen. (1)
14. Juni 2024

Evaluation Integrationsrat
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3.3. Wie bewertest Du die bisherige Arbeit des IR, eigene Projekte für Integration als 
gleichberechtigte Teilhabe, für interkulturelle Öffnung, Chancengleichheit, diskriminierungs- und 
diversitätssensiblen Umgang zu initiieren, organisieren und durchzuführen? (Beispiele: IR-
Arbeitsgruppen, Antrag Muslimische Bestattung in Tübingen, interkultureller Brunch, Vote D, Vote T, 
Kommunalwahl-Broschüre bei IR, Fachveranstaltung Basiswissen Islam)

FAZIT zu Frage 3.3.: 
• Dieser Bereich wurde mehrheitlich und hauptsächlich positiv bewertet (11x siehe gelbe 

Markierungen). 

• Positiv: Veranstaltungen = Formen niedrigschwelliger gelebter Integration (z.B. Brunch), IR-Mitglieder 
konnten ihre organisatorischen und kreativen Fähigkeiten und ihre Stärken, Menschen anzusprechen 
einbringen, AG’en waren wirksam, (z.B. muslimische Bestattung, Vote T); 

• Schwierig: zu viel Zeit im Vergleich zu anderen Aufgaben, zu  zeitaufwändig, nicht effizient genug

14. Juni 2024

Evaluation Integrationsrat
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Abb. 20: Evaluationsbogen 2

Abb. 19: Evaluationsbogen 1

Zweite Amtszeit des Integrationsrats

Die Evaluation zum Ende der ersten Amtszeit war einerseits 
bereits beim Beschluss über die Ausgestaltung des Beirats 

festgelegt worden, andererseits war auch den Mitgliedern 
die Selbstevaluation des Gremiums und ihrer Arbeit wichtig. 

Evaluation der Arbeit des Gremiums 
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§ 11 PartIntG
Integrationsausschüsse und Integrationsräte
(1) Die Gemeinden und Landkreise können Integrations-
ausschüsse oder Integrationsräte für Fragen, welche die 
Gestaltung des Zusammenlebens in einer vielfältigen 
Gesellschaft und insbesondere die Integration von Men-
schen mit Migrationshintergrund betreffen, einrichten.

§ 13 PartIntG
Integrationsrat
(1) Der Integrationsrat besteht aus Einwohnerinnen oder 
Einwohnern, die einen Migrationshintergrund haben oder 
aufgrund ihrer Kenntnisse in Fragen der Migration und 
Integration einen Beitrag zur Arbeit des Integrationsrats 
leisten können.

(2) Der Integrationsrat kann sich mit allen Angelegen-
heiten der Gemeinde beziehungsweise des Landkreises 
befassen. Auf Antrag des Integrationsrats hat die Bürger-
meisterin oder der Bürgermeister eine Angelegenheit aus 
dem Bereich Integration dem Gemeinderat beziehungs-

weise die Landrätin oder der Landrat dem Kreistag zur Be-
ratung und Entscheidung vorzulegen.

(3) Jedes Mitglied des Integrationsrats verfügt über Rede- 
und Stimmrecht im Integrationsrat.

(4) Vorlagen, die die Belange von Menschen mit Migrati-
onshintergrund betreffen, sind dem Integrationsrat mög-
lichst frühzeitig zuzuleiten. Der Integrationsrat hat das 
Recht, eine Vertretung in die Sitzungen des Gemeinderats 
beziehungsweise des Kreistags zu entsenden, die dort in 
Angelegenheiten aus dem Bereich Integration Rede-, An-
hörungs- und Antragsrecht hat.

(5) Die Einzelheiten sind in der Geschäftsordnung des Ge-
meinderats beziehungsweise des Kreistags zu regeln.

5b 2  
Was waren für Dich die größten Erfolge der IR-Arbeit in dieser Amtszeit?

Fazit:
• Muslimische Bestattung (6 Nennungen)

• Vote D  (5 Nennungen) 

• Vote T (3 Nennungen)

• Brunch/Treffen mit Internationalen Vereinen im WHO (2 Nennung)

• Mittwochsspalte (2 Nennungen)

• Wegbereitung für Haus der Kulturen (1 Nennung)

• Arbeit mit verschiedenen muslimischen Gruppen (1 Nennung)

• Mehrere kleine Erfolgsgeschichten (1 Nennung)

14. Juni 2024

Evaluation Integrationsrat
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Abb. 21: Evaluationsbogen 3

Am 5. Dezember 2015 trat das Partizipations- und Integrationsgesetz (PartIntG) Baden-Württemberg in Kraft. Da der 
Integrationsbeirat ein Integrationsrat im Sinne der §11 und §13 PartIntG ist, fand 2018 die Umbenennung in Integrati-
onsrat statt. Die Umsetzung des PartIntG wurde in diesem Zuge in der Geschäftsordnung ergänzt.  

Das Partizipations- und Integrationsgesetz Baden-Württemberg 
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Für das Thema Muslimische Bestattungen setzte sich der 
Integrationsrat in seiner zweiten Amtszeit ebenfalls ein: 
Auf Initiative des Integrationsrats fand 2017 mit dem städ-
tischen Friedhofsamt eine Exkursion zu einem Tübinger 
Friedhof und zu den muslimischen Grabstätten auf dem 
Reutlinger Friedhof Römerschanze statt. 2018 wurde das 
Thema bei dem Workshop „Entwicklung Bestattungskul-
tur“, an dem die Verwaltung, die Kommunalen Service-
betriebe, Gemeinderatsmitglieder, Ortvorsteher_innen 
und Mitglieder des Integrationsrats teilnahmen, weiter-
verfolgt. Ergebnis des Workshops war u.a., dass auf dem 
Bergfriedhof die Möglichkeit eines muslimischen Gräber-
feldes mit rund 100 Gräbern, ggf. mit separatem Eingang, 
untersucht werden solle. Auch die Machbarkeit eines 
Waschraums für die rituelle muslimische Waschung sollte 
kostenmäßig abgeschätzt werden. 

Um bezüglich der Grabpflege einen Kompromiss zu 
finden, sollte ein Konzept gefunden werden, bei dem 
auch ohne viel Aufwand und Pflege dennoch ein anspre-
chendes Aussehen erreicht werden kann (z.B. Rasen). 
Bei dem Workshop brachte der Integrationsrat relevante 
Punkte ein. Durch die Corona-Pandemie geriet die Wei-
terentwicklung des Bergfriedhofs in Verzögerung. Daher 
widmet sich der Integrationsrat diesem wichtigen integra-
tionspolitischen Thema noch heute. Voraussichtlich 2025 
gehen die Planungen und Planungsvarianten zum Berg-
friedhof unter Einbeziehung des Integrationsrats weiter. 

Mit einem Antrag bezüglich Einfacher Sprache beauftrag-
te der Integrationsrat die Stadtverwaltung im September 
2018 zu prüfen, bei welchen behördlichen Dokumenten 
die Abfassung in einfacher Sprache möglich und nötig 
ist. Das Thema wird im Rahmen des Integrationskonzepts 
weiterverfolgt. 

3. Amtszeit: Politische Ar-
beit des Integrationsrats: 
Der Integrationsrat setzt sich 
für politische Teilhabe und 
Antirassismus ein

Die dritte Amtszeit des Integrationsrats ist gleichzeitig seine 
bisher längste. Um eine möglichst konsistente Zusammen-
arbeit mit dem Gemeinderat zu erreichen, wurde die Amts-
zeit des Integrationsrats an die des Gemeinderats gekoppelt 
und auf fünf Jahre verlängert. Außerdem fanden 2023 
umfangreiche Anpassungen der Geschäftsordnung statt. 
So erweiterte sich der Integrationsrat beispielsweise um ein 
jugendgemeinderätliches Mitglied. Dadurch sollten auch 
Jugendliche mit Zuwanderungsgeschichte eine Stimme im 
Integrationsrat bekommen. Zusätzlich wurde die Geschäfts-
ordnung dahingehend ergänzt, dass sich der Integrationsrat 
nicht nur gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und 
geschlechtliche Diskriminierung, sondern gegen jede Form 
von Diskriminierung entsprechend AGG §1 (Rasse, ethnische 
Herkunft, Geschlecht, Religion, Weltanschauung, Behinde-
rung, Alter, sexuelle Identität) stellt.  

In seinen Sitzungen der dritten Amtszeit setzte sich der Inte-
grationsrat u.a. mit der Fortschreibung des Integrationskon-
zeptes (z.B. Handlungsfeld „Bürgerschaftliches Engagement 
und politische Partizipation“), mit Maßnahmen zur Präven-
tion von Benachteiligungen von Menschen mit Zuwande-
rungsgeschichte in der Ausländerbehörde (Pressemitteilung 
Abb. 22) auseinander und tauschte sich mit dem Leiter des 
Polizeireviers Tübingen aus. 

Dritte Amtszeit des Integrationsrats

Muslimische Bestattungen

Einfache Sprache
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Abb. 22: Pressemitteilung nach Sitzung mit Bürgermeisterin Dr. Daniela Harsch Frau Dr. Harsch, Herrn Heß und Wilhelm Gunkel nach der Sitzung 
am 24.11.2020 

Anti-Rassismus ist kein Ziel,  
sondern ein Weg und ein Prozess für jeden von uns. 
 
Wir, der Integrationsrat Tübingen, bedanken uns für die angenommene Einladung und die 
konstruktive Austauschrunde mit Frau Dr. Daniela Harsch (Bürgermeisterin für Soziales, 
Ordnung und Kultur der Universitätsstadt Tübingen), Herrn Richard Heß (Leiter des 
Fachbereichs Bürgerdienste, Sicherheit und Ordnung) und Herrn Wilhelm Gunkel (Leiter der 
Fachabteilung Bürgeramt) am 24. November. Das Gesprächsthema war die Prävention von 
strukturellem Rassismus in der Stadtverwaltung. Tübingen ist eine bunte und weltoffene 
Stadt. Auch die Haltung der Verwaltung gegenüber Bürger*innen mit Migrationshintergrund, 
sollte das widerspiegeln. Fortbildungen und Schulungen, welche die interkulturelle 
Kompetenz der Mitarbeiter*innen fördert, sind aus unserer Sicht regelmäßig anzubieten, 
wie auch die Möglichkeit einer Supervision für die Beschäftigten der Stadtverwaltung. 
 
Wie sich im Gespräch herausstellte, fanden vor einigen Jahren viele der angesprochenen 
Schulungsangebote statt. Die meisten von ihnen hatten jedoch keinen verpflichtenden 
Charakter. Vor diesem Hintergrund empfehlen wir eine Aktualisierung der Inhalte, sowie die 
Evaluation von erfolgten Fortbildungen. Die Einrichtung einer - möglichst unabhängigen - 
Beschwerdestelle, an die sich Bürger*innen wenden können die 
Diskriminierungserfahrungen im Umgang mit der Verwaltung gemacht haben, wäre unserer 
Einschätzung nach wünschenswert. Bereits existierende Anlaufstellen mit solchen 
Funktionen, wie ADIS, Pro Asyl, etc., sollten ihre Bemühungen in Zukunft gemeinsam mit der 
Stabstelle Gleichstellung und Integration bündeln und eine Rückkopplung gegenüber der 
Stadtverwaltung sicherstellen. Es herrschte Einigkeit darüber, dass die Zusammenarbeit 
zwischen Stadtverwaltung, Integrationsrat, Stabstelle Gleichstellung und Integration, und 
freien Trägern im Bereich Migration in Zukunft intensiviert werden sollte. Durch einen 
regelmäßigen Austausch mit Frau Dr. Harsch sollten Problempunkte erörtert und mögliche 
Lösungsansätze entwickelt werden.  
 
Ein wichtiger Aspekt in der Diskussion stellten die erschwerten Verhältnisse in der 
Ausländerbehörde dar: Die Corona-Pandemie verursacht schlechte Erreichbarkeit, 
suboptimale Arbeitsbedingungen, ungeeignete Räumlichkeiten und einen unzureichenden 
Personalschlüssel. Der Unmut über das Fehlen eines festen Ansprechpartners, die 
ausbleibende oder verlangsamte Terminvergabe, sowie Sprachbarrieren, wird zunehmend 
größer. Hier müssen Lösungen gefunden werden. Wir fordern den Gemeinderat dazu auf, 
trotz problematischer finanzieller Lage des Haushalts, dieses Ziel auf die Prioritätsliste zu 
setzen. 
 
Wir freuen uns auf die Zusammenarbeit, die am 24.November aufgenommen wurde und 
hoffen, dass wir dadurch gemeinsam einen Beitrag zum friedlichen und toleranten 
Gesellschaftsklima in unserer Stadt leisten können. 
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Abb. 23: Artikel Schwäbisches Tagblatt: Wie erreichbar ist das Ausländeramt? am 18.12.2020

TÜBINGEN Freitag, 18. Dezember 2020

mmer wieder gibt es Kritik an
der Arbeit des Tübinger Aus-
länderamts. Vor Kurzem
gründete sich in Tübingen ei-

ne „Arbeitsgemeinschaft Auslän-
derbehörde“, die Betroffenen die
Möglichkeit geben soll, sich über
ungerechte, nicht sachgemäße
und nicht fristgerechte Behand-
lung durch die Behörde auszutau-
schen. Aus Unterstützerkreisen
für Flüchtlinge und von anderen
Stellen erreichte auch das TAG-
BLATT immer wieder Kritik an
der Behörde (siehe Infobox), das
Thema war in der vergangenen
Woche zudem Gegenstand eines
Berichts imKultur- und Sozialaus-
schuss desGemeinderats.

Nichtsoerreichbarwiegewünscht
Ein Teil dieser Kritik bezieht sich
auf die schlechte Erreichbarkeit
und die lange Zeit, die man auf ei-
nen Termin warten müsse. Wil-
helm Gunkel, Leiter der Auslän-
derbehörde, und Richard Heß,
Leiter der Fachabteilung Bürger-
amt, bekannten in der Sitzung:
„Wir wissen, dass das Ausländer-
amt nicht so erreichbar ist, wie
wir das gerne hätten.“ In einer
schriftlichen Stellungnahme wei-
sen die beiden darauf hin, dass die
Räume beengt und die Aufgaben
vielfältig, jedoch nicht immer
leicht zu bearbeiten seien: „Regel-
mäßig waren die Unterlagen beim
ersten Besuch nicht vollständig
und es wurde ein weiterer Besuch
erforderlich.“ Gegenüber dem
TAGBLATT wies Heß auch dar-
aufhin, dass heute 50 Prozent
mehr Ausländer in Tübingen
lebten als vor 2015. Die Stadt
hat, wie Tübingens OB Boris Pal-
mer bestätigte, auf den Zuwachs
zwar reagiert und Leute einge-
stellt, doch hätten viele Mitarbei-

I
ter schnell wieder gekündigt. „Die
Arbeit ist sehr komplex.“ Qualifi-
ziertes Personal sei entsprechend
schwer zu finden.

Eine telefonische Erreichbar-
keit des Amtes dauerhaft zu ge-
währleisten, sei insbesondere in
der Pandemie, in der ein Besuch
der Behörde nur noch nach Ter-
minvereinbarung möglich ist,
nicht zu leisten: „Die bereits vor
der Pandemie sehr angespannte
Personalsituation hat in den
vergangenen Monaten aber da-
zu geführt, dass die telefonische
Erreichbarkeit nicht durchgängig
gegeben war und auch E-Mails
nicht immer zeitnah beantwortet
werden konnten.“ Auch der
Postweg, der gerade in der Pan-
demie öfter bemüht werden müs-
se, trageWeiteres zu den Verzöge-
rungen bei.

Heß berichtete von der
schlechten räumlichen Situation
der Behörde. Es gebe keine Tren-
nung der einzelnen Büros, Ge-
spräche seien oft durch Geräu-
sche und Lärm beeinflusst und ge-
stört. „Gravierend schlecht“ sei
die Situation vor allem dann,
wenn Besucher/innen mit kleinen
Kindern eine längere Wartezeit in
der Behörde verbringen müssen:
„Es bedarf dann erheblicher An-
strengung der Mitarbeiter/innen,
um konzentriert zu bleiben.“ Nun
plane die Stadt, die bauliche Situa-
tion zu verbessern und die Räum-
lichkeiten der Ausländerbehörde
ins nebenstehende Gebäude in
der Fruchtschranne zu erweitern
(wir berichteten).

Heß und Gunkel kündigten zu-
dem an, die im Juni eingeführte
neue Terminvergabe über eine ei-
gene E-Mail-Adresse beizubehal-
ten. Diese habe die Situation der
Mitarbeiter im Amt „in erhebli-
chem Umfang beruhigt“. Der
Wartebereich sei nicht mehr über-
füllt, Termine „für Eilsachen“
würden „zeitnah angeboten“.

Unter dem Strich sei davon aus-
zugehen, dass die Flüchtlingszah-
len „weiter hoch bleiben“, so der
Bericht der Behörde. Unter dem
Strich stehen nun vier Themenbe-
reiche für das „Vorgehen der Ver-
waltung“ fest, um die Situation
rund umdieArbeit der Ausländer-
behörde zu verbessern: die Anpas-
sung der räumlichen Situation, die
Einführung einer elektronischen
Akte zur schnelleren Bearbeitung,
die Beibehaltung und Verfeine-
rung der Terminvereinbarung –
bald auch online – sowie das akti-
ve Vermeiden vonMehrfachanfra-
gen. Letzteres wollen die Zustän-
digen vor allem dadurch errei-
chen, dass sie „Bevollmächtigte

und Unterstützer sensibilisieren“.
„Nach der Corona-Pandemie sol-
len Infothek und Expressschalter
wieder eingeführt werden“, gab
Heß zudem im Ratsausschuss be-
kannt. „Wir machen uns viele Ge-
danken, wie wir das Ausländer-
und Bürgeramt für unsere Bürge-
rinnen und Bürger weiter öffnen
können.“ Inhaltlich seien viele
Verfahren und Aufträge der Aus-
länderbehörde auch durch verän-
derte Gesetzeslagen komplizierter
geworden: „Aberwenn esVorwür-
fe gibt, arbeiten wir diese auf und
sorgen für eine vollumfängliche
Aufklärung“, soHeß.

Laura Conte aus dem Integrati-
onsrat teilte dem Gremium mit:

„Wir als Integrationsrat begrüßen
die Darstellung der Schwierigkei-
ten in der Behörde.“ Diese stimm-
ten überein mit den Erfahrungen
ihres Gremiums, so Conte: „Wir
bieten uns gerne als Mediator an
und können für Niederschwellig-
keit sorgen, weil wir an den Be-
troffenen sehr nach dran sind.“
Der Integrationsrat hatte sich im
Vorfeld der Sitzung – nach einem
Gespräch mit der Verwaltung –
auch in einer Pressemitteilung zur
TübingerAusländerbehörde geäu-
ßert. Thema des Gesprächs sei
„die Prävention von strukturellem
Rassismus in der Stadtverwal-
tung“ gewesen. „Tübingen ist eine
bunte und weltoffene Stadt.“ Die

Haltung der Verwaltung solle das
widerspiegeln. Der Integrations-
rat empfiehlt Schulungen.

In seiner Stellungnahme rät das
Gremium der Verwaltung, Schu-
lungsangebote für Mitarbeiter
verpflichtend zu machen und de-
ren Inhalte zu aktualisieren. Zu-
dem sei die Einrichtung einer un-
abhängigen Beschwerdestelle so-
wie intensivere Zusammenarbeit
zwischen Verwaltung, Integrati-
onsrat, der Stabsstelle Gleichstel-
lung und freien Trägern im Be-
reich Migration wünschenswert.
Der Rat hoffe, dadurch „einen Bei-
trag zum friedlichen und toleran-
ten Gesellschaftsklima“ in Tübin-
gen leisten zu können.

Wie erreichbar ist dasAusländeramt?
Bürokratie Es gibt Kritik wegen langerWartezeiten und schlechter Erreichbarkeit. Die Zuständigen nahmen Stellung. Von Lorenzo Zimmer

Auch im Reutlinger Ausländeramt
muss man Termine vorher vereinba-
ren. Dies hängt allerdings, wie die
städtische Pressestelle erklärte, mit
der Corona-Pandemie zusammen. In
der Regel bekomme man einen Termin
innerhalb von drei Tagen: „Bei beson-
ders dringenden Angelegenheiten
kann im Ausnahmefall auch ein Termin
am gleichen Tag oder am Tag darauf
vereinbart werden“, erklärte die Pres-
sestelle. Dies komme aber „relativ sel-
ten“ vor. Ansonsten seien der Stadt
Reutlingen „keine Beschwerden im
Hinblick auf die Wartezeiten bekannt,
auch nicht über das Oberbürgermeis-
ter-Büro.“ Im Jahr 2020 habe es bei
der Ausländerbehörde der Stadt
Reutlingen zwei Personalwechse
l gegeben. Zurzeit seien aber alle
Stellen besetzt. uja

Betroffen von den langen
Wartezeiten sind Flüchtlin-
ge, aber auch viele auslän-
dische Firmenmitarbeiter,
Klinikangestellte oder Wis-
senschaftler, die eine Auf-
enthaltsgenehmigung be-
nötigen. Laut Prof. Detlef
Weigel, Direktor am Tübin-
ger Max-Planck-Institut für
Evolutionsbiologie, betra-
gen die Wartezeiten für ei-
nen Aufenthaltstitel oft
mehrere Monate. Beson-
ders ärgerlich ist das für
Nachwuchswissenschaftler,
deren Dissertation länger
dauert als vorgesehen, oder
für Postdocs mit befriste-
ten Verträgen: „Wenn sich
ein neuer Vertrag unvorher-

gesehen ein paar Monate
verzögert, können wir zwar
den alten Vertrag verlän-
gern, aber die Betroffenen
brauchen dann auch
schnell eine Verlängerung
ihres Aufenthaltstitels.“
Weigel betonte, dass die
Mitarbeiter des Ausländer-
amtes im Allgemeinen nett
und hilfsbereit seien, aber
einfach zu viel zu tun hät-
ten. Besonders schade sei,
dass Termine im Bürgeramt
nur noch per Anmeldung
vergeben würden. „Sonst
konnte man morgens um 7
Uhr kommen, und hat dann
halt gewartet.“ Kritik an
den langen Wartezeiten
gibt es auch von Flücht-

lingshelfern und -unter-
stützern. Ein Sprecher, der
anonym bleiben möchte,
sagte: „Die Terminvergabe
läuft nicht immer gleich.“
Bisweilen gebe es über die
Dauer von zwei oder drei
Monaten keine Anhalts-
punkte, wie lange bestimm-
te Verfahren dauern:
„Manchmal passiert vier
Wochen gar nichts, man er-
hält keinen Termin und
muss immer wieder nach-
haken.“ Wenn man auf die
Dringlichkeit hinweise, solle
man von inhaltlichen Sach-
fragen Abstand nehmen:
„Dann wird uns gesagt,
dass man überlastet ist.“
Der Eindruck sei, dass Ter-

minvergaben und inhaltli-
che Verfahren „oft länger
dauern als nötig“. Eine For-
derung der Arbeitsgemein-
schaft Ausländerbehörde
und weiterer Unterstützter
sei nun, dass man innerhalb
von fünf Werktagen zumin-
dest irgendeine Antwort er-
hält: „Und wennmanmit-
teilt, dass es noch dauert.
Aber keine Antwort ist keine
Lösung.“ Zudem sei es immer
wieder dazu gekommen,
dass „unnötige terminliche
Schleifen“ dazu führten,
dass Personen bestimmte
Ansprüche und Rechts-
grundlagen verloren haben:
„Man weiß nie so genau, wer
zuständig ist. uja / loz

In Reutlingen entspannt

Wissenschaftler, Flüchtlinge, Pfleger: Viele brauchen das Ausländeramt

Tübingen. In Tübingen entsteht ei-
ne Dachgenossenschaft Wohnen
(wir berichteten). Sie ist als Zu-
sammenschluss verschiedener ge-
meinschaftlicher Wohnprojekte
gedacht. Durch die Mitgliedschaft
in der Dachgenossenschaft entste-
hen Synergien in organisatorischen
und verwaltungstechnischen Fra-
gen. So übernimmt die Genossen-
schaft dieMietverwaltung und hält
die Gebäude langfristig instand.
Die Mitglieder erhalten ein lang-
fristig bezahlbares und sicheres
Wohnumfeld mit lebenslangem
Wohnrecht.

Das Projekt wird von Land und
Kommune mit insgesamt 2,4 Milli-
onen Euro gefördert. „Eine Dach-
genossenschaft kann als große So-
lidargemeinschaft individuelle
Bauvorhaben bei der Planung, Fi-

nanzierung, Umsetzung und lang-
fristiger Bewirtschaftung unter-
stützen“, wirbt Baubürgermeister
Cord Soehlke. „Das macht den
Schritt in die eigenen vier Wände
leichter, denn gemeinsam baut und
wohnt es sich besser.“ Die Dachge-
nossenschaft Wohnen soll voraus-
sichtlich im Februar 2021 gegrün-
det werden. Die Stadtverwaltung
unterstützt das Vorhaben. Bereits
jetzt können Wohnprojekte und
Einzelpersonen ihr Interesse an ei-
nerMitgliedschaft kundtun. ST

Mitmachen
beimWohn-Club
Wohnen Die Tübinger Dach-Genossenschaft
Wohnen lädt zur Teilnahme ein. Sie soll ein
Zusammenschlussmehrerer Projektewerden.

Info Ansprechpartner sind die städti-
schen Wohnraumbeauftragten, erreich-
bar per Mail an wohnraum@tuebin-
gen.de oder telefonisch unter
0 70 71/ 2 04 22 81. Auf www.tuebin-
gen.de/dachgenossenschaft-wohnen
gibt es weitere Informationen.

ANZEIGE
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mmer wieder gibt es Kritik an
der Arbeit des Tübinger Aus-
länderamts. Vor Kurzem
gründete sich in Tübingen ei-

ne „Arbeitsgemeinschaft Auslän-
derbehörde“, die Betroffenen die
Möglichkeit geben soll, sich über
ungerechte, nicht sachgemäße
und nicht fristgerechte Behand-
lung durch die Behörde auszutau-
schen. Aus Unterstützerkreisen
für Flüchtlinge und von anderen
Stellen erreichte auch das TAG-
BLATT immer wieder Kritik an
der Behörde (siehe Infobox), das
Thema war in der vergangenen
Woche zudem Gegenstand eines
Berichts imKultur- und Sozialaus-
schuss desGemeinderats.

Nichtsoerreichbarwiegewünscht
Ein Teil dieser Kritik bezieht sich
auf die schlechte Erreichbarkeit
und die lange Zeit, die man auf ei-
nen Termin warten müsse. Wil-
helm Gunkel, Leiter der Auslän-
derbehörde, und Richard Heß,
Leiter der Fachabteilung Bürger-
amt, bekannten in der Sitzung:
„Wir wissen, dass das Ausländer-
amt nicht so erreichbar ist, wie
wir das gerne hätten.“ In einer
schriftlichen Stellungnahme wei-
sen die beiden darauf hin, dass die
Räume beengt und die Aufgaben
vielfältig, jedoch nicht immer
leicht zu bearbeiten seien: „Regel-
mäßig waren die Unterlagen beim
ersten Besuch nicht vollständig
und es wurde ein weiterer Besuch
erforderlich.“ Gegenüber dem
TAGBLATT wies Heß auch dar-
aufhin, dass heute 50 Prozent
mehr Ausländer in Tübingen
lebten als vor 2015. Die Stadt
hat, wie Tübingens OB Boris Pal-
mer bestätigte, auf den Zuwachs
zwar reagiert und Leute einge-
stellt, doch hätten viele Mitarbei-

I
ter schnell wieder gekündigt. „Die
Arbeit ist sehr komplex.“ Qualifi-
ziertes Personal sei entsprechend
schwer zu finden.

Eine telefonische Erreichbar-
keit des Amtes dauerhaft zu ge-
währleisten, sei insbesondere in
der Pandemie, in der ein Besuch
der Behörde nur noch nach Ter-
minvereinbarung möglich ist,
nicht zu leisten: „Die bereits vor
der Pandemie sehr angespannte
Personalsituation hat in den
vergangenen Monaten aber da-
zu geführt, dass die telefonische
Erreichbarkeit nicht durchgängig
gegeben war und auch E-Mails
nicht immer zeitnah beantwortet
werden konnten.“ Auch der
Postweg, der gerade in der Pan-
demie öfter bemüht werden müs-
se, trageWeiteres zu den Verzöge-
rungen bei.

Heß berichtete von der
schlechten räumlichen Situation
der Behörde. Es gebe keine Tren-
nung der einzelnen Büros, Ge-
spräche seien oft durch Geräu-
sche und Lärm beeinflusst und ge-
stört. „Gravierend schlecht“ sei
die Situation vor allem dann,
wenn Besucher/innen mit kleinen
Kindern eine längere Wartezeit in
der Behörde verbringen müssen:
„Es bedarf dann erheblicher An-
strengung der Mitarbeiter/innen,
um konzentriert zu bleiben.“ Nun
plane die Stadt, die bauliche Situa-
tion zu verbessern und die Räum-
lichkeiten der Ausländerbehörde
ins nebenstehende Gebäude in
der Fruchtschranne zu erweitern
(wir berichteten).

Heß und Gunkel kündigten zu-
dem an, die im Juni eingeführte
neue Terminvergabe über eine ei-
gene E-Mail-Adresse beizubehal-
ten. Diese habe die Situation der
Mitarbeiter im Amt „in erhebli-
chem Umfang beruhigt“. Der
Wartebereich sei nicht mehr über-
füllt, Termine „für Eilsachen“
würden „zeitnah angeboten“.

Unter dem Strich sei davon aus-
zugehen, dass die Flüchtlingszah-
len „weiter hoch bleiben“, so der
Bericht der Behörde. Unter dem
Strich stehen nun vier Themenbe-
reiche für das „Vorgehen der Ver-
waltung“ fest, um die Situation
rund umdieArbeit der Ausländer-
behörde zu verbessern: die Anpas-
sung der räumlichen Situation, die
Einführung einer elektronischen
Akte zur schnelleren Bearbeitung,
die Beibehaltung und Verfeine-
rung der Terminvereinbarung –
bald auch online – sowie das akti-
ve Vermeiden vonMehrfachanfra-
gen. Letzteres wollen die Zustän-
digen vor allem dadurch errei-
chen, dass sie „Bevollmächtigte

und Unterstützer sensibilisieren“.
„Nach der Corona-Pandemie sol-
len Infothek und Expressschalter
wieder eingeführt werden“, gab
Heß zudem im Ratsausschuss be-
kannt. „Wir machen uns viele Ge-
danken, wie wir das Ausländer-
und Bürgeramt für unsere Bürge-
rinnen und Bürger weiter öffnen
können.“ Inhaltlich seien viele
Verfahren und Aufträge der Aus-
länderbehörde auch durch verän-
derte Gesetzeslagen komplizierter
geworden: „Aberwenn esVorwür-
fe gibt, arbeiten wir diese auf und
sorgen für eine vollumfängliche
Aufklärung“, soHeß.

Laura Conte aus dem Integrati-
onsrat teilte dem Gremium mit:

„Wir als Integrationsrat begrüßen
die Darstellung der Schwierigkei-
ten in der Behörde.“ Diese stimm-
ten überein mit den Erfahrungen
ihres Gremiums, so Conte: „Wir
bieten uns gerne als Mediator an
und können für Niederschwellig-
keit sorgen, weil wir an den Be-
troffenen sehr nach dran sind.“
Der Integrationsrat hatte sich im
Vorfeld der Sitzung – nach einem
Gespräch mit der Verwaltung –
auch in einer Pressemitteilung zur
TübingerAusländerbehörde geäu-
ßert. Thema des Gesprächs sei
„die Prävention von strukturellem
Rassismus in der Stadtverwal-
tung“ gewesen. „Tübingen ist eine
bunte und weltoffene Stadt.“ Die

Haltung der Verwaltung solle das
widerspiegeln. Der Integrations-
rat empfiehlt Schulungen.

In seiner Stellungnahme rät das
Gremium der Verwaltung, Schu-
lungsangebote für Mitarbeiter
verpflichtend zu machen und de-
ren Inhalte zu aktualisieren. Zu-
dem sei die Einrichtung einer un-
abhängigen Beschwerdestelle so-
wie intensivere Zusammenarbeit
zwischen Verwaltung, Integrati-
onsrat, der Stabsstelle Gleichstel-
lung und freien Trägern im Be-
reich Migration wünschenswert.
Der Rat hoffe, dadurch „einen Bei-
trag zum friedlichen und toleran-
ten Gesellschaftsklima“ in Tübin-
gen leisten zu können.

Wie erreichbar ist dasAusländeramt?
Bürokratie Es gibt Kritik wegen langerWartezeiten und schlechter Erreichbarkeit. Die Zuständigen nahmen Stellung. Von Lorenzo Zimmer

Auch im Reutlinger Ausländeramt
muss man Termine vorher vereinba-
ren. Dies hängt allerdings, wie die
städtische Pressestelle erklärte, mit
der Corona-Pandemie zusammen. In
der Regel bekomme man einen Termin
innerhalb von drei Tagen: „Bei beson-
ders dringenden Angelegenheiten
kann im Ausnahmefall auch ein Termin
am gleichen Tag oder am Tag darauf
vereinbart werden“, erklärte die Pres-
sestelle. Dies komme aber „relativ sel-
ten“ vor. Ansonsten seien der Stadt
Reutlingen „keine Beschwerden im
Hinblick auf die Wartezeiten bekannt,
auch nicht über das Oberbürgermeis-
ter-Büro.“ Im Jahr 2020 habe es bei
der Ausländerbehörde der Stadt
Reutlingen zwei Personalwechse
l gegeben. Zurzeit seien aber alle
Stellen besetzt. uja

Betroffen von den langen
Wartezeiten sind Flüchtlin-
ge, aber auch viele auslän-
dische Firmenmitarbeiter,
Klinikangestellte oder Wis-
senschaftler, die eine Auf-
enthaltsgenehmigung be-
nötigen. Laut Prof. Detlef
Weigel, Direktor am Tübin-
ger Max-Planck-Institut für
Evolutionsbiologie, betra-
gen die Wartezeiten für ei-
nen Aufenthaltstitel oft
mehrere Monate. Beson-
ders ärgerlich ist das für
Nachwuchswissenschaftler,
deren Dissertation länger
dauert als vorgesehen, oder
für Postdocs mit befriste-
ten Verträgen: „Wenn sich
ein neuer Vertrag unvorher-

gesehen ein paar Monate
verzögert, können wir zwar
den alten Vertrag verlän-
gern, aber die Betroffenen
brauchen dann auch
schnell eine Verlängerung
ihres Aufenthaltstitels.“
Weigel betonte, dass die
Mitarbeiter des Ausländer-
amtes im Allgemeinen nett
und hilfsbereit seien, aber
einfach zu viel zu tun hät-
ten. Besonders schade sei,
dass Termine im Bürgeramt
nur noch per Anmeldung
vergeben würden. „Sonst
konnte man morgens um 7
Uhr kommen, und hat dann
halt gewartet.“ Kritik an
den langen Wartezeiten
gibt es auch von Flücht-

lingshelfern und -unter-
stützern. Ein Sprecher, der
anonym bleiben möchte,
sagte: „Die Terminvergabe
läuft nicht immer gleich.“
Bisweilen gebe es über die
Dauer von zwei oder drei
Monaten keine Anhalts-
punkte, wie lange bestimm-
te Verfahren dauern:
„Manchmal passiert vier
Wochen gar nichts, man er-
hält keinen Termin und
muss immer wieder nach-
haken.“ Wenn man auf die
Dringlichkeit hinweise, solle
man von inhaltlichen Sach-
fragen Abstand nehmen:
„Dann wird uns gesagt,
dass man überlastet ist.“
Der Eindruck sei, dass Ter-

minvergaben und inhaltli-
che Verfahren „oft länger
dauern als nötig“. Eine For-
derung der Arbeitsgemein-
schaft Ausländerbehörde
und weiterer Unterstützter
sei nun, dass man innerhalb
von fünf Werktagen zumin-
dest irgendeine Antwort er-
hält: „Und wennmanmit-
teilt, dass es noch dauert.
Aber keine Antwort ist keine
Lösung.“ Zudem sei es immer
wieder dazu gekommen,
dass „unnötige terminliche
Schleifen“ dazu führten,
dass Personen bestimmte
Ansprüche und Rechts-
grundlagen verloren haben:
„Man weiß nie so genau, wer
zuständig ist. uja / loz

In Reutlingen entspannt

Wissenschaftler, Flüchtlinge, Pfleger: Viele brauchen das Ausländeramt

Tübingen. In Tübingen entsteht ei-
ne Dachgenossenschaft Wohnen
(wir berichteten). Sie ist als Zu-
sammenschluss verschiedener ge-
meinschaftlicher Wohnprojekte
gedacht. Durch die Mitgliedschaft
in der Dachgenossenschaft entste-
hen Synergien in organisatorischen
und verwaltungstechnischen Fra-
gen. So übernimmt die Genossen-
schaft dieMietverwaltung und hält
die Gebäude langfristig instand.
Die Mitglieder erhalten ein lang-
fristig bezahlbares und sicheres
Wohnumfeld mit lebenslangem
Wohnrecht.

Das Projekt wird von Land und
Kommune mit insgesamt 2,4 Milli-
onen Euro gefördert. „Eine Dach-
genossenschaft kann als große So-
lidargemeinschaft individuelle
Bauvorhaben bei der Planung, Fi-

nanzierung, Umsetzung und lang-
fristiger Bewirtschaftung unter-
stützen“, wirbt Baubürgermeister
Cord Soehlke. „Das macht den
Schritt in die eigenen vier Wände
leichter, denn gemeinsam baut und
wohnt es sich besser.“ Die Dachge-
nossenschaft Wohnen soll voraus-
sichtlich im Februar 2021 gegrün-
det werden. Die Stadtverwaltung
unterstützt das Vorhaben. Bereits
jetzt können Wohnprojekte und
Einzelpersonen ihr Interesse an ei-
nerMitgliedschaft kundtun. ST

Mitmachen
beimWohn-Club
Wohnen Die Tübinger Dach-Genossenschaft
Wohnen lädt zur Teilnahme ein. Sie soll ein
Zusammenschlussmehrerer Projektewerden.

Info Ansprechpartner sind die städti-
schen Wohnraumbeauftragten, erreich-
bar per Mail an wohnraum@tuebin-
gen.de oder telefonisch unter
0 70 71/ 2 04 22 81. Auf www.tuebin-
gen.de/dachgenossenschaft-wohnen
gibt es weitere Informationen.
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mmer wieder gibt es Kritik an
der Arbeit des Tübinger Aus-
länderamts. Vor Kurzem
gründete sich in Tübingen ei-

ne „Arbeitsgemeinschaft Auslän-
derbehörde“, die Betroffenen die
Möglichkeit geben soll, sich über
ungerechte, nicht sachgemäße
und nicht fristgerechte Behand-
lung durch die Behörde auszutau-
schen. Aus Unterstützerkreisen
für Flüchtlinge und von anderen
Stellen erreichte auch das TAG-
BLATT immer wieder Kritik an
der Behörde (siehe Infobox), das
Thema war in der vergangenen
Woche zudem Gegenstand eines
Berichts imKultur- und Sozialaus-
schuss desGemeinderats.

Nichtsoerreichbarwiegewünscht
Ein Teil dieser Kritik bezieht sich
auf die schlechte Erreichbarkeit
und die lange Zeit, die man auf ei-
nen Termin warten müsse. Wil-
helm Gunkel, Leiter der Auslän-
derbehörde, und Richard Heß,
Leiter der Fachabteilung Bürger-
amt, bekannten in der Sitzung:
„Wir wissen, dass das Ausländer-
amt nicht so erreichbar ist, wie
wir das gerne hätten.“ In einer
schriftlichen Stellungnahme wei-
sen die beiden darauf hin, dass die
Räume beengt und die Aufgaben
vielfältig, jedoch nicht immer
leicht zu bearbeiten seien: „Regel-
mäßig waren die Unterlagen beim
ersten Besuch nicht vollständig
und es wurde ein weiterer Besuch
erforderlich.“ Gegenüber dem
TAGBLATT wies Heß auch dar-
aufhin, dass heute 50 Prozent
mehr Ausländer in Tübingen
lebten als vor 2015. Die Stadt
hat, wie Tübingens OB Boris Pal-
mer bestätigte, auf den Zuwachs
zwar reagiert und Leute einge-
stellt, doch hätten viele Mitarbei-

I
ter schnell wieder gekündigt. „Die
Arbeit ist sehr komplex.“ Qualifi-
ziertes Personal sei entsprechend
schwer zu finden.

Eine telefonische Erreichbar-
keit des Amtes dauerhaft zu ge-
währleisten, sei insbesondere in
der Pandemie, in der ein Besuch
der Behörde nur noch nach Ter-
minvereinbarung möglich ist,
nicht zu leisten: „Die bereits vor
der Pandemie sehr angespannte
Personalsituation hat in den
vergangenen Monaten aber da-
zu geführt, dass die telefonische
Erreichbarkeit nicht durchgängig
gegeben war und auch E-Mails
nicht immer zeitnah beantwortet
werden konnten.“ Auch der
Postweg, der gerade in der Pan-
demie öfter bemüht werden müs-
se, trageWeiteres zu den Verzöge-
rungen bei.

Heß berichtete von der
schlechten räumlichen Situation
der Behörde. Es gebe keine Tren-
nung der einzelnen Büros, Ge-
spräche seien oft durch Geräu-
sche und Lärm beeinflusst und ge-
stört. „Gravierend schlecht“ sei
die Situation vor allem dann,
wenn Besucher/innen mit kleinen
Kindern eine längere Wartezeit in
der Behörde verbringen müssen:
„Es bedarf dann erheblicher An-
strengung der Mitarbeiter/innen,
um konzentriert zu bleiben.“ Nun
plane die Stadt, die bauliche Situa-
tion zu verbessern und die Räum-
lichkeiten der Ausländerbehörde
ins nebenstehende Gebäude in
der Fruchtschranne zu erweitern
(wir berichteten).

Heß und Gunkel kündigten zu-
dem an, die im Juni eingeführte
neue Terminvergabe über eine ei-
gene E-Mail-Adresse beizubehal-
ten. Diese habe die Situation der
Mitarbeiter im Amt „in erhebli-
chem Umfang beruhigt“. Der
Wartebereich sei nicht mehr über-
füllt, Termine „für Eilsachen“
würden „zeitnah angeboten“.

Unter dem Strich sei davon aus-
zugehen, dass die Flüchtlingszah-
len „weiter hoch bleiben“, so der
Bericht der Behörde. Unter dem
Strich stehen nun vier Themenbe-
reiche für das „Vorgehen der Ver-
waltung“ fest, um die Situation
rund umdieArbeit der Ausländer-
behörde zu verbessern: die Anpas-
sung der räumlichen Situation, die
Einführung einer elektronischen
Akte zur schnelleren Bearbeitung,
die Beibehaltung und Verfeine-
rung der Terminvereinbarung –
bald auch online – sowie das akti-
ve Vermeiden vonMehrfachanfra-
gen. Letzteres wollen die Zustän-
digen vor allem dadurch errei-
chen, dass sie „Bevollmächtigte

und Unterstützer sensibilisieren“.
„Nach der Corona-Pandemie sol-
len Infothek und Expressschalter
wieder eingeführt werden“, gab
Heß zudem im Ratsausschuss be-
kannt. „Wir machen uns viele Ge-
danken, wie wir das Ausländer-
und Bürgeramt für unsere Bürge-
rinnen und Bürger weiter öffnen
können.“ Inhaltlich seien viele
Verfahren und Aufträge der Aus-
länderbehörde auch durch verän-
derte Gesetzeslagen komplizierter
geworden: „Aberwenn esVorwür-
fe gibt, arbeiten wir diese auf und
sorgen für eine vollumfängliche
Aufklärung“, soHeß.

Laura Conte aus dem Integrati-
onsrat teilte dem Gremium mit:

„Wir als Integrationsrat begrüßen
die Darstellung der Schwierigkei-
ten in der Behörde.“ Diese stimm-
ten überein mit den Erfahrungen
ihres Gremiums, so Conte: „Wir
bieten uns gerne als Mediator an
und können für Niederschwellig-
keit sorgen, weil wir an den Be-
troffenen sehr nach dran sind.“
Der Integrationsrat hatte sich im
Vorfeld der Sitzung – nach einem
Gespräch mit der Verwaltung –
auch in einer Pressemitteilung zur
TübingerAusländerbehörde geäu-
ßert. Thema des Gesprächs sei
„die Prävention von strukturellem
Rassismus in der Stadtverwal-
tung“ gewesen. „Tübingen ist eine
bunte und weltoffene Stadt.“ Die

Haltung der Verwaltung solle das
widerspiegeln. Der Integrations-
rat empfiehlt Schulungen.

In seiner Stellungnahme rät das
Gremium der Verwaltung, Schu-
lungsangebote für Mitarbeiter
verpflichtend zu machen und de-
ren Inhalte zu aktualisieren. Zu-
dem sei die Einrichtung einer un-
abhängigen Beschwerdestelle so-
wie intensivere Zusammenarbeit
zwischen Verwaltung, Integrati-
onsrat, der Stabsstelle Gleichstel-
lung und freien Trägern im Be-
reich Migration wünschenswert.
Der Rat hoffe, dadurch „einen Bei-
trag zum friedlichen und toleran-
ten Gesellschaftsklima“ in Tübin-
gen leisten zu können.

Wie erreichbar ist dasAusländeramt?
Bürokratie Es gibt Kritik wegen langerWartezeiten und schlechter Erreichbarkeit. Die Zuständigen nahmen Stellung. Von Lorenzo Zimmer

Auch im Reutlinger Ausländeramt
muss man Termine vorher vereinba-
ren. Dies hängt allerdings, wie die
städtische Pressestelle erklärte, mit
der Corona-Pandemie zusammen. In
der Regel bekomme man einen Termin
innerhalb von drei Tagen: „Bei beson-
ders dringenden Angelegenheiten
kann im Ausnahmefall auch ein Termin
am gleichen Tag oder am Tag darauf
vereinbart werden“, erklärte die Pres-
sestelle. Dies komme aber „relativ sel-
ten“ vor. Ansonsten seien der Stadt
Reutlingen „keine Beschwerden im
Hinblick auf die Wartezeiten bekannt,
auch nicht über das Oberbürgermeis-
ter-Büro.“ Im Jahr 2020 habe es bei
der Ausländerbehörde der Stadt
Reutlingen zwei Personalwechse
l gegeben. Zurzeit seien aber alle
Stellen besetzt. uja

Betroffen von den langen
Wartezeiten sind Flüchtlin-
ge, aber auch viele auslän-
dische Firmenmitarbeiter,
Klinikangestellte oder Wis-
senschaftler, die eine Auf-
enthaltsgenehmigung be-
nötigen. Laut Prof. Detlef
Weigel, Direktor am Tübin-
ger Max-Planck-Institut für
Evolutionsbiologie, betra-
gen die Wartezeiten für ei-
nen Aufenthaltstitel oft
mehrere Monate. Beson-
ders ärgerlich ist das für
Nachwuchswissenschaftler,
deren Dissertation länger
dauert als vorgesehen, oder
für Postdocs mit befriste-
ten Verträgen: „Wenn sich
ein neuer Vertrag unvorher-

gesehen ein paar Monate
verzögert, können wir zwar
den alten Vertrag verlän-
gern, aber die Betroffenen
brauchen dann auch
schnell eine Verlängerung
ihres Aufenthaltstitels.“
Weigel betonte, dass die
Mitarbeiter des Ausländer-
amtes im Allgemeinen nett
und hilfsbereit seien, aber
einfach zu viel zu tun hät-
ten. Besonders schade sei,
dass Termine im Bürgeramt
nur noch per Anmeldung
vergeben würden. „Sonst
konnte man morgens um 7
Uhr kommen, und hat dann
halt gewartet.“ Kritik an
den langen Wartezeiten
gibt es auch von Flücht-

lingshelfern und -unter-
stützern. Ein Sprecher, der
anonym bleiben möchte,
sagte: „Die Terminvergabe
läuft nicht immer gleich.“
Bisweilen gebe es über die
Dauer von zwei oder drei
Monaten keine Anhalts-
punkte, wie lange bestimm-
te Verfahren dauern:
„Manchmal passiert vier
Wochen gar nichts, man er-
hält keinen Termin und
muss immer wieder nach-
haken.“ Wenn man auf die
Dringlichkeit hinweise, solle
man von inhaltlichen Sach-
fragen Abstand nehmen:
„Dann wird uns gesagt,
dass man überlastet ist.“
Der Eindruck sei, dass Ter-

minvergaben und inhaltli-
che Verfahren „oft länger
dauern als nötig“. Eine For-
derung der Arbeitsgemein-
schaft Ausländerbehörde
und weiterer Unterstützter
sei nun, dass man innerhalb
von fünf Werktagen zumin-
dest irgendeine Antwort er-
hält: „Und wennmanmit-
teilt, dass es noch dauert.
Aber keine Antwort ist keine
Lösung.“ Zudem sei es immer
wieder dazu gekommen,
dass „unnötige terminliche
Schleifen“ dazu führten,
dass Personen bestimmte
Ansprüche und Rechts-
grundlagen verloren haben:
„Man weiß nie so genau, wer
zuständig ist. uja / loz

In Reutlingen entspannt

Wissenschaftler, Flüchtlinge, Pfleger: Viele brauchen das Ausländeramt

Tübingen. In Tübingen entsteht ei-
ne Dachgenossenschaft Wohnen
(wir berichteten). Sie ist als Zu-
sammenschluss verschiedener ge-
meinschaftlicher Wohnprojekte
gedacht. Durch die Mitgliedschaft
in der Dachgenossenschaft entste-
hen Synergien in organisatorischen
und verwaltungstechnischen Fra-
gen. So übernimmt die Genossen-
schaft dieMietverwaltung und hält
die Gebäude langfristig instand.
Die Mitglieder erhalten ein lang-
fristig bezahlbares und sicheres
Wohnumfeld mit lebenslangem
Wohnrecht.

Das Projekt wird von Land und
Kommune mit insgesamt 2,4 Milli-
onen Euro gefördert. „Eine Dach-
genossenschaft kann als große So-
lidargemeinschaft individuelle
Bauvorhaben bei der Planung, Fi-

nanzierung, Umsetzung und lang-
fristiger Bewirtschaftung unter-
stützen“, wirbt Baubürgermeister
Cord Soehlke. „Das macht den
Schritt in die eigenen vier Wände
leichter, denn gemeinsam baut und
wohnt es sich besser.“ Die Dachge-
nossenschaft Wohnen soll voraus-
sichtlich im Februar 2021 gegrün-
det werden. Die Stadtverwaltung
unterstützt das Vorhaben. Bereits
jetzt können Wohnprojekte und
Einzelpersonen ihr Interesse an ei-
nerMitgliedschaft kundtun. ST

Mitmachen
beimWohn-Club
Wohnen Die Tübinger Dach-Genossenschaft
Wohnen lädt zur Teilnahme ein. Sie soll ein
Zusammenschlussmehrerer Projektewerden.

Info Ansprechpartner sind die städti-
schen Wohnraumbeauftragten, erreich-
bar per Mail an wohnraum@tuebin-
gen.de oder telefonisch unter
0 70 71/ 2 04 22 81. Auf www.tuebin-
gen.de/dachgenossenschaft-wohnen
gibt es weitere Informationen.
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mmer wieder gibt es Kritik an
der Arbeit des Tübinger Aus-
länderamts. Vor Kurzem
gründete sich in Tübingen ei-

ne „Arbeitsgemeinschaft Auslän-
derbehörde“, die Betroffenen die
Möglichkeit geben soll, sich über
ungerechte, nicht sachgemäße
und nicht fristgerechte Behand-
lung durch die Behörde auszutau-
schen. Aus Unterstützerkreisen
für Flüchtlinge und von anderen
Stellen erreichte auch das TAG-
BLATT immer wieder Kritik an
der Behörde (siehe Infobox), das
Thema war in der vergangenen
Woche zudem Gegenstand eines
Berichts imKultur- und Sozialaus-
schuss desGemeinderats.

Nichtsoerreichbarwiegewünscht
Ein Teil dieser Kritik bezieht sich
auf die schlechte Erreichbarkeit
und die lange Zeit, die man auf ei-
nen Termin warten müsse. Wil-
helm Gunkel, Leiter der Auslän-
derbehörde, und Richard Heß,
Leiter der Fachabteilung Bürger-
amt, bekannten in der Sitzung:
„Wir wissen, dass das Ausländer-
amt nicht so erreichbar ist, wie
wir das gerne hätten.“ In einer
schriftlichen Stellungnahme wei-
sen die beiden darauf hin, dass die
Räume beengt und die Aufgaben
vielfältig, jedoch nicht immer
leicht zu bearbeiten seien: „Regel-
mäßig waren die Unterlagen beim
ersten Besuch nicht vollständig
und es wurde ein weiterer Besuch
erforderlich.“ Gegenüber dem
TAGBLATT wies Heß auch dar-
aufhin, dass heute 50 Prozent
mehr Ausländer in Tübingen
lebten als vor 2015. Die Stadt
hat, wie Tübingens OB Boris Pal-
mer bestätigte, auf den Zuwachs
zwar reagiert und Leute einge-
stellt, doch hätten viele Mitarbei-

I
ter schnell wieder gekündigt. „Die
Arbeit ist sehr komplex.“ Qualifi-
ziertes Personal sei entsprechend
schwer zu finden.

Eine telefonische Erreichbar-
keit des Amtes dauerhaft zu ge-
währleisten, sei insbesondere in
der Pandemie, in der ein Besuch
der Behörde nur noch nach Ter-
minvereinbarung möglich ist,
nicht zu leisten: „Die bereits vor
der Pandemie sehr angespannte
Personalsituation hat in den
vergangenen Monaten aber da-
zu geführt, dass die telefonische
Erreichbarkeit nicht durchgängig
gegeben war und auch E-Mails
nicht immer zeitnah beantwortet
werden konnten.“ Auch der
Postweg, der gerade in der Pan-
demie öfter bemüht werden müs-
se, trageWeiteres zu den Verzöge-
rungen bei.

Heß berichtete von der
schlechten räumlichen Situation
der Behörde. Es gebe keine Tren-
nung der einzelnen Büros, Ge-
spräche seien oft durch Geräu-
sche und Lärm beeinflusst und ge-
stört. „Gravierend schlecht“ sei
die Situation vor allem dann,
wenn Besucher/innen mit kleinen
Kindern eine längere Wartezeit in
der Behörde verbringen müssen:
„Es bedarf dann erheblicher An-
strengung der Mitarbeiter/innen,
um konzentriert zu bleiben.“ Nun
plane die Stadt, die bauliche Situa-
tion zu verbessern und die Räum-
lichkeiten der Ausländerbehörde
ins nebenstehende Gebäude in
der Fruchtschranne zu erweitern
(wir berichteten).

Heß und Gunkel kündigten zu-
dem an, die im Juni eingeführte
neue Terminvergabe über eine ei-
gene E-Mail-Adresse beizubehal-
ten. Diese habe die Situation der
Mitarbeiter im Amt „in erhebli-
chem Umfang beruhigt“. Der
Wartebereich sei nicht mehr über-
füllt, Termine „für Eilsachen“
würden „zeitnah angeboten“.

Unter dem Strich sei davon aus-
zugehen, dass die Flüchtlingszah-
len „weiter hoch bleiben“, so der
Bericht der Behörde. Unter dem
Strich stehen nun vier Themenbe-
reiche für das „Vorgehen der Ver-
waltung“ fest, um die Situation
rund umdieArbeit der Ausländer-
behörde zu verbessern: die Anpas-
sung der räumlichen Situation, die
Einführung einer elektronischen
Akte zur schnelleren Bearbeitung,
die Beibehaltung und Verfeine-
rung der Terminvereinbarung –
bald auch online – sowie das akti-
ve Vermeiden vonMehrfachanfra-
gen. Letzteres wollen die Zustän-
digen vor allem dadurch errei-
chen, dass sie „Bevollmächtigte

und Unterstützer sensibilisieren“.
„Nach der Corona-Pandemie sol-
len Infothek und Expressschalter
wieder eingeführt werden“, gab
Heß zudem im Ratsausschuss be-
kannt. „Wir machen uns viele Ge-
danken, wie wir das Ausländer-
und Bürgeramt für unsere Bürge-
rinnen und Bürger weiter öffnen
können.“ Inhaltlich seien viele
Verfahren und Aufträge der Aus-
länderbehörde auch durch verän-
derte Gesetzeslagen komplizierter
geworden: „Aberwenn esVorwür-
fe gibt, arbeiten wir diese auf und
sorgen für eine vollumfängliche
Aufklärung“, soHeß.

Laura Conte aus dem Integrati-
onsrat teilte dem Gremium mit:

„Wir als Integrationsrat begrüßen
die Darstellung der Schwierigkei-
ten in der Behörde.“ Diese stimm-
ten überein mit den Erfahrungen
ihres Gremiums, so Conte: „Wir
bieten uns gerne als Mediator an
und können für Niederschwellig-
keit sorgen, weil wir an den Be-
troffenen sehr nach dran sind.“
Der Integrationsrat hatte sich im
Vorfeld der Sitzung – nach einem
Gespräch mit der Verwaltung –
auch in einer Pressemitteilung zur
TübingerAusländerbehörde geäu-
ßert. Thema des Gesprächs sei
„die Prävention von strukturellem
Rassismus in der Stadtverwal-
tung“ gewesen. „Tübingen ist eine
bunte und weltoffene Stadt.“ Die

Haltung der Verwaltung solle das
widerspiegeln. Der Integrations-
rat empfiehlt Schulungen.

In seiner Stellungnahme rät das
Gremium der Verwaltung, Schu-
lungsangebote für Mitarbeiter
verpflichtend zu machen und de-
ren Inhalte zu aktualisieren. Zu-
dem sei die Einrichtung einer un-
abhängigen Beschwerdestelle so-
wie intensivere Zusammenarbeit
zwischen Verwaltung, Integrati-
onsrat, der Stabsstelle Gleichstel-
lung und freien Trägern im Be-
reich Migration wünschenswert.
Der Rat hoffe, dadurch „einen Bei-
trag zum friedlichen und toleran-
ten Gesellschaftsklima“ in Tübin-
gen leisten zu können.

Wie erreichbar ist dasAusländeramt?
Bürokratie Es gibt Kritik wegen langerWartezeiten und schlechter Erreichbarkeit. Die Zuständigen nahmen Stellung. Von Lorenzo Zimmer

Auch im Reutlinger Ausländeramt
muss man Termine vorher vereinba-
ren. Dies hängt allerdings, wie die
städtische Pressestelle erklärte, mit
der Corona-Pandemie zusammen. In
der Regel bekomme man einen Termin
innerhalb von drei Tagen: „Bei beson-
ders dringenden Angelegenheiten
kann im Ausnahmefall auch ein Termin
am gleichen Tag oder am Tag darauf
vereinbart werden“, erklärte die Pres-
sestelle. Dies komme aber „relativ sel-
ten“ vor. Ansonsten seien der Stadt
Reutlingen „keine Beschwerden im
Hinblick auf die Wartezeiten bekannt,
auch nicht über das Oberbürgermeis-
ter-Büro.“ Im Jahr 2020 habe es bei
der Ausländerbehörde der Stadt
Reutlingen zwei Personalwechse
l gegeben. Zurzeit seien aber alle
Stellen besetzt. uja

Betroffen von den langen
Wartezeiten sind Flüchtlin-
ge, aber auch viele auslän-
dische Firmenmitarbeiter,
Klinikangestellte oder Wis-
senschaftler, die eine Auf-
enthaltsgenehmigung be-
nötigen. Laut Prof. Detlef
Weigel, Direktor am Tübin-
ger Max-Planck-Institut für
Evolutionsbiologie, betra-
gen die Wartezeiten für ei-
nen Aufenthaltstitel oft
mehrere Monate. Beson-
ders ärgerlich ist das für
Nachwuchswissenschaftler,
deren Dissertation länger
dauert als vorgesehen, oder
für Postdocs mit befriste-
ten Verträgen: „Wenn sich
ein neuer Vertrag unvorher-

gesehen ein paar Monate
verzögert, können wir zwar
den alten Vertrag verlän-
gern, aber die Betroffenen
brauchen dann auch
schnell eine Verlängerung
ihres Aufenthaltstitels.“
Weigel betonte, dass die
Mitarbeiter des Ausländer-
amtes im Allgemeinen nett
und hilfsbereit seien, aber
einfach zu viel zu tun hät-
ten. Besonders schade sei,
dass Termine im Bürgeramt
nur noch per Anmeldung
vergeben würden. „Sonst
konnte man morgens um 7
Uhr kommen, und hat dann
halt gewartet.“ Kritik an
den langen Wartezeiten
gibt es auch von Flücht-

lingshelfern und -unter-
stützern. Ein Sprecher, der
anonym bleiben möchte,
sagte: „Die Terminvergabe
läuft nicht immer gleich.“
Bisweilen gebe es über die
Dauer von zwei oder drei
Monaten keine Anhalts-
punkte, wie lange bestimm-
te Verfahren dauern:
„Manchmal passiert vier
Wochen gar nichts, man er-
hält keinen Termin und
muss immer wieder nach-
haken.“ Wenn man auf die
Dringlichkeit hinweise, solle
man von inhaltlichen Sach-
fragen Abstand nehmen:
„Dann wird uns gesagt,
dass man überlastet ist.“
Der Eindruck sei, dass Ter-

minvergaben und inhaltli-
che Verfahren „oft länger
dauern als nötig“. Eine For-
derung der Arbeitsgemein-
schaft Ausländerbehörde
und weiterer Unterstützter
sei nun, dass man innerhalb
von fünf Werktagen zumin-
dest irgendeine Antwort er-
hält: „Und wennmanmit-
teilt, dass es noch dauert.
Aber keine Antwort ist keine
Lösung.“ Zudem sei es immer
wieder dazu gekommen,
dass „unnötige terminliche
Schleifen“ dazu führten,
dass Personen bestimmte
Ansprüche und Rechts-
grundlagen verloren haben:
„Man weiß nie so genau, wer
zuständig ist. uja / loz

In Reutlingen entspannt

Wissenschaftler, Flüchtlinge, Pfleger: Viele brauchen das Ausländeramt

Tübingen. In Tübingen entsteht ei-
ne Dachgenossenschaft Wohnen
(wir berichteten). Sie ist als Zu-
sammenschluss verschiedener ge-
meinschaftlicher Wohnprojekte
gedacht. Durch die Mitgliedschaft
in der Dachgenossenschaft entste-
hen Synergien in organisatorischen
und verwaltungstechnischen Fra-
gen. So übernimmt die Genossen-
schaft dieMietverwaltung und hält
die Gebäude langfristig instand.
Die Mitglieder erhalten ein lang-
fristig bezahlbares und sicheres
Wohnumfeld mit lebenslangem
Wohnrecht.

Das Projekt wird von Land und
Kommune mit insgesamt 2,4 Milli-
onen Euro gefördert. „Eine Dach-
genossenschaft kann als große So-
lidargemeinschaft individuelle
Bauvorhaben bei der Planung, Fi-

nanzierung, Umsetzung und lang-
fristiger Bewirtschaftung unter-
stützen“, wirbt Baubürgermeister
Cord Soehlke. „Das macht den
Schritt in die eigenen vier Wände
leichter, denn gemeinsam baut und
wohnt es sich besser.“ Die Dachge-
nossenschaft Wohnen soll voraus-
sichtlich im Februar 2021 gegrün-
det werden. Die Stadtverwaltung
unterstützt das Vorhaben. Bereits
jetzt können Wohnprojekte und
Einzelpersonen ihr Interesse an ei-
nerMitgliedschaft kundtun. ST

Mitmachen
beimWohn-Club
Wohnen Die Tübinger Dach-Genossenschaft
Wohnen lädt zur Teilnahme ein. Sie soll ein
Zusammenschlussmehrerer Projektewerden.

Info Ansprechpartner sind die städti-
schen Wohnraumbeauftragten, erreich-
bar per Mail an wohnraum@tuebin-
gen.de oder telefonisch unter
0 70 71/ 2 04 22 81. Auf www.tuebin-
gen.de/dachgenossenschaft-wohnen
gibt es weitere Informationen.
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mmer wieder gibt es Kritik an
der Arbeit des Tübinger Aus-
länderamts. Vor Kurzem
gründete sich in Tübingen ei-

ne „Arbeitsgemeinschaft Auslän-
derbehörde“, die Betroffenen die
Möglichkeit geben soll, sich über
ungerechte, nicht sachgemäße
und nicht fristgerechte Behand-
lung durch die Behörde auszutau-
schen. Aus Unterstützerkreisen
für Flüchtlinge und von anderen
Stellen erreichte auch das TAG-
BLATT immer wieder Kritik an
der Behörde (siehe Infobox), das
Thema war in der vergangenen
Woche zudem Gegenstand eines
Berichts imKultur- und Sozialaus-
schuss desGemeinderats.

Nichtsoerreichbarwiegewünscht
Ein Teil dieser Kritik bezieht sich
auf die schlechte Erreichbarkeit
und die lange Zeit, die man auf ei-
nen Termin warten müsse. Wil-
helm Gunkel, Leiter der Auslän-
derbehörde, und Richard Heß,
Leiter der Fachabteilung Bürger-
amt, bekannten in der Sitzung:
„Wir wissen, dass das Ausländer-
amt nicht so erreichbar ist, wie
wir das gerne hätten.“ In einer
schriftlichen Stellungnahme wei-
sen die beiden darauf hin, dass die
Räume beengt und die Aufgaben
vielfältig, jedoch nicht immer
leicht zu bearbeiten seien: „Regel-
mäßig waren die Unterlagen beim
ersten Besuch nicht vollständig
und es wurde ein weiterer Besuch
erforderlich.“ Gegenüber dem
TAGBLATT wies Heß auch dar-
aufhin, dass heute 50 Prozent
mehr Ausländer in Tübingen
lebten als vor 2015. Die Stadt
hat, wie Tübingens OB Boris Pal-
mer bestätigte, auf den Zuwachs
zwar reagiert und Leute einge-
stellt, doch hätten viele Mitarbei-

I
ter schnell wieder gekündigt. „Die
Arbeit ist sehr komplex.“ Qualifi-
ziertes Personal sei entsprechend
schwer zu finden.

Eine telefonische Erreichbar-
keit des Amtes dauerhaft zu ge-
währleisten, sei insbesondere in
der Pandemie, in der ein Besuch
der Behörde nur noch nach Ter-
minvereinbarung möglich ist,
nicht zu leisten: „Die bereits vor
der Pandemie sehr angespannte
Personalsituation hat in den
vergangenen Monaten aber da-
zu geführt, dass die telefonische
Erreichbarkeit nicht durchgängig
gegeben war und auch E-Mails
nicht immer zeitnah beantwortet
werden konnten.“ Auch der
Postweg, der gerade in der Pan-
demie öfter bemüht werden müs-
se, trageWeiteres zu den Verzöge-
rungen bei.

Heß berichtete von der
schlechten räumlichen Situation
der Behörde. Es gebe keine Tren-
nung der einzelnen Büros, Ge-
spräche seien oft durch Geräu-
sche und Lärm beeinflusst und ge-
stört. „Gravierend schlecht“ sei
die Situation vor allem dann,
wenn Besucher/innen mit kleinen
Kindern eine längere Wartezeit in
der Behörde verbringen müssen:
„Es bedarf dann erheblicher An-
strengung der Mitarbeiter/innen,
um konzentriert zu bleiben.“ Nun
plane die Stadt, die bauliche Situa-
tion zu verbessern und die Räum-
lichkeiten der Ausländerbehörde
ins nebenstehende Gebäude in
der Fruchtschranne zu erweitern
(wir berichteten).

Heß und Gunkel kündigten zu-
dem an, die im Juni eingeführte
neue Terminvergabe über eine ei-
gene E-Mail-Adresse beizubehal-
ten. Diese habe die Situation der
Mitarbeiter im Amt „in erhebli-
chem Umfang beruhigt“. Der
Wartebereich sei nicht mehr über-
füllt, Termine „für Eilsachen“
würden „zeitnah angeboten“.

Unter dem Strich sei davon aus-
zugehen, dass die Flüchtlingszah-
len „weiter hoch bleiben“, so der
Bericht der Behörde. Unter dem
Strich stehen nun vier Themenbe-
reiche für das „Vorgehen der Ver-
waltung“ fest, um die Situation
rund umdieArbeit der Ausländer-
behörde zu verbessern: die Anpas-
sung der räumlichen Situation, die
Einführung einer elektronischen
Akte zur schnelleren Bearbeitung,
die Beibehaltung und Verfeine-
rung der Terminvereinbarung –
bald auch online – sowie das akti-
ve Vermeiden vonMehrfachanfra-
gen. Letzteres wollen die Zustän-
digen vor allem dadurch errei-
chen, dass sie „Bevollmächtigte

und Unterstützer sensibilisieren“.
„Nach der Corona-Pandemie sol-
len Infothek und Expressschalter
wieder eingeführt werden“, gab
Heß zudem im Ratsausschuss be-
kannt. „Wir machen uns viele Ge-
danken, wie wir das Ausländer-
und Bürgeramt für unsere Bürge-
rinnen und Bürger weiter öffnen
können.“ Inhaltlich seien viele
Verfahren und Aufträge der Aus-
länderbehörde auch durch verän-
derte Gesetzeslagen komplizierter
geworden: „Aberwenn esVorwür-
fe gibt, arbeiten wir diese auf und
sorgen für eine vollumfängliche
Aufklärung“, soHeß.

Laura Conte aus dem Integrati-
onsrat teilte dem Gremium mit:

„Wir als Integrationsrat begrüßen
die Darstellung der Schwierigkei-
ten in der Behörde.“ Diese stimm-
ten überein mit den Erfahrungen
ihres Gremiums, so Conte: „Wir
bieten uns gerne als Mediator an
und können für Niederschwellig-
keit sorgen, weil wir an den Be-
troffenen sehr nach dran sind.“
Der Integrationsrat hatte sich im
Vorfeld der Sitzung – nach einem
Gespräch mit der Verwaltung –
auch in einer Pressemitteilung zur
TübingerAusländerbehörde geäu-
ßert. Thema des Gesprächs sei
„die Prävention von strukturellem
Rassismus in der Stadtverwal-
tung“ gewesen. „Tübingen ist eine
bunte und weltoffene Stadt.“ Die

Haltung der Verwaltung solle das
widerspiegeln. Der Integrations-
rat empfiehlt Schulungen.

In seiner Stellungnahme rät das
Gremium der Verwaltung, Schu-
lungsangebote für Mitarbeiter
verpflichtend zu machen und de-
ren Inhalte zu aktualisieren. Zu-
dem sei die Einrichtung einer un-
abhängigen Beschwerdestelle so-
wie intensivere Zusammenarbeit
zwischen Verwaltung, Integrati-
onsrat, der Stabsstelle Gleichstel-
lung und freien Trägern im Be-
reich Migration wünschenswert.
Der Rat hoffe, dadurch „einen Bei-
trag zum friedlichen und toleran-
ten Gesellschaftsklima“ in Tübin-
gen leisten zu können.

Wie erreichbar ist dasAusländeramt?
Bürokratie Es gibt Kritik wegen langerWartezeiten und schlechter Erreichbarkeit. Die Zuständigen nahmen Stellung. Von Lorenzo Zimmer

Auch im Reutlinger Ausländeramt
muss man Termine vorher vereinba-
ren. Dies hängt allerdings, wie die
städtische Pressestelle erklärte, mit
der Corona-Pandemie zusammen. In
der Regel bekomme man einen Termin
innerhalb von drei Tagen: „Bei beson-
ders dringenden Angelegenheiten
kann im Ausnahmefall auch ein Termin
am gleichen Tag oder am Tag darauf
vereinbart werden“, erklärte die Pres-
sestelle. Dies komme aber „relativ sel-
ten“ vor. Ansonsten seien der Stadt
Reutlingen „keine Beschwerden im
Hinblick auf die Wartezeiten bekannt,
auch nicht über das Oberbürgermeis-
ter-Büro.“ Im Jahr 2020 habe es bei
der Ausländerbehörde der Stadt
Reutlingen zwei Personalwechse
l gegeben. Zurzeit seien aber alle
Stellen besetzt. uja

Betroffen von den langen
Wartezeiten sind Flüchtlin-
ge, aber auch viele auslän-
dische Firmenmitarbeiter,
Klinikangestellte oder Wis-
senschaftler, die eine Auf-
enthaltsgenehmigung be-
nötigen. Laut Prof. Detlef
Weigel, Direktor am Tübin-
ger Max-Planck-Institut für
Evolutionsbiologie, betra-
gen die Wartezeiten für ei-
nen Aufenthaltstitel oft
mehrere Monate. Beson-
ders ärgerlich ist das für
Nachwuchswissenschaftler,
deren Dissertation länger
dauert als vorgesehen, oder
für Postdocs mit befriste-
ten Verträgen: „Wenn sich
ein neuer Vertrag unvorher-

gesehen ein paar Monate
verzögert, können wir zwar
den alten Vertrag verlän-
gern, aber die Betroffenen
brauchen dann auch
schnell eine Verlängerung
ihres Aufenthaltstitels.“
Weigel betonte, dass die
Mitarbeiter des Ausländer-
amtes im Allgemeinen nett
und hilfsbereit seien, aber
einfach zu viel zu tun hät-
ten. Besonders schade sei,
dass Termine im Bürgeramt
nur noch per Anmeldung
vergeben würden. „Sonst
konnte man morgens um 7
Uhr kommen, und hat dann
halt gewartet.“ Kritik an
den langen Wartezeiten
gibt es auch von Flücht-

lingshelfern und -unter-
stützern. Ein Sprecher, der
anonym bleiben möchte,
sagte: „Die Terminvergabe
läuft nicht immer gleich.“
Bisweilen gebe es über die
Dauer von zwei oder drei
Monaten keine Anhalts-
punkte, wie lange bestimm-
te Verfahren dauern:
„Manchmal passiert vier
Wochen gar nichts, man er-
hält keinen Termin und
muss immer wieder nach-
haken.“ Wenn man auf die
Dringlichkeit hinweise, solle
man von inhaltlichen Sach-
fragen Abstand nehmen:
„Dann wird uns gesagt,
dass man überlastet ist.“
Der Eindruck sei, dass Ter-

minvergaben und inhaltli-
che Verfahren „oft länger
dauern als nötig“. Eine For-
derung der Arbeitsgemein-
schaft Ausländerbehörde
und weiterer Unterstützter
sei nun, dass man innerhalb
von fünf Werktagen zumin-
dest irgendeine Antwort er-
hält: „Und wennmanmit-
teilt, dass es noch dauert.
Aber keine Antwort ist keine
Lösung.“ Zudem sei es immer
wieder dazu gekommen,
dass „unnötige terminliche
Schleifen“ dazu führten,
dass Personen bestimmte
Ansprüche und Rechts-
grundlagen verloren haben:
„Man weiß nie so genau, wer
zuständig ist. uja / loz

In Reutlingen entspannt

Wissenschaftler, Flüchtlinge, Pfleger: Viele brauchen das Ausländeramt

Tübingen. In Tübingen entsteht ei-
ne Dachgenossenschaft Wohnen
(wir berichteten). Sie ist als Zu-
sammenschluss verschiedener ge-
meinschaftlicher Wohnprojekte
gedacht. Durch die Mitgliedschaft
in der Dachgenossenschaft entste-
hen Synergien in organisatorischen
und verwaltungstechnischen Fra-
gen. So übernimmt die Genossen-
schaft dieMietverwaltung und hält
die Gebäude langfristig instand.
Die Mitglieder erhalten ein lang-
fristig bezahlbares und sicheres
Wohnumfeld mit lebenslangem
Wohnrecht.

Das Projekt wird von Land und
Kommune mit insgesamt 2,4 Milli-
onen Euro gefördert. „Eine Dach-
genossenschaft kann als große So-
lidargemeinschaft individuelle
Bauvorhaben bei der Planung, Fi-

nanzierung, Umsetzung und lang-
fristiger Bewirtschaftung unter-
stützen“, wirbt Baubürgermeister
Cord Soehlke. „Das macht den
Schritt in die eigenen vier Wände
leichter, denn gemeinsam baut und
wohnt es sich besser.“ Die Dachge-
nossenschaft Wohnen soll voraus-
sichtlich im Februar 2021 gegrün-
det werden. Die Stadtverwaltung
unterstützt das Vorhaben. Bereits
jetzt können Wohnprojekte und
Einzelpersonen ihr Interesse an ei-
nerMitgliedschaft kundtun. ST

Mitmachen
beimWohn-Club
Wohnen Die Tübinger Dach-Genossenschaft
Wohnen lädt zur Teilnahme ein. Sie soll ein
Zusammenschlussmehrerer Projektewerden.

Info Ansprechpartner sind die städti-
schen Wohnraumbeauftragten, erreich-
bar per Mail an wohnraum@tuebin-
gen.de oder telefonisch unter
0 70 71/ 2 04 22 81. Auf www.tuebin-
gen.de/dachgenossenschaft-wohnen
gibt es weitere Informationen.
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mmer wieder gibt es Kritik an
der Arbeit des Tübinger Aus-
länderamts. Vor Kurzem
gründete sich in Tübingen ei-

ne „Arbeitsgemeinschaft Auslän-
derbehörde“, die Betroffenen die
Möglichkeit geben soll, sich über
ungerechte, nicht sachgemäße
und nicht fristgerechte Behand-
lung durch die Behörde auszutau-
schen. Aus Unterstützerkreisen
für Flüchtlinge und von anderen
Stellen erreichte auch das TAG-
BLATT immer wieder Kritik an
der Behörde (siehe Infobox), das
Thema war in der vergangenen
Woche zudem Gegenstand eines
Berichts imKultur- und Sozialaus-
schuss desGemeinderats.

Nichtsoerreichbarwiegewünscht
Ein Teil dieser Kritik bezieht sich
auf die schlechte Erreichbarkeit
und die lange Zeit, die man auf ei-
nen Termin warten müsse. Wil-
helm Gunkel, Leiter der Auslän-
derbehörde, und Richard Heß,
Leiter der Fachabteilung Bürger-
amt, bekannten in der Sitzung:
„Wir wissen, dass das Ausländer-
amt nicht so erreichbar ist, wie
wir das gerne hätten.“ In einer
schriftlichen Stellungnahme wei-
sen die beiden darauf hin, dass die
Räume beengt und die Aufgaben
vielfältig, jedoch nicht immer
leicht zu bearbeiten seien: „Regel-
mäßig waren die Unterlagen beim
ersten Besuch nicht vollständig
und es wurde ein weiterer Besuch
erforderlich.“ Gegenüber dem
TAGBLATT wies Heß auch dar-
aufhin, dass heute 50 Prozent
mehr Ausländer in Tübingen
lebten als vor 2015. Die Stadt
hat, wie Tübingens OB Boris Pal-
mer bestätigte, auf den Zuwachs
zwar reagiert und Leute einge-
stellt, doch hätten viele Mitarbei-

I
ter schnell wieder gekündigt. „Die
Arbeit ist sehr komplex.“ Qualifi-
ziertes Personal sei entsprechend
schwer zu finden.

Eine telefonische Erreichbar-
keit des Amtes dauerhaft zu ge-
währleisten, sei insbesondere in
der Pandemie, in der ein Besuch
der Behörde nur noch nach Ter-
minvereinbarung möglich ist,
nicht zu leisten: „Die bereits vor
der Pandemie sehr angespannte
Personalsituation hat in den
vergangenen Monaten aber da-
zu geführt, dass die telefonische
Erreichbarkeit nicht durchgängig
gegeben war und auch E-Mails
nicht immer zeitnah beantwortet
werden konnten.“ Auch der
Postweg, der gerade in der Pan-
demie öfter bemüht werden müs-
se, trageWeiteres zu den Verzöge-
rungen bei.

Heß berichtete von der
schlechten räumlichen Situation
der Behörde. Es gebe keine Tren-
nung der einzelnen Büros, Ge-
spräche seien oft durch Geräu-
sche und Lärm beeinflusst und ge-
stört. „Gravierend schlecht“ sei
die Situation vor allem dann,
wenn Besucher/innen mit kleinen
Kindern eine längere Wartezeit in
der Behörde verbringen müssen:
„Es bedarf dann erheblicher An-
strengung der Mitarbeiter/innen,
um konzentriert zu bleiben.“ Nun
plane die Stadt, die bauliche Situa-
tion zu verbessern und die Räum-
lichkeiten der Ausländerbehörde
ins nebenstehende Gebäude in
der Fruchtschranne zu erweitern
(wir berichteten).

Heß und Gunkel kündigten zu-
dem an, die im Juni eingeführte
neue Terminvergabe über eine ei-
gene E-Mail-Adresse beizubehal-
ten. Diese habe die Situation der
Mitarbeiter im Amt „in erhebli-
chem Umfang beruhigt“. Der
Wartebereich sei nicht mehr über-
füllt, Termine „für Eilsachen“
würden „zeitnah angeboten“.

Unter dem Strich sei davon aus-
zugehen, dass die Flüchtlingszah-
len „weiter hoch bleiben“, so der
Bericht der Behörde. Unter dem
Strich stehen nun vier Themenbe-
reiche für das „Vorgehen der Ver-
waltung“ fest, um die Situation
rund umdieArbeit der Ausländer-
behörde zu verbessern: die Anpas-
sung der räumlichen Situation, die
Einführung einer elektronischen
Akte zur schnelleren Bearbeitung,
die Beibehaltung und Verfeine-
rung der Terminvereinbarung –
bald auch online – sowie das akti-
ve Vermeiden vonMehrfachanfra-
gen. Letzteres wollen die Zustän-
digen vor allem dadurch errei-
chen, dass sie „Bevollmächtigte

und Unterstützer sensibilisieren“.
„Nach der Corona-Pandemie sol-
len Infothek und Expressschalter
wieder eingeführt werden“, gab
Heß zudem im Ratsausschuss be-
kannt. „Wir machen uns viele Ge-
danken, wie wir das Ausländer-
und Bürgeramt für unsere Bürge-
rinnen und Bürger weiter öffnen
können.“ Inhaltlich seien viele
Verfahren und Aufträge der Aus-
länderbehörde auch durch verän-
derte Gesetzeslagen komplizierter
geworden: „Aberwenn esVorwür-
fe gibt, arbeiten wir diese auf und
sorgen für eine vollumfängliche
Aufklärung“, soHeß.

Laura Conte aus dem Integrati-
onsrat teilte dem Gremium mit:

„Wir als Integrationsrat begrüßen
die Darstellung der Schwierigkei-
ten in der Behörde.“ Diese stimm-
ten überein mit den Erfahrungen
ihres Gremiums, so Conte: „Wir
bieten uns gerne als Mediator an
und können für Niederschwellig-
keit sorgen, weil wir an den Be-
troffenen sehr nach dran sind.“
Der Integrationsrat hatte sich im
Vorfeld der Sitzung – nach einem
Gespräch mit der Verwaltung –
auch in einer Pressemitteilung zur
TübingerAusländerbehörde geäu-
ßert. Thema des Gesprächs sei
„die Prävention von strukturellem
Rassismus in der Stadtverwal-
tung“ gewesen. „Tübingen ist eine
bunte und weltoffene Stadt.“ Die

Haltung der Verwaltung solle das
widerspiegeln. Der Integrations-
rat empfiehlt Schulungen.

In seiner Stellungnahme rät das
Gremium der Verwaltung, Schu-
lungsangebote für Mitarbeiter
verpflichtend zu machen und de-
ren Inhalte zu aktualisieren. Zu-
dem sei die Einrichtung einer un-
abhängigen Beschwerdestelle so-
wie intensivere Zusammenarbeit
zwischen Verwaltung, Integrati-
onsrat, der Stabsstelle Gleichstel-
lung und freien Trägern im Be-
reich Migration wünschenswert.
Der Rat hoffe, dadurch „einen Bei-
trag zum friedlichen und toleran-
ten Gesellschaftsklima“ in Tübin-
gen leisten zu können.

Wie erreichbar ist dasAusländeramt?
Bürokratie Es gibt Kritik wegen langerWartezeiten und schlechter Erreichbarkeit. Die Zuständigen nahmen Stellung. Von Lorenzo Zimmer

Auch im Reutlinger Ausländeramt
muss man Termine vorher vereinba-
ren. Dies hängt allerdings, wie die
städtische Pressestelle erklärte, mit
der Corona-Pandemie zusammen. In
der Regel bekomme man einen Termin
innerhalb von drei Tagen: „Bei beson-
ders dringenden Angelegenheiten
kann im Ausnahmefall auch ein Termin
am gleichen Tag oder am Tag darauf
vereinbart werden“, erklärte die Pres-
sestelle. Dies komme aber „relativ sel-
ten“ vor. Ansonsten seien der Stadt
Reutlingen „keine Beschwerden im
Hinblick auf die Wartezeiten bekannt,
auch nicht über das Oberbürgermeis-
ter-Büro.“ Im Jahr 2020 habe es bei
der Ausländerbehörde der Stadt
Reutlingen zwei Personalwechse
l gegeben. Zurzeit seien aber alle
Stellen besetzt. uja

Betroffen von den langen
Wartezeiten sind Flüchtlin-
ge, aber auch viele auslän-
dische Firmenmitarbeiter,
Klinikangestellte oder Wis-
senschaftler, die eine Auf-
enthaltsgenehmigung be-
nötigen. Laut Prof. Detlef
Weigel, Direktor am Tübin-
ger Max-Planck-Institut für
Evolutionsbiologie, betra-
gen die Wartezeiten für ei-
nen Aufenthaltstitel oft
mehrere Monate. Beson-
ders ärgerlich ist das für
Nachwuchswissenschaftler,
deren Dissertation länger
dauert als vorgesehen, oder
für Postdocs mit befriste-
ten Verträgen: „Wenn sich
ein neuer Vertrag unvorher-

gesehen ein paar Monate
verzögert, können wir zwar
den alten Vertrag verlän-
gern, aber die Betroffenen
brauchen dann auch
schnell eine Verlängerung
ihres Aufenthaltstitels.“
Weigel betonte, dass die
Mitarbeiter des Ausländer-
amtes im Allgemeinen nett
und hilfsbereit seien, aber
einfach zu viel zu tun hät-
ten. Besonders schade sei,
dass Termine im Bürgeramt
nur noch per Anmeldung
vergeben würden. „Sonst
konnte man morgens um 7
Uhr kommen, und hat dann
halt gewartet.“ Kritik an
den langen Wartezeiten
gibt es auch von Flücht-

lingshelfern und -unter-
stützern. Ein Sprecher, der
anonym bleiben möchte,
sagte: „Die Terminvergabe
läuft nicht immer gleich.“
Bisweilen gebe es über die
Dauer von zwei oder drei
Monaten keine Anhalts-
punkte, wie lange bestimm-
te Verfahren dauern:
„Manchmal passiert vier
Wochen gar nichts, man er-
hält keinen Termin und
muss immer wieder nach-
haken.“ Wenn man auf die
Dringlichkeit hinweise, solle
man von inhaltlichen Sach-
fragen Abstand nehmen:
„Dann wird uns gesagt,
dass man überlastet ist.“
Der Eindruck sei, dass Ter-

minvergaben und inhaltli-
che Verfahren „oft länger
dauern als nötig“. Eine For-
derung der Arbeitsgemein-
schaft Ausländerbehörde
und weiterer Unterstützter
sei nun, dass man innerhalb
von fünf Werktagen zumin-
dest irgendeine Antwort er-
hält: „Und wennmanmit-
teilt, dass es noch dauert.
Aber keine Antwort ist keine
Lösung.“ Zudem sei es immer
wieder dazu gekommen,
dass „unnötige terminliche
Schleifen“ dazu führten,
dass Personen bestimmte
Ansprüche und Rechts-
grundlagen verloren haben:
„Man weiß nie so genau, wer
zuständig ist. uja / loz

In Reutlingen entspannt

Wissenschaftler, Flüchtlinge, Pfleger: Viele brauchen das Ausländeramt

Tübingen. In Tübingen entsteht ei-
ne Dachgenossenschaft Wohnen
(wir berichteten). Sie ist als Zu-
sammenschluss verschiedener ge-
meinschaftlicher Wohnprojekte
gedacht. Durch die Mitgliedschaft
in der Dachgenossenschaft entste-
hen Synergien in organisatorischen
und verwaltungstechnischen Fra-
gen. So übernimmt die Genossen-
schaft dieMietverwaltung und hält
die Gebäude langfristig instand.
Die Mitglieder erhalten ein lang-
fristig bezahlbares und sicheres
Wohnumfeld mit lebenslangem
Wohnrecht.

Das Projekt wird von Land und
Kommune mit insgesamt 2,4 Milli-
onen Euro gefördert. „Eine Dach-
genossenschaft kann als große So-
lidargemeinschaft individuelle
Bauvorhaben bei der Planung, Fi-

nanzierung, Umsetzung und lang-
fristiger Bewirtschaftung unter-
stützen“, wirbt Baubürgermeister
Cord Soehlke. „Das macht den
Schritt in die eigenen vier Wände
leichter, denn gemeinsam baut und
wohnt es sich besser.“ Die Dachge-
nossenschaft Wohnen soll voraus-
sichtlich im Februar 2021 gegrün-
det werden. Die Stadtverwaltung
unterstützt das Vorhaben. Bereits
jetzt können Wohnprojekte und
Einzelpersonen ihr Interesse an ei-
nerMitgliedschaft kundtun. ST

Mitmachen
beimWohn-Club
Wohnen Die Tübinger Dach-Genossenschaft
Wohnen lädt zur Teilnahme ein. Sie soll ein
Zusammenschlussmehrerer Projektewerden.

Info Ansprechpartner sind die städti-
schen Wohnraumbeauftragten, erreich-
bar per Mail an wohnraum@tuebin-
gen.de oder telefonisch unter
0 70 71/ 2 04 22 81. Auf www.tuebin-
gen.de/dachgenossenschaft-wohnen
gibt es weitere Informationen.
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mmer wieder gibt es Kritik an
der Arbeit des Tübinger Aus-
länderamts. Vor Kurzem
gründete sich in Tübingen ei-

ne „Arbeitsgemeinschaft Auslän-
derbehörde“, die Betroffenen die
Möglichkeit geben soll, sich über
ungerechte, nicht sachgemäße
und nicht fristgerechte Behand-
lung durch die Behörde auszutau-
schen. Aus Unterstützerkreisen
für Flüchtlinge und von anderen
Stellen erreichte auch das TAG-
BLATT immer wieder Kritik an
der Behörde (siehe Infobox), das
Thema war in der vergangenen
Woche zudem Gegenstand eines
Berichts imKultur- und Sozialaus-
schuss desGemeinderats.

Nichtsoerreichbarwiegewünscht
Ein Teil dieser Kritik bezieht sich
auf die schlechte Erreichbarkeit
und die lange Zeit, die man auf ei-
nen Termin warten müsse. Wil-
helm Gunkel, Leiter der Auslän-
derbehörde, und Richard Heß,
Leiter der Fachabteilung Bürger-
amt, bekannten in der Sitzung:
„Wir wissen, dass das Ausländer-
amt nicht so erreichbar ist, wie
wir das gerne hätten.“ In einer
schriftlichen Stellungnahme wei-
sen die beiden darauf hin, dass die
Räume beengt und die Aufgaben
vielfältig, jedoch nicht immer
leicht zu bearbeiten seien: „Regel-
mäßig waren die Unterlagen beim
ersten Besuch nicht vollständig
und es wurde ein weiterer Besuch
erforderlich.“ Gegenüber dem
TAGBLATT wies Heß auch dar-
aufhin, dass heute 50 Prozent
mehr Ausländer in Tübingen
lebten als vor 2015. Die Stadt
hat, wie Tübingens OB Boris Pal-
mer bestätigte, auf den Zuwachs
zwar reagiert und Leute einge-
stellt, doch hätten viele Mitarbei-

I
ter schnell wieder gekündigt. „Die
Arbeit ist sehr komplex.“ Qualifi-
ziertes Personal sei entsprechend
schwer zu finden.

Eine telefonische Erreichbar-
keit des Amtes dauerhaft zu ge-
währleisten, sei insbesondere in
der Pandemie, in der ein Besuch
der Behörde nur noch nach Ter-
minvereinbarung möglich ist,
nicht zu leisten: „Die bereits vor
der Pandemie sehr angespannte
Personalsituation hat in den
vergangenen Monaten aber da-
zu geführt, dass die telefonische
Erreichbarkeit nicht durchgängig
gegeben war und auch E-Mails
nicht immer zeitnah beantwortet
werden konnten.“ Auch der
Postweg, der gerade in der Pan-
demie öfter bemüht werden müs-
se, trageWeiteres zu den Verzöge-
rungen bei.

Heß berichtete von der
schlechten räumlichen Situation
der Behörde. Es gebe keine Tren-
nung der einzelnen Büros, Ge-
spräche seien oft durch Geräu-
sche und Lärm beeinflusst und ge-
stört. „Gravierend schlecht“ sei
die Situation vor allem dann,
wenn Besucher/innen mit kleinen
Kindern eine längere Wartezeit in
der Behörde verbringen müssen:
„Es bedarf dann erheblicher An-
strengung der Mitarbeiter/innen,
um konzentriert zu bleiben.“ Nun
plane die Stadt, die bauliche Situa-
tion zu verbessern und die Räum-
lichkeiten der Ausländerbehörde
ins nebenstehende Gebäude in
der Fruchtschranne zu erweitern
(wir berichteten).

Heß und Gunkel kündigten zu-
dem an, die im Juni eingeführte
neue Terminvergabe über eine ei-
gene E-Mail-Adresse beizubehal-
ten. Diese habe die Situation der
Mitarbeiter im Amt „in erhebli-
chem Umfang beruhigt“. Der
Wartebereich sei nicht mehr über-
füllt, Termine „für Eilsachen“
würden „zeitnah angeboten“.

Unter dem Strich sei davon aus-
zugehen, dass die Flüchtlingszah-
len „weiter hoch bleiben“, so der
Bericht der Behörde. Unter dem
Strich stehen nun vier Themenbe-
reiche für das „Vorgehen der Ver-
waltung“ fest, um die Situation
rund umdieArbeit der Ausländer-
behörde zu verbessern: die Anpas-
sung der räumlichen Situation, die
Einführung einer elektronischen
Akte zur schnelleren Bearbeitung,
die Beibehaltung und Verfeine-
rung der Terminvereinbarung –
bald auch online – sowie das akti-
ve Vermeiden vonMehrfachanfra-
gen. Letzteres wollen die Zustän-
digen vor allem dadurch errei-
chen, dass sie „Bevollmächtigte

und Unterstützer sensibilisieren“.
„Nach der Corona-Pandemie sol-
len Infothek und Expressschalter
wieder eingeführt werden“, gab
Heß zudem im Ratsausschuss be-
kannt. „Wir machen uns viele Ge-
danken, wie wir das Ausländer-
und Bürgeramt für unsere Bürge-
rinnen und Bürger weiter öffnen
können.“ Inhaltlich seien viele
Verfahren und Aufträge der Aus-
länderbehörde auch durch verän-
derte Gesetzeslagen komplizierter
geworden: „Aberwenn esVorwür-
fe gibt, arbeiten wir diese auf und
sorgen für eine vollumfängliche
Aufklärung“, soHeß.

Laura Conte aus dem Integrati-
onsrat teilte dem Gremium mit:

„Wir als Integrationsrat begrüßen
die Darstellung der Schwierigkei-
ten in der Behörde.“ Diese stimm-
ten überein mit den Erfahrungen
ihres Gremiums, so Conte: „Wir
bieten uns gerne als Mediator an
und können für Niederschwellig-
keit sorgen, weil wir an den Be-
troffenen sehr nach dran sind.“
Der Integrationsrat hatte sich im
Vorfeld der Sitzung – nach einem
Gespräch mit der Verwaltung –
auch in einer Pressemitteilung zur
TübingerAusländerbehörde geäu-
ßert. Thema des Gesprächs sei
„die Prävention von strukturellem
Rassismus in der Stadtverwal-
tung“ gewesen. „Tübingen ist eine
bunte und weltoffene Stadt.“ Die

Haltung der Verwaltung solle das
widerspiegeln. Der Integrations-
rat empfiehlt Schulungen.

In seiner Stellungnahme rät das
Gremium der Verwaltung, Schu-
lungsangebote für Mitarbeiter
verpflichtend zu machen und de-
ren Inhalte zu aktualisieren. Zu-
dem sei die Einrichtung einer un-
abhängigen Beschwerdestelle so-
wie intensivere Zusammenarbeit
zwischen Verwaltung, Integrati-
onsrat, der Stabsstelle Gleichstel-
lung und freien Trägern im Be-
reich Migration wünschenswert.
Der Rat hoffe, dadurch „einen Bei-
trag zum friedlichen und toleran-
ten Gesellschaftsklima“ in Tübin-
gen leisten zu können.

Wie erreichbar ist dasAusländeramt?
Bürokratie Es gibt Kritik wegen langerWartezeiten und schlechter Erreichbarkeit. Die Zuständigen nahmen Stellung. Von Lorenzo Zimmer

Auch im Reutlinger Ausländeramt
muss man Termine vorher vereinba-
ren. Dies hängt allerdings, wie die
städtische Pressestelle erklärte, mit
der Corona-Pandemie zusammen. In
der Regel bekomme man einen Termin
innerhalb von drei Tagen: „Bei beson-
ders dringenden Angelegenheiten
kann im Ausnahmefall auch ein Termin
am gleichen Tag oder am Tag darauf
vereinbart werden“, erklärte die Pres-
sestelle. Dies komme aber „relativ sel-
ten“ vor. Ansonsten seien der Stadt
Reutlingen „keine Beschwerden im
Hinblick auf die Wartezeiten bekannt,
auch nicht über das Oberbürgermeis-
ter-Büro.“ Im Jahr 2020 habe es bei
der Ausländerbehörde der Stadt
Reutlingen zwei Personalwechse
l gegeben. Zurzeit seien aber alle
Stellen besetzt. uja

Betroffen von den langen
Wartezeiten sind Flüchtlin-
ge, aber auch viele auslän-
dische Firmenmitarbeiter,
Klinikangestellte oder Wis-
senschaftler, die eine Auf-
enthaltsgenehmigung be-
nötigen. Laut Prof. Detlef
Weigel, Direktor am Tübin-
ger Max-Planck-Institut für
Evolutionsbiologie, betra-
gen die Wartezeiten für ei-
nen Aufenthaltstitel oft
mehrere Monate. Beson-
ders ärgerlich ist das für
Nachwuchswissenschaftler,
deren Dissertation länger
dauert als vorgesehen, oder
für Postdocs mit befriste-
ten Verträgen: „Wenn sich
ein neuer Vertrag unvorher-

gesehen ein paar Monate
verzögert, können wir zwar
den alten Vertrag verlän-
gern, aber die Betroffenen
brauchen dann auch
schnell eine Verlängerung
ihres Aufenthaltstitels.“
Weigel betonte, dass die
Mitarbeiter des Ausländer-
amtes im Allgemeinen nett
und hilfsbereit seien, aber
einfach zu viel zu tun hät-
ten. Besonders schade sei,
dass Termine im Bürgeramt
nur noch per Anmeldung
vergeben würden. „Sonst
konnte man morgens um 7
Uhr kommen, und hat dann
halt gewartet.“ Kritik an
den langen Wartezeiten
gibt es auch von Flücht-

lingshelfern und -unter-
stützern. Ein Sprecher, der
anonym bleiben möchte,
sagte: „Die Terminvergabe
läuft nicht immer gleich.“
Bisweilen gebe es über die
Dauer von zwei oder drei
Monaten keine Anhalts-
punkte, wie lange bestimm-
te Verfahren dauern:
„Manchmal passiert vier
Wochen gar nichts, man er-
hält keinen Termin und
muss immer wieder nach-
haken.“ Wenn man auf die
Dringlichkeit hinweise, solle
man von inhaltlichen Sach-
fragen Abstand nehmen:
„Dann wird uns gesagt,
dass man überlastet ist.“
Der Eindruck sei, dass Ter-

minvergaben und inhaltli-
che Verfahren „oft länger
dauern als nötig“. Eine For-
derung der Arbeitsgemein-
schaft Ausländerbehörde
und weiterer Unterstützter
sei nun, dass man innerhalb
von fünf Werktagen zumin-
dest irgendeine Antwort er-
hält: „Und wennmanmit-
teilt, dass es noch dauert.
Aber keine Antwort ist keine
Lösung.“ Zudem sei es immer
wieder dazu gekommen,
dass „unnötige terminliche
Schleifen“ dazu führten,
dass Personen bestimmte
Ansprüche und Rechts-
grundlagen verloren haben:
„Man weiß nie so genau, wer
zuständig ist. uja / loz

In Reutlingen entspannt

Wissenschaftler, Flüchtlinge, Pfleger: Viele brauchen das Ausländeramt

Tübingen. In Tübingen entsteht ei-
ne Dachgenossenschaft Wohnen
(wir berichteten). Sie ist als Zu-
sammenschluss verschiedener ge-
meinschaftlicher Wohnprojekte
gedacht. Durch die Mitgliedschaft
in der Dachgenossenschaft entste-
hen Synergien in organisatorischen
und verwaltungstechnischen Fra-
gen. So übernimmt die Genossen-
schaft dieMietverwaltung und hält
die Gebäude langfristig instand.
Die Mitglieder erhalten ein lang-
fristig bezahlbares und sicheres
Wohnumfeld mit lebenslangem
Wohnrecht.

Das Projekt wird von Land und
Kommune mit insgesamt 2,4 Milli-
onen Euro gefördert. „Eine Dach-
genossenschaft kann als große So-
lidargemeinschaft individuelle
Bauvorhaben bei der Planung, Fi-

nanzierung, Umsetzung und lang-
fristiger Bewirtschaftung unter-
stützen“, wirbt Baubürgermeister
Cord Soehlke. „Das macht den
Schritt in die eigenen vier Wände
leichter, denn gemeinsam baut und
wohnt es sich besser.“ Die Dachge-
nossenschaft Wohnen soll voraus-
sichtlich im Februar 2021 gegrün-
det werden. Die Stadtverwaltung
unterstützt das Vorhaben. Bereits
jetzt können Wohnprojekte und
Einzelpersonen ihr Interesse an ei-
nerMitgliedschaft kundtun. ST

Mitmachen
beimWohn-Club
Wohnen Die Tübinger Dach-Genossenschaft
Wohnen lädt zur Teilnahme ein. Sie soll ein
Zusammenschlussmehrerer Projektewerden.

Info Ansprechpartner sind die städti-
schen Wohnraumbeauftragten, erreich-
bar per Mail an wohnraum@tuebin-
gen.de oder telefonisch unter
0 70 71/ 2 04 22 81. Auf www.tuebin-
gen.de/dachgenossenschaft-wohnen
gibt es weitere Informationen.
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mmer wieder gibt es Kritik an
der Arbeit des Tübinger Aus-
länderamts. Vor Kurzem
gründete sich in Tübingen ei-

ne „Arbeitsgemeinschaft Auslän-
derbehörde“, die Betroffenen die
Möglichkeit geben soll, sich über
ungerechte, nicht sachgemäße
und nicht fristgerechte Behand-
lung durch die Behörde auszutau-
schen. Aus Unterstützerkreisen
für Flüchtlinge und von anderen
Stellen erreichte auch das TAG-
BLATT immer wieder Kritik an
der Behörde (siehe Infobox), das
Thema war in der vergangenen
Woche zudem Gegenstand eines
Berichts imKultur- und Sozialaus-
schuss desGemeinderats.

Nichtsoerreichbarwiegewünscht
Ein Teil dieser Kritik bezieht sich
auf die schlechte Erreichbarkeit
und die lange Zeit, die man auf ei-
nen Termin warten müsse. Wil-
helm Gunkel, Leiter der Auslän-
derbehörde, und Richard Heß,
Leiter der Fachabteilung Bürger-
amt, bekannten in der Sitzung:
„Wir wissen, dass das Ausländer-
amt nicht so erreichbar ist, wie
wir das gerne hätten.“ In einer
schriftlichen Stellungnahme wei-
sen die beiden darauf hin, dass die
Räume beengt und die Aufgaben
vielfältig, jedoch nicht immer
leicht zu bearbeiten seien: „Regel-
mäßig waren die Unterlagen beim
ersten Besuch nicht vollständig
und es wurde ein weiterer Besuch
erforderlich.“ Gegenüber dem
TAGBLATT wies Heß auch dar-
aufhin, dass heute 50 Prozent
mehr Ausländer in Tübingen
lebten als vor 2015. Die Stadt
hat, wie Tübingens OB Boris Pal-
mer bestätigte, auf den Zuwachs
zwar reagiert und Leute einge-
stellt, doch hätten viele Mitarbei-

I
ter schnell wieder gekündigt. „Die
Arbeit ist sehr komplex.“ Qualifi-
ziertes Personal sei entsprechend
schwer zu finden.

Eine telefonische Erreichbar-
keit des Amtes dauerhaft zu ge-
währleisten, sei insbesondere in
der Pandemie, in der ein Besuch
der Behörde nur noch nach Ter-
minvereinbarung möglich ist,
nicht zu leisten: „Die bereits vor
der Pandemie sehr angespannte
Personalsituation hat in den
vergangenen Monaten aber da-
zu geführt, dass die telefonische
Erreichbarkeit nicht durchgängig
gegeben war und auch E-Mails
nicht immer zeitnah beantwortet
werden konnten.“ Auch der
Postweg, der gerade in der Pan-
demie öfter bemüht werden müs-
se, trageWeiteres zu den Verzöge-
rungen bei.

Heß berichtete von der
schlechten räumlichen Situation
der Behörde. Es gebe keine Tren-
nung der einzelnen Büros, Ge-
spräche seien oft durch Geräu-
sche und Lärm beeinflusst und ge-
stört. „Gravierend schlecht“ sei
die Situation vor allem dann,
wenn Besucher/innen mit kleinen
Kindern eine längere Wartezeit in
der Behörde verbringen müssen:
„Es bedarf dann erheblicher An-
strengung der Mitarbeiter/innen,
um konzentriert zu bleiben.“ Nun
plane die Stadt, die bauliche Situa-
tion zu verbessern und die Räum-
lichkeiten der Ausländerbehörde
ins nebenstehende Gebäude in
der Fruchtschranne zu erweitern
(wir berichteten).

Heß und Gunkel kündigten zu-
dem an, die im Juni eingeführte
neue Terminvergabe über eine ei-
gene E-Mail-Adresse beizubehal-
ten. Diese habe die Situation der
Mitarbeiter im Amt „in erhebli-
chem Umfang beruhigt“. Der
Wartebereich sei nicht mehr über-
füllt, Termine „für Eilsachen“
würden „zeitnah angeboten“.

Unter dem Strich sei davon aus-
zugehen, dass die Flüchtlingszah-
len „weiter hoch bleiben“, so der
Bericht der Behörde. Unter dem
Strich stehen nun vier Themenbe-
reiche für das „Vorgehen der Ver-
waltung“ fest, um die Situation
rund umdieArbeit der Ausländer-
behörde zu verbessern: die Anpas-
sung der räumlichen Situation, die
Einführung einer elektronischen
Akte zur schnelleren Bearbeitung,
die Beibehaltung und Verfeine-
rung der Terminvereinbarung –
bald auch online – sowie das akti-
ve Vermeiden vonMehrfachanfra-
gen. Letzteres wollen die Zustän-
digen vor allem dadurch errei-
chen, dass sie „Bevollmächtigte

und Unterstützer sensibilisieren“.
„Nach der Corona-Pandemie sol-
len Infothek und Expressschalter
wieder eingeführt werden“, gab
Heß zudem im Ratsausschuss be-
kannt. „Wir machen uns viele Ge-
danken, wie wir das Ausländer-
und Bürgeramt für unsere Bürge-
rinnen und Bürger weiter öffnen
können.“ Inhaltlich seien viele
Verfahren und Aufträge der Aus-
länderbehörde auch durch verän-
derte Gesetzeslagen komplizierter
geworden: „Aberwenn esVorwür-
fe gibt, arbeiten wir diese auf und
sorgen für eine vollumfängliche
Aufklärung“, soHeß.

Laura Conte aus dem Integrati-
onsrat teilte dem Gremium mit:

„Wir als Integrationsrat begrüßen
die Darstellung der Schwierigkei-
ten in der Behörde.“ Diese stimm-
ten überein mit den Erfahrungen
ihres Gremiums, so Conte: „Wir
bieten uns gerne als Mediator an
und können für Niederschwellig-
keit sorgen, weil wir an den Be-
troffenen sehr nach dran sind.“
Der Integrationsrat hatte sich im
Vorfeld der Sitzung – nach einem
Gespräch mit der Verwaltung –
auch in einer Pressemitteilung zur
TübingerAusländerbehörde geäu-
ßert. Thema des Gesprächs sei
„die Prävention von strukturellem
Rassismus in der Stadtverwal-
tung“ gewesen. „Tübingen ist eine
bunte und weltoffene Stadt.“ Die

Haltung der Verwaltung solle das
widerspiegeln. Der Integrations-
rat empfiehlt Schulungen.

In seiner Stellungnahme rät das
Gremium der Verwaltung, Schu-
lungsangebote für Mitarbeiter
verpflichtend zu machen und de-
ren Inhalte zu aktualisieren. Zu-
dem sei die Einrichtung einer un-
abhängigen Beschwerdestelle so-
wie intensivere Zusammenarbeit
zwischen Verwaltung, Integrati-
onsrat, der Stabsstelle Gleichstel-
lung und freien Trägern im Be-
reich Migration wünschenswert.
Der Rat hoffe, dadurch „einen Bei-
trag zum friedlichen und toleran-
ten Gesellschaftsklima“ in Tübin-
gen leisten zu können.

Wie erreichbar ist dasAusländeramt?
Bürokratie Es gibt Kritik wegen langerWartezeiten und schlechter Erreichbarkeit. Die Zuständigen nahmen Stellung. Von Lorenzo Zimmer

Auch im Reutlinger Ausländeramt
muss man Termine vorher vereinba-
ren. Dies hängt allerdings, wie die
städtische Pressestelle erklärte, mit
der Corona-Pandemie zusammen. In
der Regel bekomme man einen Termin
innerhalb von drei Tagen: „Bei beson-
ders dringenden Angelegenheiten
kann im Ausnahmefall auch ein Termin
am gleichen Tag oder am Tag darauf
vereinbart werden“, erklärte die Pres-
sestelle. Dies komme aber „relativ sel-
ten“ vor. Ansonsten seien der Stadt
Reutlingen „keine Beschwerden im
Hinblick auf die Wartezeiten bekannt,
auch nicht über das Oberbürgermeis-
ter-Büro.“ Im Jahr 2020 habe es bei
der Ausländerbehörde der Stadt
Reutlingen zwei Personalwechse
l gegeben. Zurzeit seien aber alle
Stellen besetzt. uja

Betroffen von den langen
Wartezeiten sind Flüchtlin-
ge, aber auch viele auslän-
dische Firmenmitarbeiter,
Klinikangestellte oder Wis-
senschaftler, die eine Auf-
enthaltsgenehmigung be-
nötigen. Laut Prof. Detlef
Weigel, Direktor am Tübin-
ger Max-Planck-Institut für
Evolutionsbiologie, betra-
gen die Wartezeiten für ei-
nen Aufenthaltstitel oft
mehrere Monate. Beson-
ders ärgerlich ist das für
Nachwuchswissenschaftler,
deren Dissertation länger
dauert als vorgesehen, oder
für Postdocs mit befriste-
ten Verträgen: „Wenn sich
ein neuer Vertrag unvorher-

gesehen ein paar Monate
verzögert, können wir zwar
den alten Vertrag verlän-
gern, aber die Betroffenen
brauchen dann auch
schnell eine Verlängerung
ihres Aufenthaltstitels.“
Weigel betonte, dass die
Mitarbeiter des Ausländer-
amtes im Allgemeinen nett
und hilfsbereit seien, aber
einfach zu viel zu tun hät-
ten. Besonders schade sei,
dass Termine im Bürgeramt
nur noch per Anmeldung
vergeben würden. „Sonst
konnte man morgens um 7
Uhr kommen, und hat dann
halt gewartet.“ Kritik an
den langen Wartezeiten
gibt es auch von Flücht-

lingshelfern und -unter-
stützern. Ein Sprecher, der
anonym bleiben möchte,
sagte: „Die Terminvergabe
läuft nicht immer gleich.“
Bisweilen gebe es über die
Dauer von zwei oder drei
Monaten keine Anhalts-
punkte, wie lange bestimm-
te Verfahren dauern:
„Manchmal passiert vier
Wochen gar nichts, man er-
hält keinen Termin und
muss immer wieder nach-
haken.“ Wenn man auf die
Dringlichkeit hinweise, solle
man von inhaltlichen Sach-
fragen Abstand nehmen:
„Dann wird uns gesagt,
dass man überlastet ist.“
Der Eindruck sei, dass Ter-

minvergaben und inhaltli-
che Verfahren „oft länger
dauern als nötig“. Eine For-
derung der Arbeitsgemein-
schaft Ausländerbehörde
und weiterer Unterstützter
sei nun, dass man innerhalb
von fünf Werktagen zumin-
dest irgendeine Antwort er-
hält: „Und wennmanmit-
teilt, dass es noch dauert.
Aber keine Antwort ist keine
Lösung.“ Zudem sei es immer
wieder dazu gekommen,
dass „unnötige terminliche
Schleifen“ dazu führten,
dass Personen bestimmte
Ansprüche und Rechts-
grundlagen verloren haben:
„Man weiß nie so genau, wer
zuständig ist. uja / loz

In Reutlingen entspannt

Wissenschaftler, Flüchtlinge, Pfleger: Viele brauchen das Ausländeramt

Tübingen. In Tübingen entsteht ei-
ne Dachgenossenschaft Wohnen
(wir berichteten). Sie ist als Zu-
sammenschluss verschiedener ge-
meinschaftlicher Wohnprojekte
gedacht. Durch die Mitgliedschaft
in der Dachgenossenschaft entste-
hen Synergien in organisatorischen
und verwaltungstechnischen Fra-
gen. So übernimmt die Genossen-
schaft dieMietverwaltung und hält
die Gebäude langfristig instand.
Die Mitglieder erhalten ein lang-
fristig bezahlbares und sicheres
Wohnumfeld mit lebenslangem
Wohnrecht.

Das Projekt wird von Land und
Kommune mit insgesamt 2,4 Milli-
onen Euro gefördert. „Eine Dach-
genossenschaft kann als große So-
lidargemeinschaft individuelle
Bauvorhaben bei der Planung, Fi-

nanzierung, Umsetzung und lang-
fristiger Bewirtschaftung unter-
stützen“, wirbt Baubürgermeister
Cord Soehlke. „Das macht den
Schritt in die eigenen vier Wände
leichter, denn gemeinsam baut und
wohnt es sich besser.“ Die Dachge-
nossenschaft Wohnen soll voraus-
sichtlich im Februar 2021 gegrün-
det werden. Die Stadtverwaltung
unterstützt das Vorhaben. Bereits
jetzt können Wohnprojekte und
Einzelpersonen ihr Interesse an ei-
nerMitgliedschaft kundtun. ST

Mitmachen
beimWohn-Club
Wohnen Die Tübinger Dach-Genossenschaft
Wohnen lädt zur Teilnahme ein. Sie soll ein
Zusammenschlussmehrerer Projektewerden.

Info Ansprechpartner sind die städti-
schen Wohnraumbeauftragten, erreich-
bar per Mail an wohnraum@tuebin-
gen.de oder telefonisch unter
0 70 71/ 2 04 22 81. Auf www.tuebin-
gen.de/dachgenossenschaft-wohnen
gibt es weitere Informationen.
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mmer wieder gibt es Kritik an
der Arbeit des Tübinger Aus-
länderamts. Vor Kurzem
gründete sich in Tübingen ei-

ne „Arbeitsgemeinschaft Auslän-
derbehörde“, die Betroffenen die
Möglichkeit geben soll, sich über
ungerechte, nicht sachgemäße
und nicht fristgerechte Behand-
lung durch die Behörde auszutau-
schen. Aus Unterstützerkreisen
für Flüchtlinge und von anderen
Stellen erreichte auch das TAG-
BLATT immer wieder Kritik an
der Behörde (siehe Infobox), das
Thema war in der vergangenen
Woche zudem Gegenstand eines
Berichts imKultur- und Sozialaus-
schuss desGemeinderats.

Nichtsoerreichbarwiegewünscht
Ein Teil dieser Kritik bezieht sich
auf die schlechte Erreichbarkeit
und die lange Zeit, die man auf ei-
nen Termin warten müsse. Wil-
helm Gunkel, Leiter der Auslän-
derbehörde, und Richard Heß,
Leiter der Fachabteilung Bürger-
amt, bekannten in der Sitzung:
„Wir wissen, dass das Ausländer-
amt nicht so erreichbar ist, wie
wir das gerne hätten.“ In einer
schriftlichen Stellungnahme wei-
sen die beiden darauf hin, dass die
Räume beengt und die Aufgaben
vielfältig, jedoch nicht immer
leicht zu bearbeiten seien: „Regel-
mäßig waren die Unterlagen beim
ersten Besuch nicht vollständig
und es wurde ein weiterer Besuch
erforderlich.“ Gegenüber dem
TAGBLATT wies Heß auch dar-
aufhin, dass heute 50 Prozent
mehr Ausländer in Tübingen
lebten als vor 2015. Die Stadt
hat, wie Tübingens OB Boris Pal-
mer bestätigte, auf den Zuwachs
zwar reagiert und Leute einge-
stellt, doch hätten viele Mitarbei-

I
ter schnell wieder gekündigt. „Die
Arbeit ist sehr komplex.“ Qualifi-
ziertes Personal sei entsprechend
schwer zu finden.

Eine telefonische Erreichbar-
keit des Amtes dauerhaft zu ge-
währleisten, sei insbesondere in
der Pandemie, in der ein Besuch
der Behörde nur noch nach Ter-
minvereinbarung möglich ist,
nicht zu leisten: „Die bereits vor
der Pandemie sehr angespannte
Personalsituation hat in den
vergangenen Monaten aber da-
zu geführt, dass die telefonische
Erreichbarkeit nicht durchgängig
gegeben war und auch E-Mails
nicht immer zeitnah beantwortet
werden konnten.“ Auch der
Postweg, der gerade in der Pan-
demie öfter bemüht werden müs-
se, trageWeiteres zu den Verzöge-
rungen bei.

Heß berichtete von der
schlechten räumlichen Situation
der Behörde. Es gebe keine Tren-
nung der einzelnen Büros, Ge-
spräche seien oft durch Geräu-
sche und Lärm beeinflusst und ge-
stört. „Gravierend schlecht“ sei
die Situation vor allem dann,
wenn Besucher/innen mit kleinen
Kindern eine längere Wartezeit in
der Behörde verbringen müssen:
„Es bedarf dann erheblicher An-
strengung der Mitarbeiter/innen,
um konzentriert zu bleiben.“ Nun
plane die Stadt, die bauliche Situa-
tion zu verbessern und die Räum-
lichkeiten der Ausländerbehörde
ins nebenstehende Gebäude in
der Fruchtschranne zu erweitern
(wir berichteten).

Heß und Gunkel kündigten zu-
dem an, die im Juni eingeführte
neue Terminvergabe über eine ei-
gene E-Mail-Adresse beizubehal-
ten. Diese habe die Situation der
Mitarbeiter im Amt „in erhebli-
chem Umfang beruhigt“. Der
Wartebereich sei nicht mehr über-
füllt, Termine „für Eilsachen“
würden „zeitnah angeboten“.

Unter dem Strich sei davon aus-
zugehen, dass die Flüchtlingszah-
len „weiter hoch bleiben“, so der
Bericht der Behörde. Unter dem
Strich stehen nun vier Themenbe-
reiche für das „Vorgehen der Ver-
waltung“ fest, um die Situation
rund umdieArbeit der Ausländer-
behörde zu verbessern: die Anpas-
sung der räumlichen Situation, die
Einführung einer elektronischen
Akte zur schnelleren Bearbeitung,
die Beibehaltung und Verfeine-
rung der Terminvereinbarung –
bald auch online – sowie das akti-
ve Vermeiden vonMehrfachanfra-
gen. Letzteres wollen die Zustän-
digen vor allem dadurch errei-
chen, dass sie „Bevollmächtigte

und Unterstützer sensibilisieren“.
„Nach der Corona-Pandemie sol-
len Infothek und Expressschalter
wieder eingeführt werden“, gab
Heß zudem im Ratsausschuss be-
kannt. „Wir machen uns viele Ge-
danken, wie wir das Ausländer-
und Bürgeramt für unsere Bürge-
rinnen und Bürger weiter öffnen
können.“ Inhaltlich seien viele
Verfahren und Aufträge der Aus-
länderbehörde auch durch verän-
derte Gesetzeslagen komplizierter
geworden: „Aberwenn esVorwür-
fe gibt, arbeiten wir diese auf und
sorgen für eine vollumfängliche
Aufklärung“, soHeß.

Laura Conte aus dem Integrati-
onsrat teilte dem Gremium mit:

„Wir als Integrationsrat begrüßen
die Darstellung der Schwierigkei-
ten in der Behörde.“ Diese stimm-
ten überein mit den Erfahrungen
ihres Gremiums, so Conte: „Wir
bieten uns gerne als Mediator an
und können für Niederschwellig-
keit sorgen, weil wir an den Be-
troffenen sehr nach dran sind.“
Der Integrationsrat hatte sich im
Vorfeld der Sitzung – nach einem
Gespräch mit der Verwaltung –
auch in einer Pressemitteilung zur
TübingerAusländerbehörde geäu-
ßert. Thema des Gesprächs sei
„die Prävention von strukturellem
Rassismus in der Stadtverwal-
tung“ gewesen. „Tübingen ist eine
bunte und weltoffene Stadt.“ Die

Haltung der Verwaltung solle das
widerspiegeln. Der Integrations-
rat empfiehlt Schulungen.

In seiner Stellungnahme rät das
Gremium der Verwaltung, Schu-
lungsangebote für Mitarbeiter
verpflichtend zu machen und de-
ren Inhalte zu aktualisieren. Zu-
dem sei die Einrichtung einer un-
abhängigen Beschwerdestelle so-
wie intensivere Zusammenarbeit
zwischen Verwaltung, Integrati-
onsrat, der Stabsstelle Gleichstel-
lung und freien Trägern im Be-
reich Migration wünschenswert.
Der Rat hoffe, dadurch „einen Bei-
trag zum friedlichen und toleran-
ten Gesellschaftsklima“ in Tübin-
gen leisten zu können.

Wie erreichbar ist dasAusländeramt?
Bürokratie Es gibt Kritik wegen langerWartezeiten und schlechter Erreichbarkeit. Die Zuständigen nahmen Stellung. Von Lorenzo Zimmer

Auch im Reutlinger Ausländeramt
muss man Termine vorher vereinba-
ren. Dies hängt allerdings, wie die
städtische Pressestelle erklärte, mit
der Corona-Pandemie zusammen. In
der Regel bekomme man einen Termin
innerhalb von drei Tagen: „Bei beson-
ders dringenden Angelegenheiten
kann im Ausnahmefall auch ein Termin
am gleichen Tag oder am Tag darauf
vereinbart werden“, erklärte die Pres-
sestelle. Dies komme aber „relativ sel-
ten“ vor. Ansonsten seien der Stadt
Reutlingen „keine Beschwerden im
Hinblick auf die Wartezeiten bekannt,
auch nicht über das Oberbürgermeis-
ter-Büro.“ Im Jahr 2020 habe es bei
der Ausländerbehörde der Stadt
Reutlingen zwei Personalwechse
l gegeben. Zurzeit seien aber alle
Stellen besetzt. uja

Betroffen von den langen
Wartezeiten sind Flüchtlin-
ge, aber auch viele auslän-
dische Firmenmitarbeiter,
Klinikangestellte oder Wis-
senschaftler, die eine Auf-
enthaltsgenehmigung be-
nötigen. Laut Prof. Detlef
Weigel, Direktor am Tübin-
ger Max-Planck-Institut für
Evolutionsbiologie, betra-
gen die Wartezeiten für ei-
nen Aufenthaltstitel oft
mehrere Monate. Beson-
ders ärgerlich ist das für
Nachwuchswissenschaftler,
deren Dissertation länger
dauert als vorgesehen, oder
für Postdocs mit befriste-
ten Verträgen: „Wenn sich
ein neuer Vertrag unvorher-

gesehen ein paar Monate
verzögert, können wir zwar
den alten Vertrag verlän-
gern, aber die Betroffenen
brauchen dann auch
schnell eine Verlängerung
ihres Aufenthaltstitels.“
Weigel betonte, dass die
Mitarbeiter des Ausländer-
amtes im Allgemeinen nett
und hilfsbereit seien, aber
einfach zu viel zu tun hät-
ten. Besonders schade sei,
dass Termine im Bürgeramt
nur noch per Anmeldung
vergeben würden. „Sonst
konnte man morgens um 7
Uhr kommen, und hat dann
halt gewartet.“ Kritik an
den langen Wartezeiten
gibt es auch von Flücht-

lingshelfern und -unter-
stützern. Ein Sprecher, der
anonym bleiben möchte,
sagte: „Die Terminvergabe
läuft nicht immer gleich.“
Bisweilen gebe es über die
Dauer von zwei oder drei
Monaten keine Anhalts-
punkte, wie lange bestimm-
te Verfahren dauern:
„Manchmal passiert vier
Wochen gar nichts, man er-
hält keinen Termin und
muss immer wieder nach-
haken.“ Wenn man auf die
Dringlichkeit hinweise, solle
man von inhaltlichen Sach-
fragen Abstand nehmen:
„Dann wird uns gesagt,
dass man überlastet ist.“
Der Eindruck sei, dass Ter-

minvergaben und inhaltli-
che Verfahren „oft länger
dauern als nötig“. Eine For-
derung der Arbeitsgemein-
schaft Ausländerbehörde
und weiterer Unterstützter
sei nun, dass man innerhalb
von fünf Werktagen zumin-
dest irgendeine Antwort er-
hält: „Und wennmanmit-
teilt, dass es noch dauert.
Aber keine Antwort ist keine
Lösung.“ Zudem sei es immer
wieder dazu gekommen,
dass „unnötige terminliche
Schleifen“ dazu führten,
dass Personen bestimmte
Ansprüche und Rechts-
grundlagen verloren haben:
„Man weiß nie so genau, wer
zuständig ist. uja / loz

In Reutlingen entspannt

Wissenschaftler, Flüchtlinge, Pfleger: Viele brauchen das Ausländeramt

Tübingen. In Tübingen entsteht ei-
ne Dachgenossenschaft Wohnen
(wir berichteten). Sie ist als Zu-
sammenschluss verschiedener ge-
meinschaftlicher Wohnprojekte
gedacht. Durch die Mitgliedschaft
in der Dachgenossenschaft entste-
hen Synergien in organisatorischen
und verwaltungstechnischen Fra-
gen. So übernimmt die Genossen-
schaft dieMietverwaltung und hält
die Gebäude langfristig instand.
Die Mitglieder erhalten ein lang-
fristig bezahlbares und sicheres
Wohnumfeld mit lebenslangem
Wohnrecht.

Das Projekt wird von Land und
Kommune mit insgesamt 2,4 Milli-
onen Euro gefördert. „Eine Dach-
genossenschaft kann als große So-
lidargemeinschaft individuelle
Bauvorhaben bei der Planung, Fi-

nanzierung, Umsetzung und lang-
fristiger Bewirtschaftung unter-
stützen“, wirbt Baubürgermeister
Cord Soehlke. „Das macht den
Schritt in die eigenen vier Wände
leichter, denn gemeinsam baut und
wohnt es sich besser.“ Die Dachge-
nossenschaft Wohnen soll voraus-
sichtlich im Februar 2021 gegrün-
det werden. Die Stadtverwaltung
unterstützt das Vorhaben. Bereits
jetzt können Wohnprojekte und
Einzelpersonen ihr Interesse an ei-
nerMitgliedschaft kundtun. ST

Mitmachen
beimWohn-Club
Wohnen Die Tübinger Dach-Genossenschaft
Wohnen lädt zur Teilnahme ein. Sie soll ein
Zusammenschlussmehrerer Projektewerden.

Info Ansprechpartner sind die städti-
schen Wohnraumbeauftragten, erreich-
bar per Mail an wohnraum@tuebin-
gen.de oder telefonisch unter
0 70 71/ 2 04 22 81. Auf www.tuebin-
gen.de/dachgenossenschaft-wohnen
gibt es weitere Informationen.
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mmer wieder gibt es Kritik an
der Arbeit des Tübinger Aus-
länderamts. Vor Kurzem
gründete sich in Tübingen ei-

ne „Arbeitsgemeinschaft Auslän-
derbehörde“, die Betroffenen die
Möglichkeit geben soll, sich über
ungerechte, nicht sachgemäße
und nicht fristgerechte Behand-
lung durch die Behörde auszutau-
schen. Aus Unterstützerkreisen
für Flüchtlinge und von anderen
Stellen erreichte auch das TAG-
BLATT immer wieder Kritik an
der Behörde (siehe Infobox), das
Thema war in der vergangenen
Woche zudem Gegenstand eines
Berichts imKultur- und Sozialaus-
schuss desGemeinderats.

Nichtsoerreichbarwiegewünscht
Ein Teil dieser Kritik bezieht sich
auf die schlechte Erreichbarkeit
und die lange Zeit, die man auf ei-
nen Termin warten müsse. Wil-
helm Gunkel, Leiter der Auslän-
derbehörde, und Richard Heß,
Leiter der Fachabteilung Bürger-
amt, bekannten in der Sitzung:
„Wir wissen, dass das Ausländer-
amt nicht so erreichbar ist, wie
wir das gerne hätten.“ In einer
schriftlichen Stellungnahme wei-
sen die beiden darauf hin, dass die
Räume beengt und die Aufgaben
vielfältig, jedoch nicht immer
leicht zu bearbeiten seien: „Regel-
mäßig waren die Unterlagen beim
ersten Besuch nicht vollständig
und es wurde ein weiterer Besuch
erforderlich.“ Gegenüber dem
TAGBLATT wies Heß auch dar-
aufhin, dass heute 50 Prozent
mehr Ausländer in Tübingen
lebten als vor 2015. Die Stadt
hat, wie Tübingens OB Boris Pal-
mer bestätigte, auf den Zuwachs
zwar reagiert und Leute einge-
stellt, doch hätten viele Mitarbei-

I
ter schnell wieder gekündigt. „Die
Arbeit ist sehr komplex.“ Qualifi-
ziertes Personal sei entsprechend
schwer zu finden.

Eine telefonische Erreichbar-
keit des Amtes dauerhaft zu ge-
währleisten, sei insbesondere in
der Pandemie, in der ein Besuch
der Behörde nur noch nach Ter-
minvereinbarung möglich ist,
nicht zu leisten: „Die bereits vor
der Pandemie sehr angespannte
Personalsituation hat in den
vergangenen Monaten aber da-
zu geführt, dass die telefonische
Erreichbarkeit nicht durchgängig
gegeben war und auch E-Mails
nicht immer zeitnah beantwortet
werden konnten.“ Auch der
Postweg, der gerade in der Pan-
demie öfter bemüht werden müs-
se, trageWeiteres zu den Verzöge-
rungen bei.

Heß berichtete von der
schlechten räumlichen Situation
der Behörde. Es gebe keine Tren-
nung der einzelnen Büros, Ge-
spräche seien oft durch Geräu-
sche und Lärm beeinflusst und ge-
stört. „Gravierend schlecht“ sei
die Situation vor allem dann,
wenn Besucher/innen mit kleinen
Kindern eine längere Wartezeit in
der Behörde verbringen müssen:
„Es bedarf dann erheblicher An-
strengung der Mitarbeiter/innen,
um konzentriert zu bleiben.“ Nun
plane die Stadt, die bauliche Situa-
tion zu verbessern und die Räum-
lichkeiten der Ausländerbehörde
ins nebenstehende Gebäude in
der Fruchtschranne zu erweitern
(wir berichteten).

Heß und Gunkel kündigten zu-
dem an, die im Juni eingeführte
neue Terminvergabe über eine ei-
gene E-Mail-Adresse beizubehal-
ten. Diese habe die Situation der
Mitarbeiter im Amt „in erhebli-
chem Umfang beruhigt“. Der
Wartebereich sei nicht mehr über-
füllt, Termine „für Eilsachen“
würden „zeitnah angeboten“.

Unter dem Strich sei davon aus-
zugehen, dass die Flüchtlingszah-
len „weiter hoch bleiben“, so der
Bericht der Behörde. Unter dem
Strich stehen nun vier Themenbe-
reiche für das „Vorgehen der Ver-
waltung“ fest, um die Situation
rund umdieArbeit der Ausländer-
behörde zu verbessern: die Anpas-
sung der räumlichen Situation, die
Einführung einer elektronischen
Akte zur schnelleren Bearbeitung,
die Beibehaltung und Verfeine-
rung der Terminvereinbarung –
bald auch online – sowie das akti-
ve Vermeiden vonMehrfachanfra-
gen. Letzteres wollen die Zustän-
digen vor allem dadurch errei-
chen, dass sie „Bevollmächtigte

und Unterstützer sensibilisieren“.
„Nach der Corona-Pandemie sol-
len Infothek und Expressschalter
wieder eingeführt werden“, gab
Heß zudem im Ratsausschuss be-
kannt. „Wir machen uns viele Ge-
danken, wie wir das Ausländer-
und Bürgeramt für unsere Bürge-
rinnen und Bürger weiter öffnen
können.“ Inhaltlich seien viele
Verfahren und Aufträge der Aus-
länderbehörde auch durch verän-
derte Gesetzeslagen komplizierter
geworden: „Aberwenn esVorwür-
fe gibt, arbeiten wir diese auf und
sorgen für eine vollumfängliche
Aufklärung“, soHeß.

Laura Conte aus dem Integrati-
onsrat teilte dem Gremium mit:

„Wir als Integrationsrat begrüßen
die Darstellung der Schwierigkei-
ten in der Behörde.“ Diese stimm-
ten überein mit den Erfahrungen
ihres Gremiums, so Conte: „Wir
bieten uns gerne als Mediator an
und können für Niederschwellig-
keit sorgen, weil wir an den Be-
troffenen sehr nach dran sind.“
Der Integrationsrat hatte sich im
Vorfeld der Sitzung – nach einem
Gespräch mit der Verwaltung –
auch in einer Pressemitteilung zur
TübingerAusländerbehörde geäu-
ßert. Thema des Gesprächs sei
„die Prävention von strukturellem
Rassismus in der Stadtverwal-
tung“ gewesen. „Tübingen ist eine
bunte und weltoffene Stadt.“ Die

Haltung der Verwaltung solle das
widerspiegeln. Der Integrations-
rat empfiehlt Schulungen.

In seiner Stellungnahme rät das
Gremium der Verwaltung, Schu-
lungsangebote für Mitarbeiter
verpflichtend zu machen und de-
ren Inhalte zu aktualisieren. Zu-
dem sei die Einrichtung einer un-
abhängigen Beschwerdestelle so-
wie intensivere Zusammenarbeit
zwischen Verwaltung, Integrati-
onsrat, der Stabsstelle Gleichstel-
lung und freien Trägern im Be-
reich Migration wünschenswert.
Der Rat hoffe, dadurch „einen Bei-
trag zum friedlichen und toleran-
ten Gesellschaftsklima“ in Tübin-
gen leisten zu können.

Wie erreichbar ist dasAusländeramt?
Bürokratie Es gibt Kritik wegen langerWartezeiten und schlechter Erreichbarkeit. Die Zuständigen nahmen Stellung. Von Lorenzo Zimmer

Auch im Reutlinger Ausländeramt
muss man Termine vorher vereinba-
ren. Dies hängt allerdings, wie die
städtische Pressestelle erklärte, mit
der Corona-Pandemie zusammen. In
der Regel bekomme man einen Termin
innerhalb von drei Tagen: „Bei beson-
ders dringenden Angelegenheiten
kann im Ausnahmefall auch ein Termin
am gleichen Tag oder am Tag darauf
vereinbart werden“, erklärte die Pres-
sestelle. Dies komme aber „relativ sel-
ten“ vor. Ansonsten seien der Stadt
Reutlingen „keine Beschwerden im
Hinblick auf die Wartezeiten bekannt,
auch nicht über das Oberbürgermeis-
ter-Büro.“ Im Jahr 2020 habe es bei
der Ausländerbehörde der Stadt
Reutlingen zwei Personalwechse
l gegeben. Zurzeit seien aber alle
Stellen besetzt. uja

Betroffen von den langen
Wartezeiten sind Flüchtlin-
ge, aber auch viele auslän-
dische Firmenmitarbeiter,
Klinikangestellte oder Wis-
senschaftler, die eine Auf-
enthaltsgenehmigung be-
nötigen. Laut Prof. Detlef
Weigel, Direktor am Tübin-
ger Max-Planck-Institut für
Evolutionsbiologie, betra-
gen die Wartezeiten für ei-
nen Aufenthaltstitel oft
mehrere Monate. Beson-
ders ärgerlich ist das für
Nachwuchswissenschaftler,
deren Dissertation länger
dauert als vorgesehen, oder
für Postdocs mit befriste-
ten Verträgen: „Wenn sich
ein neuer Vertrag unvorher-

gesehen ein paar Monate
verzögert, können wir zwar
den alten Vertrag verlän-
gern, aber die Betroffenen
brauchen dann auch
schnell eine Verlängerung
ihres Aufenthaltstitels.“
Weigel betonte, dass die
Mitarbeiter des Ausländer-
amtes im Allgemeinen nett
und hilfsbereit seien, aber
einfach zu viel zu tun hät-
ten. Besonders schade sei,
dass Termine im Bürgeramt
nur noch per Anmeldung
vergeben würden. „Sonst
konnte man morgens um 7
Uhr kommen, und hat dann
halt gewartet.“ Kritik an
den langen Wartezeiten
gibt es auch von Flücht-

lingshelfern und -unter-
stützern. Ein Sprecher, der
anonym bleiben möchte,
sagte: „Die Terminvergabe
läuft nicht immer gleich.“
Bisweilen gebe es über die
Dauer von zwei oder drei
Monaten keine Anhalts-
punkte, wie lange bestimm-
te Verfahren dauern:
„Manchmal passiert vier
Wochen gar nichts, man er-
hält keinen Termin und
muss immer wieder nach-
haken.“ Wenn man auf die
Dringlichkeit hinweise, solle
man von inhaltlichen Sach-
fragen Abstand nehmen:
„Dann wird uns gesagt,
dass man überlastet ist.“
Der Eindruck sei, dass Ter-

minvergaben und inhaltli-
che Verfahren „oft länger
dauern als nötig“. Eine For-
derung der Arbeitsgemein-
schaft Ausländerbehörde
und weiterer Unterstützter
sei nun, dass man innerhalb
von fünf Werktagen zumin-
dest irgendeine Antwort er-
hält: „Und wennmanmit-
teilt, dass es noch dauert.
Aber keine Antwort ist keine
Lösung.“ Zudem sei es immer
wieder dazu gekommen,
dass „unnötige terminliche
Schleifen“ dazu führten,
dass Personen bestimmte
Ansprüche und Rechts-
grundlagen verloren haben:
„Man weiß nie so genau, wer
zuständig ist. uja / loz

In Reutlingen entspannt

Wissenschaftler, Flüchtlinge, Pfleger: Viele brauchen das Ausländeramt

Tübingen. In Tübingen entsteht ei-
ne Dachgenossenschaft Wohnen
(wir berichteten). Sie ist als Zu-
sammenschluss verschiedener ge-
meinschaftlicher Wohnprojekte
gedacht. Durch die Mitgliedschaft
in der Dachgenossenschaft entste-
hen Synergien in organisatorischen
und verwaltungstechnischen Fra-
gen. So übernimmt die Genossen-
schaft dieMietverwaltung und hält
die Gebäude langfristig instand.
Die Mitglieder erhalten ein lang-
fristig bezahlbares und sicheres
Wohnumfeld mit lebenslangem
Wohnrecht.

Das Projekt wird von Land und
Kommune mit insgesamt 2,4 Milli-
onen Euro gefördert. „Eine Dach-
genossenschaft kann als große So-
lidargemeinschaft individuelle
Bauvorhaben bei der Planung, Fi-

nanzierung, Umsetzung und lang-
fristiger Bewirtschaftung unter-
stützen“, wirbt Baubürgermeister
Cord Soehlke. „Das macht den
Schritt in die eigenen vier Wände
leichter, denn gemeinsam baut und
wohnt es sich besser.“ Die Dachge-
nossenschaft Wohnen soll voraus-
sichtlich im Februar 2021 gegrün-
det werden. Die Stadtverwaltung
unterstützt das Vorhaben. Bereits
jetzt können Wohnprojekte und
Einzelpersonen ihr Interesse an ei-
nerMitgliedschaft kundtun. ST

Mitmachen
beimWohn-Club
Wohnen Die Tübinger Dach-Genossenschaft
Wohnen lädt zur Teilnahme ein. Sie soll ein
Zusammenschlussmehrerer Projektewerden.

Info Ansprechpartner sind die städti-
schen Wohnraumbeauftragten, erreich-
bar per Mail an wohnraum@tuebin-
gen.de oder telefonisch unter
0 70 71/ 2 04 22 81. Auf www.tuebin-
gen.de/dachgenossenschaft-wohnen
gibt es weitere Informationen.
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mmer wieder gibt es Kritik an
der Arbeit des Tübinger Aus-
länderamts. Vor Kurzem
gründete sich in Tübingen ei-

ne „Arbeitsgemeinschaft Auslän-
derbehörde“, die Betroffenen die
Möglichkeit geben soll, sich über
ungerechte, nicht sachgemäße
und nicht fristgerechte Behand-
lung durch die Behörde auszutau-
schen. Aus Unterstützerkreisen
für Flüchtlinge und von anderen
Stellen erreichte auch das TAG-
BLATT immer wieder Kritik an
der Behörde (siehe Infobox), das
Thema war in der vergangenen
Woche zudem Gegenstand eines
Berichts imKultur- und Sozialaus-
schuss desGemeinderats.

Nichtsoerreichbarwiegewünscht
Ein Teil dieser Kritik bezieht sich
auf die schlechte Erreichbarkeit
und die lange Zeit, die man auf ei-
nen Termin warten müsse. Wil-
helm Gunkel, Leiter der Auslän-
derbehörde, und Richard Heß,
Leiter der Fachabteilung Bürger-
amt, bekannten in der Sitzung:
„Wir wissen, dass das Ausländer-
amt nicht so erreichbar ist, wie
wir das gerne hätten.“ In einer
schriftlichen Stellungnahme wei-
sen die beiden darauf hin, dass die
Räume beengt und die Aufgaben
vielfältig, jedoch nicht immer
leicht zu bearbeiten seien: „Regel-
mäßig waren die Unterlagen beim
ersten Besuch nicht vollständig
und es wurde ein weiterer Besuch
erforderlich.“ Gegenüber dem
TAGBLATT wies Heß auch dar-
aufhin, dass heute 50 Prozent
mehr Ausländer in Tübingen
lebten als vor 2015. Die Stadt
hat, wie Tübingens OB Boris Pal-
mer bestätigte, auf den Zuwachs
zwar reagiert und Leute einge-
stellt, doch hätten viele Mitarbei-

I
ter schnell wieder gekündigt. „Die
Arbeit ist sehr komplex.“ Qualifi-
ziertes Personal sei entsprechend
schwer zu finden.

Eine telefonische Erreichbar-
keit des Amtes dauerhaft zu ge-
währleisten, sei insbesondere in
der Pandemie, in der ein Besuch
der Behörde nur noch nach Ter-
minvereinbarung möglich ist,
nicht zu leisten: „Die bereits vor
der Pandemie sehr angespannte
Personalsituation hat in den
vergangenen Monaten aber da-
zu geführt, dass die telefonische
Erreichbarkeit nicht durchgängig
gegeben war und auch E-Mails
nicht immer zeitnah beantwortet
werden konnten.“ Auch der
Postweg, der gerade in der Pan-
demie öfter bemüht werden müs-
se, trageWeiteres zu den Verzöge-
rungen bei.

Heß berichtete von der
schlechten räumlichen Situation
der Behörde. Es gebe keine Tren-
nung der einzelnen Büros, Ge-
spräche seien oft durch Geräu-
sche und Lärm beeinflusst und ge-
stört. „Gravierend schlecht“ sei
die Situation vor allem dann,
wenn Besucher/innen mit kleinen
Kindern eine längere Wartezeit in
der Behörde verbringen müssen:
„Es bedarf dann erheblicher An-
strengung der Mitarbeiter/innen,
um konzentriert zu bleiben.“ Nun
plane die Stadt, die bauliche Situa-
tion zu verbessern und die Räum-
lichkeiten der Ausländerbehörde
ins nebenstehende Gebäude in
der Fruchtschranne zu erweitern
(wir berichteten).

Heß und Gunkel kündigten zu-
dem an, die im Juni eingeführte
neue Terminvergabe über eine ei-
gene E-Mail-Adresse beizubehal-
ten. Diese habe die Situation der
Mitarbeiter im Amt „in erhebli-
chem Umfang beruhigt“. Der
Wartebereich sei nicht mehr über-
füllt, Termine „für Eilsachen“
würden „zeitnah angeboten“.

Unter dem Strich sei davon aus-
zugehen, dass die Flüchtlingszah-
len „weiter hoch bleiben“, so der
Bericht der Behörde. Unter dem
Strich stehen nun vier Themenbe-
reiche für das „Vorgehen der Ver-
waltung“ fest, um die Situation
rund umdieArbeit der Ausländer-
behörde zu verbessern: die Anpas-
sung der räumlichen Situation, die
Einführung einer elektronischen
Akte zur schnelleren Bearbeitung,
die Beibehaltung und Verfeine-
rung der Terminvereinbarung –
bald auch online – sowie das akti-
ve Vermeiden vonMehrfachanfra-
gen. Letzteres wollen die Zustän-
digen vor allem dadurch errei-
chen, dass sie „Bevollmächtigte

und Unterstützer sensibilisieren“.
„Nach der Corona-Pandemie sol-
len Infothek und Expressschalter
wieder eingeführt werden“, gab
Heß zudem im Ratsausschuss be-
kannt. „Wir machen uns viele Ge-
danken, wie wir das Ausländer-
und Bürgeramt für unsere Bürge-
rinnen und Bürger weiter öffnen
können.“ Inhaltlich seien viele
Verfahren und Aufträge der Aus-
länderbehörde auch durch verän-
derte Gesetzeslagen komplizierter
geworden: „Aberwenn esVorwür-
fe gibt, arbeiten wir diese auf und
sorgen für eine vollumfängliche
Aufklärung“, soHeß.

Laura Conte aus dem Integrati-
onsrat teilte dem Gremium mit:

„Wir als Integrationsrat begrüßen
die Darstellung der Schwierigkei-
ten in der Behörde.“ Diese stimm-
ten überein mit den Erfahrungen
ihres Gremiums, so Conte: „Wir
bieten uns gerne als Mediator an
und können für Niederschwellig-
keit sorgen, weil wir an den Be-
troffenen sehr nach dran sind.“
Der Integrationsrat hatte sich im
Vorfeld der Sitzung – nach einem
Gespräch mit der Verwaltung –
auch in einer Pressemitteilung zur
TübingerAusländerbehörde geäu-
ßert. Thema des Gesprächs sei
„die Prävention von strukturellem
Rassismus in der Stadtverwal-
tung“ gewesen. „Tübingen ist eine
bunte und weltoffene Stadt.“ Die

Haltung der Verwaltung solle das
widerspiegeln. Der Integrations-
rat empfiehlt Schulungen.

In seiner Stellungnahme rät das
Gremium der Verwaltung, Schu-
lungsangebote für Mitarbeiter
verpflichtend zu machen und de-
ren Inhalte zu aktualisieren. Zu-
dem sei die Einrichtung einer un-
abhängigen Beschwerdestelle so-
wie intensivere Zusammenarbeit
zwischen Verwaltung, Integrati-
onsrat, der Stabsstelle Gleichstel-
lung und freien Trägern im Be-
reich Migration wünschenswert.
Der Rat hoffe, dadurch „einen Bei-
trag zum friedlichen und toleran-
ten Gesellschaftsklima“ in Tübin-
gen leisten zu können.

Wie erreichbar ist dasAusländeramt?
Bürokratie Es gibt Kritik wegen langerWartezeiten und schlechter Erreichbarkeit. Die Zuständigen nahmen Stellung. Von Lorenzo Zimmer

Auch im Reutlinger Ausländeramt
muss man Termine vorher vereinba-
ren. Dies hängt allerdings, wie die
städtische Pressestelle erklärte, mit
der Corona-Pandemie zusammen. In
der Regel bekomme man einen Termin
innerhalb von drei Tagen: „Bei beson-
ders dringenden Angelegenheiten
kann im Ausnahmefall auch ein Termin
am gleichen Tag oder am Tag darauf
vereinbart werden“, erklärte die Pres-
sestelle. Dies komme aber „relativ sel-
ten“ vor. Ansonsten seien der Stadt
Reutlingen „keine Beschwerden im
Hinblick auf die Wartezeiten bekannt,
auch nicht über das Oberbürgermeis-
ter-Büro.“ Im Jahr 2020 habe es bei
der Ausländerbehörde der Stadt
Reutlingen zwei Personalwechse
l gegeben. Zurzeit seien aber alle
Stellen besetzt. uja

Betroffen von den langen
Wartezeiten sind Flüchtlin-
ge, aber auch viele auslän-
dische Firmenmitarbeiter,
Klinikangestellte oder Wis-
senschaftler, die eine Auf-
enthaltsgenehmigung be-
nötigen. Laut Prof. Detlef
Weigel, Direktor am Tübin-
ger Max-Planck-Institut für
Evolutionsbiologie, betra-
gen die Wartezeiten für ei-
nen Aufenthaltstitel oft
mehrere Monate. Beson-
ders ärgerlich ist das für
Nachwuchswissenschaftler,
deren Dissertation länger
dauert als vorgesehen, oder
für Postdocs mit befriste-
ten Verträgen: „Wenn sich
ein neuer Vertrag unvorher-

gesehen ein paar Monate
verzögert, können wir zwar
den alten Vertrag verlän-
gern, aber die Betroffenen
brauchen dann auch
schnell eine Verlängerung
ihres Aufenthaltstitels.“
Weigel betonte, dass die
Mitarbeiter des Ausländer-
amtes im Allgemeinen nett
und hilfsbereit seien, aber
einfach zu viel zu tun hät-
ten. Besonders schade sei,
dass Termine im Bürgeramt
nur noch per Anmeldung
vergeben würden. „Sonst
konnte man morgens um 7
Uhr kommen, und hat dann
halt gewartet.“ Kritik an
den langen Wartezeiten
gibt es auch von Flücht-

lingshelfern und -unter-
stützern. Ein Sprecher, der
anonym bleiben möchte,
sagte: „Die Terminvergabe
läuft nicht immer gleich.“
Bisweilen gebe es über die
Dauer von zwei oder drei
Monaten keine Anhalts-
punkte, wie lange bestimm-
te Verfahren dauern:
„Manchmal passiert vier
Wochen gar nichts, man er-
hält keinen Termin und
muss immer wieder nach-
haken.“ Wenn man auf die
Dringlichkeit hinweise, solle
man von inhaltlichen Sach-
fragen Abstand nehmen:
„Dann wird uns gesagt,
dass man überlastet ist.“
Der Eindruck sei, dass Ter-

minvergaben und inhaltli-
che Verfahren „oft länger
dauern als nötig“. Eine For-
derung der Arbeitsgemein-
schaft Ausländerbehörde
und weiterer Unterstützter
sei nun, dass man innerhalb
von fünf Werktagen zumin-
dest irgendeine Antwort er-
hält: „Und wennmanmit-
teilt, dass es noch dauert.
Aber keine Antwort ist keine
Lösung.“ Zudem sei es immer
wieder dazu gekommen,
dass „unnötige terminliche
Schleifen“ dazu führten,
dass Personen bestimmte
Ansprüche und Rechts-
grundlagen verloren haben:
„Man weiß nie so genau, wer
zuständig ist. uja / loz

In Reutlingen entspannt

Wissenschaftler, Flüchtlinge, Pfleger: Viele brauchen das Ausländeramt

Tübingen. In Tübingen entsteht ei-
ne Dachgenossenschaft Wohnen
(wir berichteten). Sie ist als Zu-
sammenschluss verschiedener ge-
meinschaftlicher Wohnprojekte
gedacht. Durch die Mitgliedschaft
in der Dachgenossenschaft entste-
hen Synergien in organisatorischen
und verwaltungstechnischen Fra-
gen. So übernimmt die Genossen-
schaft dieMietverwaltung und hält
die Gebäude langfristig instand.
Die Mitglieder erhalten ein lang-
fristig bezahlbares und sicheres
Wohnumfeld mit lebenslangem
Wohnrecht.

Das Projekt wird von Land und
Kommune mit insgesamt 2,4 Milli-
onen Euro gefördert. „Eine Dach-
genossenschaft kann als große So-
lidargemeinschaft individuelle
Bauvorhaben bei der Planung, Fi-

nanzierung, Umsetzung und lang-
fristiger Bewirtschaftung unter-
stützen“, wirbt Baubürgermeister
Cord Soehlke. „Das macht den
Schritt in die eigenen vier Wände
leichter, denn gemeinsam baut und
wohnt es sich besser.“ Die Dachge-
nossenschaft Wohnen soll voraus-
sichtlich im Februar 2021 gegrün-
det werden. Die Stadtverwaltung
unterstützt das Vorhaben. Bereits
jetzt können Wohnprojekte und
Einzelpersonen ihr Interesse an ei-
nerMitgliedschaft kundtun. ST

Mitmachen
beimWohn-Club
Wohnen Die Tübinger Dach-Genossenschaft
Wohnen lädt zur Teilnahme ein. Sie soll ein
Zusammenschlussmehrerer Projektewerden.

Info Ansprechpartner sind die städti-
schen Wohnraumbeauftragten, erreich-
bar per Mail an wohnraum@tuebin-
gen.de oder telefonisch unter
0 70 71/ 2 04 22 81. Auf www.tuebin-
gen.de/dachgenossenschaft-wohnen
gibt es weitere Informationen.
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TÜBINGEN Freitag, 18. Dezember 2020

mmer wieder gibt es Kritik an
der Arbeit des Tübinger Aus-
länderamts. Vor Kurzem
gründete sich in Tübingen ei-

ne „Arbeitsgemeinschaft Auslän-
derbehörde“, die Betroffenen die
Möglichkeit geben soll, sich über
ungerechte, nicht sachgemäße
und nicht fristgerechte Behand-
lung durch die Behörde auszutau-
schen. Aus Unterstützerkreisen
für Flüchtlinge und von anderen
Stellen erreichte auch das TAG-
BLATT immer wieder Kritik an
der Behörde (siehe Infobox), das
Thema war in der vergangenen
Woche zudem Gegenstand eines
Berichts imKultur- und Sozialaus-
schuss desGemeinderats.

Nichtsoerreichbarwiegewünscht
Ein Teil dieser Kritik bezieht sich
auf die schlechte Erreichbarkeit
und die lange Zeit, die man auf ei-
nen Termin warten müsse. Wil-
helm Gunkel, Leiter der Auslän-
derbehörde, und Richard Heß,
Leiter der Fachabteilung Bürger-
amt, bekannten in der Sitzung:
„Wir wissen, dass das Ausländer-
amt nicht so erreichbar ist, wie
wir das gerne hätten.“ In einer
schriftlichen Stellungnahme wei-
sen die beiden darauf hin, dass die
Räume beengt und die Aufgaben
vielfältig, jedoch nicht immer
leicht zu bearbeiten seien: „Regel-
mäßig waren die Unterlagen beim
ersten Besuch nicht vollständig
und es wurde ein weiterer Besuch
erforderlich.“ Gegenüber dem
TAGBLATT wies Heß auch dar-
aufhin, dass heute 50 Prozent
mehr Ausländer in Tübingen
lebten als vor 2015. Die Stadt
hat, wie Tübingens OB Boris Pal-
mer bestätigte, auf den Zuwachs
zwar reagiert und Leute einge-
stellt, doch hätten viele Mitarbei-

I
ter schnell wieder gekündigt. „Die
Arbeit ist sehr komplex.“ Qualifi-
ziertes Personal sei entsprechend
schwer zu finden.

Eine telefonische Erreichbar-
keit des Amtes dauerhaft zu ge-
währleisten, sei insbesondere in
der Pandemie, in der ein Besuch
der Behörde nur noch nach Ter-
minvereinbarung möglich ist,
nicht zu leisten: „Die bereits vor
der Pandemie sehr angespannte
Personalsituation hat in den
vergangenen Monaten aber da-
zu geführt, dass die telefonische
Erreichbarkeit nicht durchgängig
gegeben war und auch E-Mails
nicht immer zeitnah beantwortet
werden konnten.“ Auch der
Postweg, der gerade in der Pan-
demie öfter bemüht werden müs-
se, trageWeiteres zu den Verzöge-
rungen bei.

Heß berichtete von der
schlechten räumlichen Situation
der Behörde. Es gebe keine Tren-
nung der einzelnen Büros, Ge-
spräche seien oft durch Geräu-
sche und Lärm beeinflusst und ge-
stört. „Gravierend schlecht“ sei
die Situation vor allem dann,
wenn Besucher/innen mit kleinen
Kindern eine längere Wartezeit in
der Behörde verbringen müssen:
„Es bedarf dann erheblicher An-
strengung der Mitarbeiter/innen,
um konzentriert zu bleiben.“ Nun
plane die Stadt, die bauliche Situa-
tion zu verbessern und die Räum-
lichkeiten der Ausländerbehörde
ins nebenstehende Gebäude in
der Fruchtschranne zu erweitern
(wir berichteten).

Heß und Gunkel kündigten zu-
dem an, die im Juni eingeführte
neue Terminvergabe über eine ei-
gene E-Mail-Adresse beizubehal-
ten. Diese habe die Situation der
Mitarbeiter im Amt „in erhebli-
chem Umfang beruhigt“. Der
Wartebereich sei nicht mehr über-
füllt, Termine „für Eilsachen“
würden „zeitnah angeboten“.

Unter dem Strich sei davon aus-
zugehen, dass die Flüchtlingszah-
len „weiter hoch bleiben“, so der
Bericht der Behörde. Unter dem
Strich stehen nun vier Themenbe-
reiche für das „Vorgehen der Ver-
waltung“ fest, um die Situation
rund umdieArbeit der Ausländer-
behörde zu verbessern: die Anpas-
sung der räumlichen Situation, die
Einführung einer elektronischen
Akte zur schnelleren Bearbeitung,
die Beibehaltung und Verfeine-
rung der Terminvereinbarung –
bald auch online – sowie das akti-
ve Vermeiden vonMehrfachanfra-
gen. Letzteres wollen die Zustän-
digen vor allem dadurch errei-
chen, dass sie „Bevollmächtigte

und Unterstützer sensibilisieren“.
„Nach der Corona-Pandemie sol-
len Infothek und Expressschalter
wieder eingeführt werden“, gab
Heß zudem im Ratsausschuss be-
kannt. „Wir machen uns viele Ge-
danken, wie wir das Ausländer-
und Bürgeramt für unsere Bürge-
rinnen und Bürger weiter öffnen
können.“ Inhaltlich seien viele
Verfahren und Aufträge der Aus-
länderbehörde auch durch verän-
derte Gesetzeslagen komplizierter
geworden: „Aberwenn esVorwür-
fe gibt, arbeiten wir diese auf und
sorgen für eine vollumfängliche
Aufklärung“, soHeß.

Laura Conte aus dem Integrati-
onsrat teilte dem Gremium mit:

„Wir als Integrationsrat begrüßen
die Darstellung der Schwierigkei-
ten in der Behörde.“ Diese stimm-
ten überein mit den Erfahrungen
ihres Gremiums, so Conte: „Wir
bieten uns gerne als Mediator an
und können für Niederschwellig-
keit sorgen, weil wir an den Be-
troffenen sehr nach dran sind.“
Der Integrationsrat hatte sich im
Vorfeld der Sitzung – nach einem
Gespräch mit der Verwaltung –
auch in einer Pressemitteilung zur
TübingerAusländerbehörde geäu-
ßert. Thema des Gesprächs sei
„die Prävention von strukturellem
Rassismus in der Stadtverwal-
tung“ gewesen. „Tübingen ist eine
bunte und weltoffene Stadt.“ Die

Haltung der Verwaltung solle das
widerspiegeln. Der Integrations-
rat empfiehlt Schulungen.

In seiner Stellungnahme rät das
Gremium der Verwaltung, Schu-
lungsangebote für Mitarbeiter
verpflichtend zu machen und de-
ren Inhalte zu aktualisieren. Zu-
dem sei die Einrichtung einer un-
abhängigen Beschwerdestelle so-
wie intensivere Zusammenarbeit
zwischen Verwaltung, Integrati-
onsrat, der Stabsstelle Gleichstel-
lung und freien Trägern im Be-
reich Migration wünschenswert.
Der Rat hoffe, dadurch „einen Bei-
trag zum friedlichen und toleran-
ten Gesellschaftsklima“ in Tübin-
gen leisten zu können.

Wie erreichbar ist dasAusländeramt?
Bürokratie Es gibt Kritik wegen langerWartezeiten und schlechter Erreichbarkeit. Die Zuständigen nahmen Stellung. Von Lorenzo Zimmer

Auch im Reutlinger Ausländeramt
muss man Termine vorher vereinba-
ren. Dies hängt allerdings, wie die
städtische Pressestelle erklärte, mit
der Corona-Pandemie zusammen. In
der Regel bekomme man einen Termin
innerhalb von drei Tagen: „Bei beson-
ders dringenden Angelegenheiten
kann im Ausnahmefall auch ein Termin
am gleichen Tag oder am Tag darauf
vereinbart werden“, erklärte die Pres-
sestelle. Dies komme aber „relativ sel-
ten“ vor. Ansonsten seien der Stadt
Reutlingen „keine Beschwerden im
Hinblick auf die Wartezeiten bekannt,
auch nicht über das Oberbürgermeis-
ter-Büro.“ Im Jahr 2020 habe es bei
der Ausländerbehörde der Stadt
Reutlingen zwei Personalwechse
l gegeben. Zurzeit seien aber alle
Stellen besetzt. uja

Betroffen von den langen
Wartezeiten sind Flüchtlin-
ge, aber auch viele auslän-
dische Firmenmitarbeiter,
Klinikangestellte oder Wis-
senschaftler, die eine Auf-
enthaltsgenehmigung be-
nötigen. Laut Prof. Detlef
Weigel, Direktor am Tübin-
ger Max-Planck-Institut für
Evolutionsbiologie, betra-
gen die Wartezeiten für ei-
nen Aufenthaltstitel oft
mehrere Monate. Beson-
ders ärgerlich ist das für
Nachwuchswissenschaftler,
deren Dissertation länger
dauert als vorgesehen, oder
für Postdocs mit befriste-
ten Verträgen: „Wenn sich
ein neuer Vertrag unvorher-

gesehen ein paar Monate
verzögert, können wir zwar
den alten Vertrag verlän-
gern, aber die Betroffenen
brauchen dann auch
schnell eine Verlängerung
ihres Aufenthaltstitels.“
Weigel betonte, dass die
Mitarbeiter des Ausländer-
amtes im Allgemeinen nett
und hilfsbereit seien, aber
einfach zu viel zu tun hät-
ten. Besonders schade sei,
dass Termine im Bürgeramt
nur noch per Anmeldung
vergeben würden. „Sonst
konnte man morgens um 7
Uhr kommen, und hat dann
halt gewartet.“ Kritik an
den langen Wartezeiten
gibt es auch von Flücht-

lingshelfern und -unter-
stützern. Ein Sprecher, der
anonym bleiben möchte,
sagte: „Die Terminvergabe
läuft nicht immer gleich.“
Bisweilen gebe es über die
Dauer von zwei oder drei
Monaten keine Anhalts-
punkte, wie lange bestimm-
te Verfahren dauern:
„Manchmal passiert vier
Wochen gar nichts, man er-
hält keinen Termin und
muss immer wieder nach-
haken.“ Wenn man auf die
Dringlichkeit hinweise, solle
man von inhaltlichen Sach-
fragen Abstand nehmen:
„Dann wird uns gesagt,
dass man überlastet ist.“
Der Eindruck sei, dass Ter-

minvergaben und inhaltli-
che Verfahren „oft länger
dauern als nötig“. Eine For-
derung der Arbeitsgemein-
schaft Ausländerbehörde
und weiterer Unterstützter
sei nun, dass man innerhalb
von fünf Werktagen zumin-
dest irgendeine Antwort er-
hält: „Und wennmanmit-
teilt, dass es noch dauert.
Aber keine Antwort ist keine
Lösung.“ Zudem sei es immer
wieder dazu gekommen,
dass „unnötige terminliche
Schleifen“ dazu führten,
dass Personen bestimmte
Ansprüche und Rechts-
grundlagen verloren haben:
„Man weiß nie so genau, wer
zuständig ist. uja / loz

In Reutlingen entspannt

Wissenschaftler, Flüchtlinge, Pfleger: Viele brauchen das Ausländeramt

Tübingen. In Tübingen entsteht ei-
ne Dachgenossenschaft Wohnen
(wir berichteten). Sie ist als Zu-
sammenschluss verschiedener ge-
meinschaftlicher Wohnprojekte
gedacht. Durch die Mitgliedschaft
in der Dachgenossenschaft entste-
hen Synergien in organisatorischen
und verwaltungstechnischen Fra-
gen. So übernimmt die Genossen-
schaft dieMietverwaltung und hält
die Gebäude langfristig instand.
Die Mitglieder erhalten ein lang-
fristig bezahlbares und sicheres
Wohnumfeld mit lebenslangem
Wohnrecht.

Das Projekt wird von Land und
Kommune mit insgesamt 2,4 Milli-
onen Euro gefördert. „Eine Dach-
genossenschaft kann als große So-
lidargemeinschaft individuelle
Bauvorhaben bei der Planung, Fi-

nanzierung, Umsetzung und lang-
fristiger Bewirtschaftung unter-
stützen“, wirbt Baubürgermeister
Cord Soehlke. „Das macht den
Schritt in die eigenen vier Wände
leichter, denn gemeinsam baut und
wohnt es sich besser.“ Die Dachge-
nossenschaft Wohnen soll voraus-
sichtlich im Februar 2021 gegrün-
det werden. Die Stadtverwaltung
unterstützt das Vorhaben. Bereits
jetzt können Wohnprojekte und
Einzelpersonen ihr Interesse an ei-
nerMitgliedschaft kundtun. ST

Mitmachen
beimWohn-Club
Wohnen Die Tübinger Dach-Genossenschaft
Wohnen lädt zur Teilnahme ein. Sie soll ein
Zusammenschlussmehrerer Projektewerden.

Info Ansprechpartner sind die städti-
schen Wohnraumbeauftragten, erreich-
bar per Mail an wohnraum@tuebin-
gen.de oder telefonisch unter
0 70 71/ 2 04 22 81. Auf www.tuebin-
gen.de/dachgenossenschaft-wohnen
gibt es weitere Informationen.
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Dritte Amtszeit des Integrationsrats
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Im Sommer 2020 beantragte der Integrationsrat mit der Vor-
lage 536/2020 eine Anhörung von Integrationsrät_innen im 
Gemeinderat zum Thema Alltagsrassismus. Vor der Sitzung 
des Gemeinderats am 22. Oktober 2020 berichteten Ahmed 
Arafa, Nilgün Doğan und Annagreta König Dansokho von 
ihren täglichen Erfahrungen mit (Alltags-)Rassimus, den Fol-
gen von Diskriminierung für die Betroffenen und den Aus-
wirkungen von stereotypen Vorstellungen auf z.B. Chancen

im Beruf. So würden Schwarze Menschen immer wieder 
gefragt werden, wo sie herkämen, oder ob sie Drogen ver-
kauften. Eine Wohnung oder einen Arbeitsplatz zu finden 
sei mit größeren Hürden verbunden. Diesen Alltagsrassis-
mus1  zu bekämpfen sei schwieriger als es bei strukturellem 
Rassismus2  der Fall sei. Hier spielten Faktoren wie die inne-
re Haltung, divers besetzte Ämter und Empowerment von 
Betroffenen eine Rolle. 

Abb. 24: Vorlage 536/2020: Antrag auf persönlichen Bericht im Gemeinderat bezüglich Alltagsrassismus

 1  Alltagsrassismus: Mit diesem Begriff werden im Alltag stattfindende Herabwürdigungen bzw. Formen des Rassismus bezeichnet. Zum Beispiel  
 die Frage nach der Herkunft bei PoCs (People of Color), ein abschätziger Blick beim Betreten eines Ladens oder das vermeintliche Kompliment für  
 das perfekte Deutsch. Dabei werden Menschen in vermeintliche Gruppen eingeteilt (Othering). Diejenigen, die nicht der Mehrheitsgesellschaft,  
 in Deutschland weiß und christlich, zugeordnet werden, werden bei diesem Prozess meist negativ bewertet und somit herabgewürdigt. 
  2  Struktureller Rassismus bedeutet, dass Menschen aus rassistischen Gründen keinen gleichberechtigten Zugang zu gesellschaftlichen Gütern  
 wie Rechte oder Bildung haben. Wichtig ist dabei, dass die Strukturen und Prozesse die Benachteiligungen von Menschen mit Zuwanderungsge- 
 schichte innehaben und nicht die Einstellungen von einzelnen Personen maßgebend sind. 

Antrag auf Anhörung im Gemeinderat zum Thema Alltagsrassismus 
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TÜBINGEN Freitag, 6. November 2020

Überfall–Unfall, 1 10
Notarzt,Feuerwehr,
Rettungsdienst,überdie zentrale
Notruf-Nummer: 1 12
DRK-Krankentransporte
Tübingen,Rottenburg,Mössingenund
Ergenzingen: (0 70 71) 1 92 22
ÄrztlicherNotdienstderKreisärzteschaft,
Rufbereitschaft von 19bis 7Uhr: 116 117
(ohneVorwahl!)
Telefonseelsorge (TagundNacht),
Telefonnummer: 0800-111 0 111
ArbeitskreisLeben,
Österbergstraße4,Hilfe in Lebenskrisenund
bei Selbsttötungsgefahr,Ruf (0 70 71)
1 92 98oder (0 71 21) 1 92 98.
SozialesHilfetelefon, rundumdieUhrAus-
kunft überRat- undHilfe-Angebote imKreis,
Ruf: (07071)700077.
Frauenhaus von Frauenhelfen Frauen,
Telefonnummer: (0 70 71) 6 66 04
AA–AnonymeAlkoholiker,
Kontakt (07071) 610999oder
(0170) 3148020
StadtwerkeTübingen: Störungsmeldun-
gen,Telefonnummer: (0 70 71) 1 57-1 11,
bei Gasgeruch 1 57-1 12
StadtwerkeRottenburg:
Störungsmeldungen,
Ruf (0 74 72) 9 33-1 00; Strom,
(0 74 72) 9 33-2 00Gas/Wasser

❚ APOTHEKEN
Tübingen/Ammerbuch:
InaApotheke Lustnau,Tübingen,
Dorfackerstraße 17
Rottenburg: InaApotheke Lustnau,
Tübingen,Dorfackerstraße 17,Bären-Apothe-
ke,Rottenburg,Gartenstraße86 (bis 20Uhr)
Hirrlingen/Bodelshausen:
Eugenien-Apotheke,Hechingen-Stockoch,
Carl-Baur-Weg2/1
Steinlachtal:Schloss-Apotheke,
Gomaringen, Lindenstraße52

❚ RAT UND HILFE
LandkreisTübingen:
HilfreicheOrganisationen von
Abis Z gibt es im Internet bei
www.werhilftweiter.de
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NOTDIENSTE

Tübingen.Am gestrigen Donnerstag feier-
te Angela Reik den 75. Freitag:Gudrunund
HansgeorgPeterProbst zurGoldenenHoch-
zeit;UrsulaundVolkerSchlegel zurGoldenen
Hochzeit; RegineElisabethundHans-Henning
GüntherFriedrichSchmehl zurGoldenen
Hochzeit.Samstag:MagdaleneLudwig
zum90.;
Sonntag:GertrudMelzerzum90.
Reusten. Freitag:BrigitteundWilli Schill zur
GoldenenHochzeit.Samstag:Nurettin Ilgün
zum80.
Bästenhardt.Freitag:DinaVasilieva zum85.
Nehren.Freitag: LydiaundWilli Buckzur
GoldenenHochzeit
Rottenburg.Samstag:ChristaRosemarie
Kindsvaterzum85.
Bieringen.Freitag:MonikaGertrudeGran
zum75.
Ergenzingen.Freitag:MariaStrobel zum80.;
JosefineBügzum85.
Wurmlingen.Freitag:HelgaBrigitteBirlinger
zum80.
Remmingsheim.Sonntag:MariaHertkorn
zum90.

� � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � �
�
�
�
�
�
�
�
�
�

� � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � �

WIRGRATULIEREN

Im Verlag Schwäbisches Tagblatt GmbH
(Gesellschafter der SÜDWEST PRESSE GmbH)
72072 Tübingen, Uhlandstraße 2,
Postfach 2420, 72014 Tübingen
Telefon (07071) 934 -0
Telefax Redaktion: (0 7071) 35033,
e-Mail: redaktion@tagblatt.de
Telefax Verlag: (0 7071) 934 - 109,
e-Mail: Verlagsleitung@tagblatt.de
Telefax Anzeigen: (0 7071) 934 - 1 99,
e-Mail: Anzeigen@tagblatt.de
Telefax Vertrieb: (07071) 934 -496225,
e-Mail: Vertrieb@tagblatt.de
Geschäftsführer: Alexander Frate
Verlagsleiter: ppa. Dr. GerdWaldenmaier
Verantwortliche Leitung der Lokalredaktion:
Chefredakteur Dr. Gernot Stegert (sg),
Tübingen, Reutlingen, Online und Region
Winfried Gaus (nf), Rottenburg, Mössingen,
Horb und Region
Stv. Chefredakteur /Öffentlichkeitsarbeit:
Ulrich Janßen (uja)
Chef vomDienst: Winfried Gaus (nf)
Rottenburg: Angelika Bachmann (an)
Mössingen: Moritz Siebert (mosi)
Reutlingen: Thomas deMarco (dem)
Online-Redaktion: Hans-Jörg Schweizer (hz)
Internet-Adresse: www.tagblatt.de
Anzeigenleitung:Wolfgang Dieter
Vertriebsleitung: Michael Lauer
Vertrieb: Schwäbisches Tagblatt PVS
Pressevertrieb und Service GmbH&Co. KG,
Uhlandstraße 2, 72072 Tübingen
Telefon (07071) 934 -222,
Fax (07071) 934 -496225
Datenschutzbeauftragter: datenschutz@tagblatt.de

SÜDWEST-PRESSE-Mantel
Chefredaktion: Ulrich Becker (Verantw.)
Ulf Schlüter (Stv.)
Redaktionsanschrift: SÜDWEST PRESSE
89070 Ulm, Postfach 3333,
Telefon (0731) 1 56 -0, Fax (0731) 1 56 -308
e-Mail: suedwest-presse.redaktion@swp.de

Druck: DruckzentrumNeckar-Alb
Ferdinand-Lassalle-Straße 51
72770 Reutlingen-Betzingen

Impressum

Schwäbisches Tagblatt
ROTTENBURGER POST
STEINLACH-BOTE

Unterstützung erhielt der Förderverein für
krebskranke Kinder in Tübingen von der Wie-
deking-Stiftung in Form eines neuen Autos im
Wert von 15000Euro.Der blaue SkodaFabia soll
für psychosoziale Begleitungsprojekte wie etwa
dringende Klinikbesuche oder Bank- und Post-
termine der Familien krebskranker Kinder ver-
wendet werden. Anton Hofmann, Vorsitzender
Geschäftsführer des Fördervereins, zeigte sich
der Wiedeking-Stiftung Stuttgart und ihren an-

wesenden Vertretern Anton Hunger und Mi-
chaela Klingler sehr dankbar. „Besonders für
unsere Freizeitprojekte, bei denen die Kinder
sowie deren Geschwister und Eltern eine Wo-
che vom alltäglichen Stress abschalten und das
gemeinsame Familienleben genießen können,
ist dasAuto eine sehr großeEntlastung“, soHof-
mann. Für die Wiedeking-Stiftung als gemein-
nützige Organisation sei es „von großer Wich-
tigkeit“, für das soziale und kulturelle Leben so-

wie die Wissenschaft zu spenden. Die Stiftung
sehe die Arbeit des Tübinger Fördervereins als
„sehr bedeutungsvoll“ an. Die Verantwortlichen
des Fördervereins für krebskranke Kinder klag-
ten über ein schwieriges Jahr, bei denen viele
Benefizveranstaltungen ausfielen und damit
viele Spenden ausblieben. Über seine Arbeit
und seine verschiedenen Projekte berichtet der
Verein online: www.krebskranke-kinder-tue-
bingen.de. cos /Bild: UlrichMetz

Hoffnungsschimmer im schwierigen Jahr

iese Blicke – erst heute
wieder am Bahnhof. Ah-
med Arafa merkt, dass er
gemustert wird, mal neu-

gierig, mal verstohlen. „Alle
Schwarzen bekommen diese Bli-
cke“, sagt er. Und alle Schwarzen
würden immer und immer wieder
gefragt, woher sie kommen. Auch
wenn die Frage freundlich ge-
meint sein mag: „Wer jeden Tag
nach seiner Herkunft gefragt wird,
fühlt sich fremd.“

Arafa lebt seit zehn Jahren in
Tübingen. Der 34-jährige Ägypter

studierte in Kairo Pharmazie und
anschließend in Tübingen Spra-
chen, Geschichte und Kultur des
Nahen Ostens und Judaistik. Seit
vier Jahren arbeitet er als Apothe-
ker, zurzeit in Reutlingen. Ägyp-
ten verlassen hat er, weil es dort
keine Meinungsfreiheit gibt. Wer
die Regierung kritisiert, riskiert,
ins Gefängnis zu kommen. „Viele
junge Menschen verlassen des-
halb das Land“, sagt er. Und er
stellt klar: „Ich bin kein Flücht-
ling.“

Was ihn nervt, ist der alltägli-
che Rassismus. Dass Leute sich im
Bus wegsetzen, wenn er Platz
nimmt. Dass Schwarze an Clubtü-
ren abgewiesen werden. Dass er
immer wieder gefragt wird, ob er
jemandem Drogen verkaufen kön-
ne. „Ich bin Apotheker, hol dir ein
Rezept“, sagt er dann.

„Ich habe gelernt, damit umzu-
gehen, mit Humor.“ Andere könn-
ten das nicht, vor allem, wenn sie
noch nicht lange in Deutschland

D
seien und die Sprache nicht be-
herrschten. „Eine Wohnung oder
einen Arbeitsplatz zu finden, ist
für Schwarze sehr schwierig“, sagt
er. Da werde man schonmal ge-
fragt, ob man praktizierender
Moslem sei und obmanmit Knob-
lauch koche.

Seit zwei Jahren ist Arafa Mit-
glied im Tübinger Integrationsrat
(siehe Infobox). Es ist ihm wich-
tig, sich für die einzusetzen, die
sich kaum wehren können – für
die Flüchtlinge in der Europastra-
ße etwa. Zusammen mit Annagre-
ta König Dansokho und Nilgün
Dogan, beide ebenfalls Mitglieder
des Integrationsrats, berichtete
Arafa kürzlich im Gemeinderat
über alltagsrassistische Erfahrun-
gen.

Annagreta König Dansokho
nennt immer beide Nachnamen.
Dann erwarteten die Menschen
keine weiße Frau, und ihr senega-
lesischer Hintergrund könne
sichtbar gemacht werden, sagt sie.
„Es ist wie die Henne und das Ei:
Ohne strukturellen Rassismus
gibt es keinen Alltagsrassismus
und umgekehrt“, so König Dan-
sokho. Strukturelle Diskriminie-
rung könne man durch Gesetze
ändern, doch bei Alltagsrassismus
sei sie sehr pessimistisch. Dies sei
eine den weißen Menschen tief
innewohnende, oft nicht reflek-
tierte Haltung, die ein Überlegen-
heitsgefühl zumAusdruck bringe.

„In der deutschen Gesellschaft
leugnet man Rassismus“, sagt Kö-
nig Dansokho. Deshalb sei es so
schwierig, das Thema anzuspre-
chen. Die bundesweite Studie zu
Rassismus in der Polizei, die nun
doch in Auftrag gegeben werden
soll, sei der erste Schritt in die
richtige Richtung. Doch eine kul-
turelle Öffnung könne nur gelin-
gen, wenn Arbeitsstellen divers
besetzt werden bis hoch in die
Chefetagen.

Alltagsrassismus sei auch des-
halb oft kein Thema, weil viele,
die nicht selbst betroffen sind,
nicht nachvollziehen können, wa-
rum bestimmte Aussagen verletz-
tend sind. „Viele verstecken sich
hinterNeugier“, so KönigDansok-
ho, wollen schwarze Haare anfas-
sen oder fragen unverblümt: „Wo-
her kommst du?“

Gerade deshalb seien Em-
powerment-Gruppen für Kinder
und Jugendliche von großer Be-

deutung. Gerade in der Kindheit
und Jugend habe ihr Schwarzsein
zu vielen Komplikationen geführt,
so König Dansokho. Ihr und vie-
len anderen schwarzenDeutschen
ergehe es ähnlich: „Wir denken,
wir sind komisch.“

Das bestätigt Arafa: „Selbst in
Deutschland geborene Schwarze
werden gefragt, woher sie kom-
men oder warum sie so gut
deutsch sprechen – und sie füh-
len sich deshalb hier fremd. Weil
man ihnen immer wieder unter-

stellt, dass sie anders seien.“ Die
psychische Verwundung durch
Alltagsrassismus dürfe nicht un-
terschätzt werden, sagt König
Dansokho. Sie verankere sich im
Gehirn an derselben Stelle, die
für die Schmerzempfindung ver-
antwortlich ist.

Ein Leben lang diskriminiert
zu werden wegen der Hautfarbe
mache einen mürbe und miss-
trauisch gegenüber weißen Men-
schen. Und es nervt. Arafa sagt,
in Deutschland müsse er immer
erst Vertrauen aufbauen. In der
Apotheke werde er oft gefragt, ob
er das Anliegen der Kunden über-
haupt verstehe, ob er denn
Deutsch könne. Ja, sagt er dann,
er verstehe und er sei Apotheker.

„Es gab schon immer schwar-
ze Menschen in Europa“, stelle
Arafa klar. „Komisch, dass man
jetzt plötzlich diese Trennung
sieht.“ Es gebe doch so viele In-
formationen über andere Länder,
man reise in der ganzen Welt he-
rum, da sollten sich die Men-
schen doch nicht wundern,
wenn jemand etwas anders aus-
sehe. „Wir wollen nicht dauernd
darauf angesprochen werden“,
sagt er. „Wir wollen einfach ganz
normal leben, arbeiten und mit
Freunden zusammen sein, ohne
immer darauf aufmerksam ge-
macht zu werden, dass wir an-
ders aussehen.“

Jeden Tag rassistische Fragen
und verletzendeÜbergriffe
Rassismus Annagreta König Dansokho und Ahmed Arafa erfahren täglich latenten
Rassismus und erzählen, wie verletzend das ist. Von Emma Schrade und Sabine Lohr

Seit sechs Jahren gibt
es in Tübingen den Inte-
grationsrat. Alle zwei
Jahre werden die zwölf
Mitglieder gewählt. Zu
dem Gremium gehören
auch Stadträte aus al-
len Fraktionen und Luzia
Köberlein, die die städ-

tische Stabsstelle Inte-
gration und Gleichstel-
lung leitet. Die Aufgabe
des Integrationsrats ist,
den Gemeinderat und
seine Ausschüsse bei
Themen zu beraten, die
mit Migration zu tun ha-
ben. Immer wieder übte

der Integrationsrat Kri-
tik an Äußerungen von
Oberbürgermeister Bo-
ris Palmer, etwa zu sei-
ner Kritik an einer Bahn-
werbung, die seiner
Meinung nach nicht die
Mitte der Gesellschaft
darstellte.

Der Integrationsrat in Tübingen

In der deutschen
Gesellschaft

leugnet man Rassis-
mus.
Annagreta König Dansokho, Integra-
tionsrat

Wer jeden Tag
nach seiner

Herkunft gefragt
wird, fühlt sich fremd.
Ahmed Arafa, Integrationsrat

Tübingen. Aufgrund der Pande-
mie hat die Tübinger Familien-
Bildungsstätte (FBS) sämtliche
Kurse abgesagt oder, sofern mög-
lich, auf Online-Formate umge-
stellt. Um Familien mit Kindern
in den Herbstmonaten dennoch
altersgemäße Bewegung zu er-
möglichen, können ab sofort ge-
bührenfreie Krabbel- und Bewe-
gungsraumangebote gebucht
werden.

Die vorbereiteten Räume kön-
nen nach geltenden Hygienere-
geln von maximal 10 Personen
aus 2 Hausständen gemeinsam
für 45 Minuten genutzt werden
und müssen online über die FBS
(www.fbs-tuebingen.de) reser-
viert werden. Die Eltern haben
dabei die alleinige Aufsichts-
pflicht. Die Materialien werden
von FBS-Mitarbeitern aufgebaut
und nach jeder Einheit desinfi-
ziert.

Der Krabbelraum für Familien
mit Kindern im Alter bis andert-
halb Jahren steht montags und
mittwochs jeweils nachmittags
ab 14.30 Uhr im Güterbahnhofs-
areal, Eisenbahnstraße 11, zur
Verfügung. Der Bewegungsraum
für Kinder von anderthalb bis
vier Jahren kann dienstags und
donnerstags jeweils nachmittags
auch ab 14.30 Uhr in der Villa
Metz, Hechinger Straße 13, ge-
bucht werden.

Pro Nachmittag stehen drei
Zeitfenster zur Verfügung. Für
eine Buchung ist die Angabe al-
ler Personen erforderlich, die
mitmachen. Infos und Anmel-
dung über die Homepage der
FBS oder per Mail an bue-
ro@fbs-tuebingen.de

Krabbeln und
Bewegung
für Familien
Sport Die Tübinger Famili-
enbildungsstätte stellt ihre
Räume für Krabbel- und
Bewegungsgruppenmit
Kindern zur Verfügung.

Tübingen. Die Tübinger Eber-
hardskirchengemeinde plant für
den kommenden Sonntag, 8. No-
vember, die Investitur von Pfar-
rer Martin Böger. An dem Got-
tesdienst von 10 Uhr an in der
Kirche können mit entsprechen-
dem Abstand bis zu 100 Men-
schen teilnehmen. Es gibt bereits
vorreservierte Plätze. Das Ge-
schehen wird aber auch ins Ge-
meindehaus übertragen. Dort
können weitere 50 Gläubige dem
Gottesdienst folgen, der aller-
dings wegen Corona kürzer ge-
halten wird als üblich. Auf den
Empfang, der ursprünglich im
Anschluss geplant war, müssen
die Gemeinde und der neue Pfar-
rer verzichten.

Investitur
in der Südstadt

Demonstration geplant
Tübingen. Das Bündnis Bleibe-
recht lädt ein zu einem (Online-)
Vorbereitungstreffen am Freitag,
6. November, um 19 Uhr. Es plant
eine Demonstration in Tübingen
Mitte Dezember. Wer an dem
Treffen teilnehmen möchte, kann
sich per E-Mail an bleibe-
recht@mtmedia.org anmelden
und erhält dann einen Zugangs-
link zumEinwählen.

Rosemann hält Sprechstunde
Tübingen.Der Tübinger SPD-Bun-
destagsabgeordnete Martin Rose-
mann bietet am Montag, 9. No-
vember, von 16 Uhr an eine telefo-
nische Sprechstunde an. Wer sich
mit ihm austauschen möchte,
kann sich unter Angabe seiner Te-
lefonnummer per E-Mail an mar-
tin.rosemann.wk@bundestag.de
oder telefonisch unter 07071 /
44 00 438) anmelden und erhält
dann einen Termin, an dem er am
Montag zurückgerufenwird.

Notizen

Im Rahmen des Projekts BePart.fm der Wüsten Welle 
wurden 2021 mehrere Integrationsrätinnen interviewt. 
Aslı Küçük berichtete von ihrer Arbeit in der Extremis-
mus-Prävention bei der Landeszentrale für Politische Bil-
dung. Laura Conte beeindruckte durch ihre vielfältigen 

beruflichen Stationen und beschrieb, wie sich Menschen 
mit Zuwanderungsgeschichte oft in kulturellen, körper-
lichen oder emotionalen Transitzonen befinden. Ana 
Morella Mejías Martínez betonte die Wichtigkeit, seine 
Rechte zu kennen und seine Stimme zu erheben, wenn 
man Ungerechtigkeit beobachtet. 

Abb. 25: Artikel Schwäbisches Tagblatt: Jeden Tag rassistische Fragen und verletzende Übergriffe vom 06.11.2020

Dritte Amtszeit des Integrationsrats

BePart.fm
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Für die Wochen gegen Rassismus fragte der Integrations-
rat 2021 Tübinger_innen unter dem Motto „Ich möchte in 
einer Gesellschaft leben, in der ...“ nach ihren Erfahrungen, 
Ideen und Wünschen. 

Abb. 26: Kasten der Visionen, Schwäbisches Tagblatt, 22.03.2021 
Bild: © Erich Sommer

Beispiele von Beiträgen zum Kasten der Visionen:

Abb. 27: Beiträge zum Kasten der Visionen

Kasten der Visionen
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Mittwochspalten im Schwäbischen Tagblatt verfasste der 
Integrationsrat auch in seiner dritten Amtszeit. Themen 
waren: 2019: „Miteinander in Vielfalt“ und „Klimakrise 
und Integrationsrat“; 2020: „An kloiner Gôga-Witz“ und 
„gegen Hass und Gewalt“; 2021: „Koalition steckt Rahmen 
ab“ und „Nach der Wahl ist vor der Wahl?“; 2022: „Zwei 
Anträge mit Erfolg“ und „Wartezeiten im Ausländeramt“; 
2023: „Das Erdbeben – ein Bericht“ und „Wahlrecht für 
‚Gastarbeiter‘“; 2024: „Die Richtung bestimmen“. So konn-
te der Integrationsrat aktuelle lokale oder überregionale 
Themen aufgreifen und eigene politische Debatten und 
Prozesse anstoßen.

TÜBINGEN Mittwoch, 9. Juni 2021

DAS WETTER HEUTE, MITTWOCH, 9. JUNI 2021

Die Temperaturwerte in Grad Celsius sowie der Ozon-Höchstwert werden in einem Zeitraum von 24 Stunden
(vorgestern 16 Uhr bis gestern 16 Uhr) ermittelt. Der Ozon-Grenzwert liegt bei 180µg/m3.

Sonnenaufgang: 5.22 Uhr
Sonnenuntergang: 21.24 Uhr

VORSCHAU MONDPHASEN

Fr. Sa.Do.

DAS WETTER GESTERN

Höchste Temp. 20,6 °C
Niedrigste Temp. 14,8 °C
Niederschlagsmenge 6,4 l/m2

Windgeschwindigkeit 4 km/h
Ozon (O3) 84 µg/m3

21°/ 14°

Weiterhin ein Mix aus Sonne, Wolken
und örtlichen Schauern.

Mi.
2. 6.

Do.
10. 6.

Mi.
26. 5.

Fr.
18. 6.

Die wichtigsten Nachrichten
aus der Region aufs Smartphone:
Installieren Sie die TAGBLATT-App
für iOS oder Android und erhalten
Sie Push-Meldungen über die
wichtigsten Ereignisse aus den
Kreisen Tübingen und Reutlingen:
www.tagblatt.de/push

@tagblatt.de

„In den sonnigen Garten“ führt dieses Tor, das TAGBLATT-Leser Jürgen Braun fotografiert hat.

outube-Stream statt Au-
dimax, dafür auf zwei
Wochen verdoppelt: Die
Tübinger Menschen-

rechtswoche findet noch einmal
unter Pandemiebedingungen
statt. Am Montag gab es zum Auf-
takt eine Gesprächsrunde zum
Thema „Utopie 2121 – Wie kann
eine diskriminierungsfreie Gesell-
schaft in der Zukunft aussehen?“.
Moderiert von der Kölner Journa-
listin Anke Bruns diskutierten
drei von vier ursprünglich ange-
kündigten Teilnehmern. Karam-
ba Diaby, Integrationsbeauftrag-
ter der SPD-Bundestagsfaktion,
musste kurzfristig absagen, weil in
seiner Partei Gesprächsbedarf
nach der Wahl in Sachsen-Anhalt
bestand. Zuschauer konnten sich
über einen Live-Chat einbringen.

GesellschaftohneDiskriminierung
Eingangs fragte Bruns die Runde,
was sich verändern müsse, um die
Utopie einer Gesellschaft ohne
Diskriminierung zu verwirkli-
chen. Ben Salomo, in Israel gebo-
rener Rapper, nannte die „Über-

Y
windung der Empathielücke“ als
wichtigsten Aspekt. Menschen
müssten lernen, sich in andere hi-
neinzuversetzen. Ähnlich äußerte
sich Kerstin Kassner, Bundestags-
abgeordnete der Linken. Sich ge-
genseitig besser kennenzulernen
und miteinander kommunizieren
zu können, war ihr zentraler An-
satz. Etwas weiter spannte Rainer
Schmidt, Kabarettist und Theolo-
ge, den Bogen. Die zu oft vergebli-
che Suche nach dem Gefühl,
selbst etwas wert zu sein in der
Gesellschaft, ist für ihn der Bo-
den, auf dem Diskriminierung
anderer als Abwehrreaktion ge-
deiht. Er wünsche sich deshalb
eine Gesellschaft, in der es dazu-
gehört, die eigene Position im-
mer wieder kritisch zu überprü-
fen: „Zum Reflektieren brauche
ich Mitmenschen, die sich trau-
en, mich in Frage zu stellen.“

Nach eigenen Diskriminie-
rungserfahrungen gefragt, schil-
derte Salomo ein „antisemitisches
Grundrauschen“ in der Rapper-
Szene als Grund für seinen Rück-
zug aus diesem Milieu. Schon als

Jugendlicher habe er zudem auf
einer Party die Erfahrung machen
müssen, dass niemand sich mit
ihm solidarisiert habe gegen offen
judenfeindliche Sprüche. Auch in
den sozialen Medien schlügen
ihm antisemitischer Hass, wüste
Beschimpfungen und sogar To-
desdrohungen gegen seine Fami-
lie entgegen. „Das kann einen
völlig aus der Bahn werfen und
sogar depressive Schübe auslö-
sen“, sagte er. Diskutieren könne
man über Meinungen: „Aber An-
tisemitismus ist keine Meinung,
sondern eine Negierung meines
Existenzrechtes.“

Bildung in einer Schlüsselrolle
Einig waren sich die Diskutanten,
dass Schule und Bildung eine
Schlüsselrolle bei der Diskrimi-
nierungsprävention spielen.
Doch weder bei der Ausstattung
von Schulen noch bei der Ver-
mittlung des immer drängender
werdenden Themas Medienkom-
petenz seien ausreichend Res-
sourcen vorhanden. Dabei wären
gerade „schöne gemeinsame Er-

lebnisse“ von Schülern, aber
auch der Besuch von Gedenkstät-
ten oder anderen Orten, die Dis-
kriminierungsfolgen erlebbar
machen, eine gute Vorbeugung,
fand Kerstin Kassner.

Aus den Reihen der gut 50 On-
line-Zuschauer kam die Frage
nach Tipps für das eigene Ver-
halten, wenn man mit diskrimi-
nierenden Worten oder Verhal-
tensweisen im persönlichen Um-
feld konfrontiert werde. Einen
humorvollen Einstieg in eine

Diskussion empfahl Rainer
Schmidt: „Ich rieche ein Vorur-
teil“ könne eine Formulierung
sein, die zum Gespräch einlade,
ohne das Gegenüber vor den
Kopf zu stoßen. Auf keinen Fall
solle man über rassistische, se-
xistische oder anderweitig dis-
kriminierende Äußerungen ein-
fach hinweggehen, fand Salomo.
„Man darf so etwas einfach nicht
im Raum stehen lassen. Sprache
kann verletzen, und dafür muss
man Bewusstsein schaffen.“

WarumSprache verletzen kann
Veranstaltungen Zum Auftakt der Tübinger Menschenrechtswoche diskutierte eine Online-Runde über
Diskriminierung und wie sie überwunden werden könnte. Von Stephan Gokeler

DieseWoche noch
läuft die Online-Wahl
des diesjährigen Tübin-
ger Menschenrechts-
Preisträgers. Wie im-
mer gibt es zwei Nomi-
nierte. In diesem Jahr
sind dies Jochen von
Bernstorff und die
Sonntagsküche im
Schlatter-Haus. Der Tü-

binger Jurist von Bern-
storff hat eine Profes-
sur für Staatsrecht,
Völkerrecht, Verfas-
sungslehre und Men-
schenrechte inne und
ist außerdem Schirm-
herr der Refugee Law
Clinic Tübingen. In der
Sonntagsküche sorgen
seit 1989 freiwillige

Kochteams wöchent-
lich für ein kostenloses
Frühstück und Mittag-
essen aus gespendeten
Lebensmitteln. Die
Stimmabgabe ist auf
der Webseite
www.mrw-tuebin-
gen.de möglich und
fließt in eine Jury-Ent-
scheidung ein.

Online-Wahl für denMenschenrechtspreis

Das schöne Wetter lockt Menschen nach
draußen – zum Spazierengehen, um Sport
zu treiben, oder einfach, um die Landschaft
zu genießen. Die Abteilung Landwirtschaft
des Tübinger Landratsamts weist aber dar-
auf hin, dass Wiesen und Äcker außerhalb
der Ortschaften landwirtschaftlich genutzt
werden und für sie ein Betretungsverbot
gilt. Der Wiesenaufwuchs wird als wichti-

ges Futtermittel für die Tiere auf den Hö-
hen gebraucht. Damit die Landwirte den
Aufwuchs gut ernten können, ist das Betre-
ten der Wiesen vom Einsetzen der Vegetati-
onszeit im Frühjahr bis zur Winterruhe ver-
boten. Dieses Betretungsverbot gilt auch für
Hunde. Wer die freie Landschaft betritt, ist
verpflichtet, von ihm abgelegte Abfälle oder
die Hinterlassenschaften seines Hundes zu

entfernen und mitzunehmen. Verunreinigtes
Erntegut sei gesundheitsgefährdend und ein
Ärgernis für Verbraucher wie Landwirte
gleichermaßen. Das Landratsamt appelliert
daher an alle, Rücksicht zu nehmen und
landwirtschaftliche Flächen nicht zu betre-
ten. Die blühendenWiesen und das wachsen-
de Getreide kann man auch von den Wegen
aus genießen. ST/Bild: UlrichMetz

Landwirtschaftsamt: Felder sind keine Spielwiese

Aus Sicht einer Integrationsrätin
ist es zu begrüßen, dass im Ab-
schnitt sieben des Koalitionsver-
trags unter „Gesellschaft und In-
tegration“ die Gleichberechtigung
aller Menschen festgeschrieben
wird. Dass die Rechte einzelner
Minderheitengruppierungen ge-
sondert hervorgehoben werden,
zeigt, wie wenig selbstverständ-
lich dies bisher ist. Jüdische
Menschen, Muslime, Sinti, Roma,
andere Personen, die sich als Peo-
ple of Color verstehen, sollten im-
mer mitgemeint sein, wenn von
„der Gesellschaft“ gesprochen
wird. Wäre dies nicht Zukunfts-
musik, bräuchte es die im siebten
Abschnitt aufgeführten Maßnah-
men nicht.

Aber es braucht diese Maßnah-
men dringend. Vor allem solche,
die strukturelle Benachteiligung
aufheben. Dabei geht es nicht dar-
um, Personengruppen wie bei-
spielsweise geflüchtete Personen
zu verzärteln. Vielmehr geht es
darum, Kreisläufe zu durchbre-
chen. Teufelskreise, die am Ende
zu negativen Zuschreibungen der
entsprechenden Personengrup-
pen führen. Wenn beispielsweise
geflüchtete Personen (aus soge-
nannten „sicheren Herkunftsstaa-
ten“ und als Beziehende von Sozi-
alleistungen) im Kontext ihrer
Asylverfahren jahrelang den
rechtlichen Status der Duldung
haben, deswegen weder Zugang
zu Arbeitserlaubnis noch zu fi-
nanzierten Sprachkursen haben
und ihnen zugeschrieben wird,
dass sie sich nicht bemühten, die
deutsche Sprache zu lernen oder
erwerbstätig zuwerden.

Aus Sicht der Integrationsrätin
sind die Maßnahmen – zu viele,
um sie in der Mittwochsspalte zu
nennen – zu begrüßen. Mit deren
Umsetzung steckt das Land einen
Rahmen ab, der auch für das Ge-
schehen in der Stadt wesentliche
Implikationen mit sich bringt, et-
wa im Bildungsbereich. Die Stadt
Tübingen selbst hat schon weit-
reichende Maßnahmen beschlos-
sen: Nach innen in den Beschäfti-
gungsverhältnissen und nach au-
ßen im Integrationskonzept für
die Stadt. So gesehen ergänzt der
neue Koalitionsvertrag das ambi-
tionierte Vorgehen der Stadt. Die-
ses sieht beispielsweise verpflich-
tende Fortbildungen für Beschäf-
tigte der Verwaltung mit Kunden-
kontakt in diskriminierungssensi-
bler Kommunikation vor.

Allein, die landespolitischen
Maßnahmen stehen unter Finan-
zierungsvorbehalt. Insofern bleibt
zu hoffen, dass die geplanten
Maßnahmen der Landesregierung
entsprechend Priorität bei der
Umsetzung erhalten. Privatbild

Koalition steckt
Rahmen ab

Mittwochs kommen hier Ratsfraktionen,
Stadtverwaltung und Jugend-Gemeinderat
imwöchentlichenWechsel zuWort.

Mittwochspalte

Annagreta König
Dansokho
Integrationsrätin in
Tübingen

ZAHL DES TAGES

15
neue Infektionenmit dem Coronavi-
rus meldete das Tübinger Gesundheits-
amt am gestrigen Dienstag. Die Sie-
ben-Tage-Inzidenz steigt somit leicht
auf 24,1. Weil der Todesfall einer etwa
90-jährigen Patientin hinzukam, steigt
die Zahl der Verstorbenen auf 176. Für
den heutigen Mittwoch, 9. Juni, kündigt
das Gesundheitsamt zudem eine amtli-
che Bekanntmachung samt Pressemit-
teilung an, die die von Donnerstag an
geltenden, weiteren Lockerungen ge-
nauer erklären soll.

Im Artikel „Ein Tropfen auf den
heißen Stein“ über Anlaufstellen,
die Schülerinnen und Schülern
aus dem Tübinger Kreisgebiet
Hilfe beim Lernen anbieten, war
eine falsche Telefonnummer ge-
nannt. Die richtige lautet stattdes-
sen: 07071 /204 15 31.

Berichtigung

Abb. 28: Schwäbisches Tagblatt Mittwochspalte 05.06.2019 Abb. 29: Schwäbisches Tagblatt 
Mittwochspalte 09.06.2021 

Dritte Amtszeit des Integrationsrats

TÜBINGEN Mittwoch, 5. Juni 2019

DAS WETTER HEUTE, MITTWOCH, 5. JUNI 2019

Die Temperaturwerte in Grad Celsius sowie der Ozon-Höchstwert werden in einem Zeitraum von 24 Stunden
(vorgestern 16 Uhr bis gestern 16 Uhr) ermittelt. Der Ozon-Grenzwert liegt bei 180µg/m3.

Sonnenaufgang: 5.24 Uhr
Sonnenuntergang: 21.21 Uhr

VORSCHAU MONDPHASEN

Fr. Sa.Do.

DAS WETTER GESTERN

Höchste Temp. 31.4 °C
Niedrigste Temp. 13.8 °C
Niederschlagsmenge 0.0 l/m2

Windgeschwindigkeit 6.8 km/h
Ozon (O3) 125 µg/m3

30° / 14°

Es scheint den ganzen Tag die Sonne.
Erst Abends kommen Wolken auf.

Mo.
3. 6.

Mo.
10. 6.

So.
26. 5.

Mo.
17. 6.

Wer sitzt in welchem Rat?
Nach der Kommunalwahl gibt es
viele neue Gesichter in den Gemeinde-
räten der Städte und Kommunen in
der Region. Die Ergebnisse und alle
Gewählten aus dem Kreis Tübingen
gibt es zum Durchklicken oder
durchswipen im Internet unter
www.tagblatt.de/Gesichter

@tagblatt.de

HatderTAGBLATT-Redakteuretwasgutzumachen, geht ernachPfullingenundbringt Blumenmit nachHause.
Nebenbei fotografiert ernochdieHummel-Ragwurz, eine streng geschützteOrchideen-Art. Bild: ThomasdeMarco

chon die Begrüßung verlief
bei der Gemeinderatssit-
zung am Dienstag etwas an-
ders: „Schreit mal laut!“, for-

derte die Moderatorin die Fraktio-
nen auf. Im Ratssaal hatten aber
nicht Grüne, SPD und CDU Platz
genommen, sondern Fraktionen
von Dritt- und Viertklässlern aus
den Grundschulen im Aischbach,
an der Steinlach und am Hechin-
ger Eck sowie Lindenbrunnen-
undDorfackerschule.

Der Jugendgemeinderat organi-
siert alle zwei Jahre das Kinderrat-
haus, bei dem Grundschüler einen
ersten Einblick in die Kommunal-
politik bekommen. Bei der fünften
Ausgabe stellten die Jugendge-
meinderäte Anna Chiara Gaesch
und Leonardo Martins-Hegele die
Arbeit des Gemeinderats und der
Jugend-Variante vor. Die Modera-
tion übernahm nicht wie sonst der
Bürgermeister, sondern die
Sechstklässlerinnen Jule und Mat-
hilda vom Carlo-Schmid-Gymna-
sium, die beim letzten Kinderrat-
haus vor zwei Jahren selbst noch
zu denZuhörerinnen gehörten.

S
Ein Bürgermeister war trotz-

dem anwesend. „Ich bin Tübin-
gens Erster Bürgermeister“, stellte
Cord Soehlke sich den 101 Schü-
lern vor. Schränkte aber gleich ein:
„Das klingt so, als ob ich der aller-
oberste Bürgermeister bin. Das
stimmt aber nicht.“ Tübingens

Oberhaupt konnten die Schüler
aber problemlos benennen, mit
den neu gewählten Fraktionen des
Gemeinderats war es schon
schwieriger. So fielen etwa die Na-
men CSU oder Die Rechte, bevor
dieTübinger Liste genanntwurde.

Doch die Klassen waren nicht
gekommen, um ihr kommunalpoli-
tisches Wissen zu testen. Stattdes-
sen sollten sie wie die richtigen
Stadträte in Gruppen Probleme er-

örtern und Lösungen finden. So
gab es etwa mehrere Teams, die
sich mit Umweltpolitik und Frei-
zeitgestaltung auseinandersetzten.
Aber es interessierten sich auch ei-
nige Kinder für Verkehrspolitik
oder öffentliche Toiletten, sodass
auch dafür eigene Gruppen zu-
stande kamen.

„Bei uns auf dem Herrlesberg
gibt’s keine Flohmärkte und keine
Feste“, beklagte Daniel in der
Gruppe „Blauer Kreis“, die am Tü-
binger Freizeitangebot feilte. Au-
ßerdem wünscht er sich umwelt-
freundliche Hundekot-Beutel. „Da
will ich mit der Umweltschutz-
gruppe kooperieren.“ Max berich-
tete von Zusammenstößen im
Schwimmbecken des Freibads. Au-
ßerdem fehle es in seinem Viertel
an einer Tischtennisplatte. „Bei
uns gibt’s eine, aber keiner benutzt
sie“, entgegnete wiederum Daniel.
Das Themawurde schnell von den
anderen aufgegriffen: Bei Eric sind
die Platten reparaturbedürftig, bei
Jona ist die einzige immer belegt:
„Wir brauchen eine zweite.“ So
kürte die Gruppe das Thema ab-

schließend auch zur Besprechung
imPlenum.

Dort wurden neben vielfältigen
Freizeitangeboten auch Ideen für
ein Pfand auf To-Go-Besteck oder
ein Bonussystem für selbst mitge-
brachte Eisbecher eingebracht.
Verwaltungsangestellte gaben eine
kurze Einschätzung oder einen
Stand über etwaige Bemühungen
in der jeweiligen Richtung. Trotz
harter Konkurrenz durch Attrakti-
onen wie eine Kinderdisco oder
ein eigenes Legoland, erhielt ein
Umweltthema den größten Zu-
spruch: „Mehr Bäume“, lautete die
simple Forderung der Gruppe „Ro-
ter Kreis“. Und der „Rote Punkt“
schlug vor, dass die Klassen diese
selbst pflanzen könnten.

Das Ergebnis wird nun vom Ju-
gendgemeinderat weiterverfolgt,
der die hoffnungsvollen Jungpoli-
tiker auch gleich zurweiterenTeil-
habe ermunterte. Die Grundschü-
ler hielten es inzwischen aber
kaum noch auf den Stühlen aus.
Nach dreieinhalb Stunden echter
Kommunalpolitik verließen sie ih-
re ersteGemeinderatssitzung.

MehrBäume für Tübingen
Gemeinsam gestalten Waswünschen sich Kinder für ihre Stadt? Beim fünften Kinderrathaus
durften 101 Grundschüler Probleme benennen und Lösungen präsentieren. Von Peter Strigl

Im Plenum des großen Ratssaals stellten die Kinder das Ergebnis ihrer Gruppenarbeit vor. Der „Grüne Kreis“ etwa schlug neue Spielplätze vor –
ausdrücklich auch für ältere Kinder. Bild: Ulrich Metz

Da will ich mit
der Umwelt-

schutzgruppe
kooperieren.
Daniel, Dorfackerschule Lustnau

Der Tübinger Integrationsrat setzt
sich für gleichberechtigte Teil-
habe, Mitbestimmung und Chan-
cengleichheit von Menschen mit
und ohne Zuwanderungsge-
schichte in allen Bereichen unse-
rer Gesellschaft ein. Gelingende
Integration ist eine Gemein-
schaftsleistung von zugewander-
ten Menschen und aufnehmender
Gesellschaft und keine einseitige
Anpassungsleistung.

Niemand darf aufgrund von
Herkunft, Hautfarbe, Glaube oder
Weltanschauung angegriffen, ver-
letzt oder ausgegrenzt werden.
Aber auch hohe Integrationswillig-
keit schützt Menschen nicht unbe-
dingt vor Diskriminierung. Wenn
Menschen sich mit Diskriminie-
rungserfahrungen alleine gelassen
fühlen, nehmen sie weniger am ge-
meinschaftlichenLeben teil.

Aus diesem Grund beteiligt sich
der Integrationsrat an der Fort-
schreibung des Tübinger Integrati-
onskonzepts. Dieses nimmt Anti-
diskriminierung, Antirassismus
und Sicherheit für alle als neue
Handlungsfelder indenBlick.

Die Stabstelle Gleichstellung
und Integration der Stadt hat sich
erfolgreich im Bundesprogramm
„Demokratie leben“ um Projektför-
derung beworben. Laut Luzia Kö-
berlein, Leiterin der Stabstelle
Gleichstellung und Integration, be-
deutet Demokratie nicht Harmonie
und Gleichklang, sondern Viel-
klangnachbestimmtenRegeln.Das
Programm fördert lokale Partner-
schaften fürDemokratie.

Vertreterinnen und Vertreter
aus Kommunalpolitik und Verwal-
tung sowie Aktive aus der Zivilge-
sellschaft kommen hier zusammen,
um eine lokale Strategie für eine
Kultur des Miteinanders in Vielfalt
und gegen gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit und Diskrimi-
nierungzuentwickeln.

„TAKT – Tübingen aktiv gegen
Diskriminierung“ heißt das Tübin-
ger Projekt, adis e.V. hat die Koordi-
nierung und fachliche Begleitung
übernommen. Ein TAKT-Rat wur-
de ins Leben gerufen, dessen Mit-
glieder zur Hälfte einen Migrati-
onshintergrund bzw. Rassismuser-
fahrungen haben. Der Integrations-
rat begrüßt alle Projekte,welche im
Rahmen der TAKT-Initiative ent-
standen sind, als wichtigen Beitrag
für eine offene Gesellschaft, in der
ein konstruktives und respektvolles
Miteinandermöglich ist. Privatbild

Miteinander
in Vielfalt

Mittwochs kommen hier Ratsfraktionen,
Stadtverwaltung und Jugend-Gemeinderat
imwöchentlichenWechsel zuWort.

Mittwochspalte

AnaMorellaMejias
Integrationsrat

Unsere Lokalredaktion erreichen Sie
unter Telefon 07071/934-302 oder
perMail: redaktion@tagblatt.de

RedaktionTübingen

Tübingen. Die Polizei sucht Zeu-
gen eines Unfalls, der am Montag
an der Einmündung der Rampe
West in die Europastraße passiert
ist: Ein 58-Jähriger kam gegen 17.15
Uhr mit seinem Renault Mégane
vom Schlossbergtunnel, fuhr über
die Rampe in Richtung Europa-
straße und bog nach links in Rich-
tung Innenstadt ab. Dabei kam es
zur Kollision mit dem Mercedes
einer 40-Jährigen, die auf der Eu-
ropastraße stadteinwärts fuhr
und den Einmündungsbereich
beinahe passiert hatte.

Der Renault prallte seitlich ge-
gen den hinteren Teil des Merce-
des. Dieser drehte sich und schleu-
derte über den Fahrbahnteiler hin-
weg auf die Gegenfahrbahn. Dort
stieß er mit dem VWTouran eines
46-Jährigen zusammen, der stadt-
auswärts fuhr. Die Mercedesfahr-
erin erlitt leichte Verletzungen,
der Renault- und der VW-Fahrer
blieben unverletzt. Den Schaden
schätzen die Beamten auf insge-
samt etwa 5000 Euro. Den derzei-
tigen Ermittlungen zufolge dürfte
der Renault-Fahrer möglicher-
weise trotz roter Ampel in die
Einmündung eingefahren sein.

Zeugen, die den Unfall beob-
achtet haben und Angaben zur
Ampelschaltung machen können,
werden gebeten, sich unter der
Nummer 0 70 71 / 9 72 86 60 zu
melden.

ÜberRot
gefahren?
Polizei Nach einem Unfall
in der Europastraße werden
Zeugen gesucht.

Tübingen. Ein 63-Jähriger ist am
Montagnachmittag wegen eines
medizinischen Notfalls mit sei-
nem Auto verunglückt. Er starb
am Abend in einer Klinik. Wie die
Polizei berichtet, fuhr der Mann
mit seinem Nissan gegen 17.15 Uhr
die Stuttgarter Straße (L 1208)
von der B 27 her in Richtung Lust-
nau, als er kurz vor einer Park-
bucht in sich zusammensackte.
Das Auto kam nach rechts von der
Fahrbahn ab und pralltemit gerin-
ger Geschwindigkeit gegen eine
Info-Tafel. Ersthelfer ergriffen un-
verzüglich Erste-Hilfe-Maßnah-
men und reanimierten den Mann.
Der Rettungsdienst brachte ihn in
eine Klinik, wo er kurze Zeit spä-
ter starb. Zur Unterstützung war
auch die Feuerwehr ausgerückt.
Der Nissan musste abgeschleppt
werden. Laut Polizei kam es zu
Behinderungen im Berufsverkehr.

Medizinischer
Notfall

Tübingen.Zwei Leichtverletzte und
ein Sachschaden von etwa 30 000
Euro sind die Folgen eines Unfalls
am Dienstag an der Kreuzung Im
Schönblick/Nordring. Ein 45-Jähri-
ger fuhr laut Polizei gegen 6.20Uhr
mit seinem VW Tiguan vom Berli-
ner Ring kommend einfach in die
Kreuzung ein. Dabei kam es zum

Zusammenstoß mit dem vorfahrts-
berechtigten Seat Leon eines 47-
Jährigen, der auf dem Nordring
stadteinwärts unterwegs war. Die
Ampelanlage war noch nicht in Be-
trieb. Beide Fahrerwurden bei dem
Unfall leicht verletzt und in ein
Krankenhaus gebracht. Die Autos
mussten abgeschlepptwerden.

Es krachtemitten auf der Kreuzung
Tübingen. Ein 39-Jähriger ist in der
Nacht zumDienstag in seinerWoh-
nung in Gewahrsam genommen
worden. Mehrere Streifenwagen
fuhren gegen 1.15 Uhr in die Sidler-
straße, weil ein Zeuge sagte, ein Fa-
milienvater habe sich mit einem
Messer in seiner Wohnung ver-
schanzt. Die Einsatzkräfte betraten

in Schutzausrüstung die Wohnung,
wosieFrauundKindunversehrt an-
trafen. Der psychisch auffällige
Mann, der wohl gedroht hatte, sich
selbst zu verletzen, legte dasMesser
nach mehrfacher Aufforderung der
Beamten ab und wurde wider-
standslos inGewahrsamgenommen
und ineineKlinikgebracht.

Mann verschanzte sichmit Messer
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Die Temperaturwerte in Grad Celsius sowie der Ozon-Höchstwert werden in einem Zeitraum von 24 Stunden
(vorgestern 16 Uhr bis gestern 16 Uhr) ermittelt. Der Ozon-Grenzwert liegt bei 180µg/m3.

Sonnenaufgang: 6.57 Uhr
Sonnenuntergang: 19.56 Uhr

VORSCHAU MONDPHASEN

Fr. Sa.Do.

DAS WETTER GESTERN

Höchste Temp. 13,6 °C
Niedrigste Temp. 6,4 °C
Niederschlagsmenge 0 l/m2

Windgeschwindigkeit 17 km/h
Ozon (O3) 98 µg/m3

14°/ 3°

Vormittags gibt es örtlich Regen,
nachmittags erwartet uns bei böigem
Wind ein Mix aus Sonne und Wolken.

Mo.
8. 4.

Mo.
15. 4.

Di.
2. 4.

Mi.
24. 4.

Recht und Unrecht: Viele Artikel
über interessante Gerichtsprozesse
und die Arbeit der Polizei gibt es im
Newsletter Recht und Unrecht, dazu
auch unseren kostenlosen Podcast
„Am Gericht“ unter:
tagblatt.de/rechtundunrecht

@tagblatt.de

WoAltes vergeht, entsteht Neues. Bild: Carolin Albers

Tübingen. Der Tübinger Ober-
bürgermeister Boris Palmer, be-
kannt für zahlreiche Vorschläge
zur Integration von Migranten in
die Gesellschaft, hatte neulich j
in einem Artikel zur Arbeits-
pflicht für Flüchtlinge: „Lasst die
Leut’ beim Schaffen die Sprache
lernen und nicht beim Sprach-
kurs an der Volkshochschule.“
Genau dieses Konzept verfolgt,
allerdings unabhängig von Pal-
mers Impuls, der „Erstorientie-
rungskurs Plus“, ein vom Bun-
desinnenministerium und vom
Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge gefördertes Projekt,
das in Tübingen Anwendung
fand.

Kurzer Kurs, dann Arbeit
Der Aufbau: Menschen, die nach
Deutschland geflohen sind, be-
suchten zunächst für zehn Wo-
chen einen Deutschkurs. An-
schließend waren die Betriebe
an der Reihe. Montags bis mitt-
wochs konnten die Teilnehmer
im Rahmen eines Praktikums das
Erlernte im Arbeitsprozess an-
wenden. Zur Seite stand jedem
Praktikanten ein eigener Sprach-
mentor. Das sind Mitarbeiter im
Betrieb mit einer gesonderten
Ausbildung. Deshalb können sie
die Arbeitsprozesse in leicht ver-
ständlicher Sprache erklären.
Zusätzlich produzierten sie mit
den Praktikanten Audio- und Vi-

deosequenzen. Darin beschrei-
ben sie Arbeitsabläufe in deut-
scher Sprache. Diese Aufzeich-
nungen nahmen die Sprachmen-
toren mit in eine Sprach-Lern-
Werkstatt mit den Sprachleh-
rern. So war eine enge Verzah-
nung von Unterricht und be-
trieblicher Praxis gewährleistet.

Angefangen hatte alles, als
Roswitha Klepser zum Jobcenter
in Tübingen kam und erklärte:
„Ich habe eine Idee.“ Sie hatte
bereits Erfahrung in der ehren-
amtlichen Arbeit mit geflüchte-
ten Menschen gesammelt. In Zu-
sammenarbeit mit dem Volks-
hochschulverband Baden-Würt-
temberg und dem Verein Debüt
entstand nach intensiver Arbeit
das „Tübinger Modell Erstorien-
tierungskurs und Praktikum“.

Ziel dieses Modells war, wie
es Andrea Bernert-Bürkle vom
VHS-Verband formuliert, den
„Betrieb als Sprachlernort“ zu
etablieren.

Die Praktika finden in den un-
terschiedlichsten Bereichen
statt. So gab es Plätze bei einer
Spedition ebenso wie in einer
Schlosserei und einem Betrieb
für Elektrofahrzeuge. Von der
Stadt waren ein Kindergarten
und eine Grundschule mit von
der Partie.

Die Kursteilnehmer kommen
überwiegend aus der Ukraine.
Aber auch Menschen aus Ägyp-
ten, der Türkei und Syrien haben
teilgenommen. Von den ur-
sprünglich 15 blieben 11 Menschen
vom Start im September bis zum
Schluss EndeMärz dabei.

Bei der Abschlussfeier gab es
wegen technischer Probleme mit
Computern und Beamern keine
Videos. Stattdessen erklang der
Song „Ein Hoch auf uns“ von An-
dreas Bourani. Klepser machte
deutlich, dass mit „uns“ alle ge-
meint seien, die irgendwie am
Kurs beteiligt waren. Und sie be-
dankte sich bei allen für ihr haupt-

oder ehrenamtliches Engage-
ment, für den Lerneifer und die
Durchhaltebereitschaft der Prak-
tikanten. Neben Bescheinigungen
erhielten alle eine Rose.

Eine Ukrainerin, die den Kurs
absolvierte, ist Maryna Afanasie-
wa. Sie kommt aus der Stadt Cher-
son, wo sie vor dem Krieg als Leh-
rerin und Buchhalterin beschäf-
tigt gewesen war. In Deutschland
arbeitete sie zunächst als Küchen-
hilfe. Bis sie bei einer Gruppenin-
formation beim Jobcenter vom
TübingerModell erfuhr.

Hoffnung auf die Stadt
Praktikum machte sie in einem
städtischen Kindergarten und ei-
ner Grundschule. Dort konnte sie
sich muttersprachlich um Kinder
aus der Ukraine kümmern. Die
Stadt Tübingen, fand jedenfalls
Klepser während der Pressekon-
ferenz in der vergangenenWoche,
könne in diesem Fall die Politik
des OB bestens umsetzen: Wäh-
rend mehrere der beteiligten Be-
triebe bei dem Projekt ihren Prak-
tikanten bereits fest zugesagt hät-
ten, sie in ein Arbeitsverhältnis zu
übernehmen, seien für Afanasie-
wa nämlich bisher noch keine Sig-
nale in diese Richtung gekom-
men. Die Kursinitiatorin will des-
halb die Stadt Tübingen bitten, sie
solle in diesem Fall „ein Zeichen
setzen“ und die Ukrainerin fest
anstellen.

Deutsch lernen für
Geflüchtete bei derArbeit
Integration Ein Modellprojekt des Tübinger Jobcenters verbindet Sprachkurse und
betriebliche Praktika. Eine erste Bilanz. VonMichael Wanner

Das Bundesinnenmi-
nisterium und das
Bundesamt fürMigration
und Flüchtlinge fördern
das TübingerModell, das
auch die Europäische
Union kofinanziert. Das

Projekt „Erstorientie-
rungskurs Plus“ ist im
Rahmen einerMasterar-
beit wissenschaftlich be-
gleitet. Derzeit entwi-
ckelt das Bundesamt in
Zusammenarbeit mit

den Volkshochschulen
gemeinsam ein weiteres
neues Format, das Be-
rufssprachkurs heißt und
sich an den Zielen des
Tübinger Modells orien-
tiert.

Das TübingerModell

DER TÜBINGER LUFTRETTUNGS-HUBSCHRAUBER, aus dem Fenster beobachtet vom Crona-Personal. Bild: Eike Freese

Tübingen. Im Ziergiebel des Tü-
binger Rathauses hängt die mit
Abstand älteste astronomische
Uhr in Deutschland. Sie zeigt den
Stand der Sonne im Tierkreis und
die Mondphasen. Außerdem
weist sie auf Sonnen- und Mond-
finsternisse hin. Der Tübinger
Mathematiker, Physiker und Ast-
ronom Johannes Stöffler konstru-
ierte die kostbare Rarität im Jahr
1511. Eine Besonderheit ist ihr Dra-
chenzeiger. Wie die Uhr funktio-
niert, erklären die ehrenamtlichen
Uhrenexperten Hannelore und
Martin Boertzel sowie Jürgen
Kost und Sabine Kasper in monat-
lichen Führungen. Der erste Ter-
min in diesem Jahr ist am Diens-
tag, 9. April, 15 Uhr. Treffpunkt ist
der Rathauseingang. Weil nur we-
nige teilnehmen können, wird um
Anmeldungen gebeten unter Tele-
fon 0 70 71 / 2 04 15 00 oder per
E-Mail an astrouhr@tuebin-
gen.de. Die Führung ist kostenlos.
Im Hofgerichtssaal erfahren die
Teilnehmer anhand eines großen
Modells der über 500 Jahre alten
Uhr, wie Sonnen- und Mondfins-
ternisse abgelesen werden kön-
nen, was es mit dem Drachenzei-
ger auf sich hat und was man an
der Uhr sonst noch sehen kann.
Danach geht es in die Uhrenstube
im Rathausgiebel, die sonst nicht
zugänglich ist. Die Führungen fin-
den von April bis Oktober einmal
im Monat an einem Dienstag um
15 Uhr statt. Der Anmeldeschluss
ist immer freitags in der Woche
davor. Alle Termine stehen auf der
städtischen Internetseite.

Führungen zur
Astro-Uhr

Tübingen. Zu einer Online-Vor-
tragsreihe über das Thema „Inno-
vation, Transfer und Forschung in
Gesundheit und Medizinbranche
– Neue Perspektiven im Dialog“
lädt die Universität Tübingen ge-
meinsam mit anderen Landes-
Hochschulen in der Woche nach
den Osterferien ein. Am Dienstag,
9. April, spricht Prof. Cornelia
Mahler, Direktorin der Abteilung
Pflegewissenschaft am Uniklini-
kum, ab 9 Uhr über „Kompeten-
zen in der Arzneimitteltherapiesi-
cherheit: Erweiterte Rollen in der
Pflege, Medizin und Pharmazie.“
Einen Tag später referiert Mahler
um 10.30 Uhr über „Evidenzba-
sierte komplementäre Anwen-
dungen in Medizin und Pflege.
Gibt es sie wirklich?“. Prof. Clau-
dia Plappert, Studiengangsleiterin
der Hebammenwissenschaft,
spricht am 11. April ab 14 Uhr über
„Erweiterte Hebammenkompe-
tenz: Aufgabenfelder und Qualifi-
kation.“

Innovation in der
Medizinbranche

Oft schätzt man etwas erst, wenn
man es verloren hat. Und erst
recht, wenn man es dann wieder-
findet. Bei der Liebe ist der Entzug
sofort spürbar, bei rationalen Sa-
chen, wie das Recht auf freie Wah-
len, passiert das schleichend. Um
Schreie für dieses Recht zu hören,
mussman gar nicht insAusland ge-
hen, viele Tübinger Mitbürger mit
Migrationshintergrund kennen es
aus eigener oder familiärer Erfah-
rung. Manche sind im Integrati-
onsrat der Stadt vertreten, eine er-
zählt: „Mir wurde beigebracht, ich
sollte meinWahlrecht in Anspruch
nehmen und niemanden anderen
Entscheidungen für mich treffen
lassen.“ Unter anderem deswegen
kann ich nur empfehlen, zu unse-
ren öffentlichen Sitzungen im Rat-
haus zu kommen.

Mitbürger mit Migrationshin-
tergrund sind auch in den Gemein-
derat gewählt worden, das aktuelle
Wahlrecht erlaubt das aber nur für
Anwohner mit Unionsbürger-
schaft. Diesbezüglich gibt es Be-
mühungen, die zurück in die 80er-
Jahre gehen, um das Wahlrecht zu
erweitern. Unter anderem über
dieses Thema berät der Integrati-
onsrat die Stadtverwaltung.

Die meisten Bürger Tübingens
haben aber schon die Wahl und
zwar bald, bei der anstehenden
Kommunalwahl so wie Kreistag
und Europawahl am 9. Juni. Ob die
aktuellen politischen Entwicklun-
gen nochmehrMenschen als sonst
zur Teilnahme mobilisieren kön-
nen, lässt sich nicht im Voraus sa-
gen. Die Hürde, zu einer Demonst-
ration zu gehen, könnte scheinbar
geringer sein als die, zum Wahllo-
kal zu gehen.Doch in beiden Fällen
spielt die Anzahl der Teilnehmer
eine vergleichbarwichtigeRolle.

Dass politische Partizipation
auch online möglich ist, hat unsere
Stadt erkannt und Abstimmungen
per App durchgeführt. Durch de-
ren nicht-bindenden Charakter
kann es aber vorkommen, dass der
Gemeinderat sich gegen solche Er-
gebnisse entscheidet (wie zumBei-
spiel bei der Sperrung der Mühl-
straße). Die echte Wahl ist somit
alle 5 Jahre und am 9. Juni ist es
wieder so weit. Hier können die
Wahlberechtigten durch deren Re-
präsentanten die politische Rich-
tungbestimmen.

Die Auswahlmöglichkeiten bei
der Kommunalwahl sind zahlreich.
Ein Kreuz beziehungsweise eine
Zahl hinter einem Namen schenkt
gewisses Vertrauen, bei dem man
sich nicht verletzen lassen möchte.
Im Gegensatz zur Liebe kann man
aber hier bedenkenlos mehrere
Personen gleichzeitig aussuchen.
Partizipation ist jedenfalls besser
alsAbstinenz. Privatbild

Die Richtung
bestimmen

Mittwochs kommen hier Ratsfraktionen,
Stadtverwaltung und Jugend-Gemeinderat
imwöchentlichenWechsel zuWort.

Mittwochspalte

Efstratios
Boutloukos
Integrationsrat
Stadt Tübingen

TÜBINGEN Mittwoch, 5. Juni 2019

DAS WETTER HEUTE, MITTWOCH, 5. JUNI 2019

Die Temperaturwerte in Grad Celsius sowie der Ozon-Höchstwert werden in einem Zeitraum von 24 Stunden
(vorgestern 16 Uhr bis gestern 16 Uhr) ermittelt. Der Ozon-Grenzwert liegt bei 180µg/m3.

Sonnenaufgang: 5.24 Uhr
Sonnenuntergang: 21.21 Uhr

VORSCHAU MONDPHASEN

Fr. Sa.Do.

DAS WETTER GESTERN

Höchste Temp. 31.4 °C
Niedrigste Temp. 13.8 °C
Niederschlagsmenge 0.0 l/m2

Windgeschwindigkeit 6.8 km/h
Ozon (O3) 125 µg/m3

30° / 14°

Es scheint den ganzen Tag die Sonne.
Erst Abends kommen Wolken auf.

Mo.
3. 6.

Mo.
10. 6.

So.
26. 5.

Mo.
17. 6.

Wer sitzt in welchem Rat?
Nach der Kommunalwahl gibt es
viele neue Gesichter in den Gemeinde-
räten der Städte und Kommunen in
der Region. Die Ergebnisse und alle
Gewählten aus dem Kreis Tübingen
gibt es zum Durchklicken oder
durchswipen im Internet unter
www.tagblatt.de/Gesichter

@tagblatt.de

HatderTAGBLATT-Redakteuretwasgutzumachen, geht ernachPfullingenundbringt Blumenmit nachHause.
Nebenbei fotografiert ernochdieHummel-Ragwurz, eine streng geschützteOrchideen-Art. Bild: ThomasdeMarco

chon die Begrüßung verlief
bei der Gemeinderatssit-
zung am Dienstag etwas an-
ders: „Schreit mal laut!“, for-

derte die Moderatorin die Fraktio-
nen auf. Im Ratssaal hatten aber
nicht Grüne, SPD und CDU Platz
genommen, sondern Fraktionen
von Dritt- und Viertklässlern aus
den Grundschulen im Aischbach,
an der Steinlach und am Hechin-
ger Eck sowie Lindenbrunnen-
undDorfackerschule.

Der Jugendgemeinderat organi-
siert alle zwei Jahre das Kinderrat-
haus, bei dem Grundschüler einen
ersten Einblick in die Kommunal-
politik bekommen. Bei der fünften
Ausgabe stellten die Jugendge-
meinderäte Anna Chiara Gaesch
und Leonardo Martins-Hegele die
Arbeit des Gemeinderats und der
Jugend-Variante vor. Die Modera-
tion übernahm nicht wie sonst der
Bürgermeister, sondern die
Sechstklässlerinnen Jule und Mat-
hilda vom Carlo-Schmid-Gymna-
sium, die beim letzten Kinderrat-
haus vor zwei Jahren selbst noch
zu denZuhörerinnen gehörten.

S
Ein Bürgermeister war trotz-

dem anwesend. „Ich bin Tübin-
gens Erster Bürgermeister“, stellte
Cord Soehlke sich den 101 Schü-
lern vor. Schränkte aber gleich ein:
„Das klingt so, als ob ich der aller-
oberste Bürgermeister bin. Das
stimmt aber nicht.“ Tübingens

Oberhaupt konnten die Schüler
aber problemlos benennen, mit
den neu gewählten Fraktionen des
Gemeinderats war es schon
schwieriger. So fielen etwa die Na-
men CSU oder Die Rechte, bevor
dieTübinger Liste genanntwurde.

Doch die Klassen waren nicht
gekommen, um ihr kommunalpoli-
tisches Wissen zu testen. Stattdes-
sen sollten sie wie die richtigen
Stadträte in Gruppen Probleme er-

örtern und Lösungen finden. So
gab es etwa mehrere Teams, die
sich mit Umweltpolitik und Frei-
zeitgestaltung auseinandersetzten.
Aber es interessierten sich auch ei-
nige Kinder für Verkehrspolitik
oder öffentliche Toiletten, sodass
auch dafür eigene Gruppen zu-
stande kamen.

„Bei uns auf dem Herrlesberg
gibt’s keine Flohmärkte und keine
Feste“, beklagte Daniel in der
Gruppe „Blauer Kreis“, die am Tü-
binger Freizeitangebot feilte. Au-
ßerdem wünscht er sich umwelt-
freundliche Hundekot-Beutel. „Da
will ich mit der Umweltschutz-
gruppe kooperieren.“ Max berich-
tete von Zusammenstößen im
Schwimmbecken des Freibads. Au-
ßerdem fehle es in seinem Viertel
an einer Tischtennisplatte. „Bei
uns gibt’s eine, aber keiner benutzt
sie“, entgegnete wiederum Daniel.
Das Themawurde schnell von den
anderen aufgegriffen: Bei Eric sind
die Platten reparaturbedürftig, bei
Jona ist die einzige immer belegt:
„Wir brauchen eine zweite.“ So
kürte die Gruppe das Thema ab-

schließend auch zur Besprechung
imPlenum.

Dort wurden neben vielfältigen
Freizeitangeboten auch Ideen für
ein Pfand auf To-Go-Besteck oder
ein Bonussystem für selbst mitge-
brachte Eisbecher eingebracht.
Verwaltungsangestellte gaben eine
kurze Einschätzung oder einen
Stand über etwaige Bemühungen
in der jeweiligen Richtung. Trotz
harter Konkurrenz durch Attrakti-
onen wie eine Kinderdisco oder
ein eigenes Legoland, erhielt ein
Umweltthema den größten Zu-
spruch: „Mehr Bäume“, lautete die
simple Forderung der Gruppe „Ro-
ter Kreis“. Und der „Rote Punkt“
schlug vor, dass die Klassen diese
selbst pflanzen könnten.

Das Ergebnis wird nun vom Ju-
gendgemeinderat weiterverfolgt,
der die hoffnungsvollen Jungpoli-
tiker auch gleich zurweiterenTeil-
habe ermunterte. Die Grundschü-
ler hielten es inzwischen aber
kaum noch auf den Stühlen aus.
Nach dreieinhalb Stunden echter
Kommunalpolitik verließen sie ih-
re ersteGemeinderatssitzung.

MehrBäume für Tübingen
Gemeinsam gestalten Waswünschen sich Kinder für ihre Stadt? Beim fünften Kinderrathaus
durften 101 Grundschüler Probleme benennen und Lösungen präsentieren. Von Peter Strigl

Im Plenum des großen Ratssaals stellten die Kinder das Ergebnis ihrer Gruppenarbeit vor. Der „Grüne Kreis“ etwa schlug neue Spielplätze vor –
ausdrücklich auch für ältere Kinder. Bild: Ulrich Metz

Da will ich mit
der Umwelt-

schutzgruppe
kooperieren.
Daniel, Dorfackerschule Lustnau

Der Tübinger Integrationsrat setzt
sich für gleichberechtigte Teil-
habe, Mitbestimmung und Chan-
cengleichheit von Menschen mit
und ohne Zuwanderungsge-
schichte in allen Bereichen unse-
rer Gesellschaft ein. Gelingende
Integration ist eine Gemein-
schaftsleistung von zugewander-
ten Menschen und aufnehmender
Gesellschaft und keine einseitige
Anpassungsleistung.

Niemand darf aufgrund von
Herkunft, Hautfarbe, Glaube oder
Weltanschauung angegriffen, ver-
letzt oder ausgegrenzt werden.
Aber auch hohe Integrationswillig-
keit schützt Menschen nicht unbe-
dingt vor Diskriminierung. Wenn
Menschen sich mit Diskriminie-
rungserfahrungen alleine gelassen
fühlen, nehmen sie weniger am ge-
meinschaftlichenLeben teil.

Aus diesem Grund beteiligt sich
der Integrationsrat an der Fort-
schreibung des Tübinger Integrati-
onskonzepts. Dieses nimmt Anti-
diskriminierung, Antirassismus
und Sicherheit für alle als neue
Handlungsfelder indenBlick.

Die Stabstelle Gleichstellung
und Integration der Stadt hat sich
erfolgreich im Bundesprogramm
„Demokratie leben“ um Projektför-
derung beworben. Laut Luzia Kö-
berlein, Leiterin der Stabstelle
Gleichstellung und Integration, be-
deutet Demokratie nicht Harmonie
und Gleichklang, sondern Viel-
klangnachbestimmtenRegeln.Das
Programm fördert lokale Partner-
schaften fürDemokratie.

Vertreterinnen und Vertreter
aus Kommunalpolitik und Verwal-
tung sowie Aktive aus der Zivilge-
sellschaft kommen hier zusammen,
um eine lokale Strategie für eine
Kultur des Miteinanders in Vielfalt
und gegen gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit und Diskrimi-
nierungzuentwickeln.

„TAKT – Tübingen aktiv gegen
Diskriminierung“ heißt das Tübin-
ger Projekt, adis e.V. hat die Koordi-
nierung und fachliche Begleitung
übernommen. Ein TAKT-Rat wur-
de ins Leben gerufen, dessen Mit-
glieder zur Hälfte einen Migrati-
onshintergrund bzw. Rassismuser-
fahrungen haben. Der Integrations-
rat begrüßt alle Projekte,welche im
Rahmen der TAKT-Initiative ent-
standen sind, als wichtigen Beitrag
für eine offene Gesellschaft, in der
ein konstruktives und respektvolles
Miteinandermöglich ist. Privatbild

Miteinander
in Vielfalt

Mittwochs kommen hier Ratsfraktionen,
Stadtverwaltung und Jugend-Gemeinderat
imwöchentlichenWechsel zuWort.

Mittwochspalte

AnaMorellaMejias
Integrationsrat

Unsere Lokalredaktion erreichen Sie
unter Telefon 07071/934-302 oder
perMail: redaktion@tagblatt.de

RedaktionTübingen

Tübingen. Die Polizei sucht Zeu-
gen eines Unfalls, der am Montag
an der Einmündung der Rampe
West in die Europastraße passiert
ist: Ein 58-Jähriger kam gegen 17.15
Uhr mit seinem Renault Mégane
vom Schlossbergtunnel, fuhr über
die Rampe in Richtung Europa-
straße und bog nach links in Rich-
tung Innenstadt ab. Dabei kam es
zur Kollision mit dem Mercedes
einer 40-Jährigen, die auf der Eu-
ropastraße stadteinwärts fuhr
und den Einmündungsbereich
beinahe passiert hatte.

Der Renault prallte seitlich ge-
gen den hinteren Teil des Merce-
des. Dieser drehte sich und schleu-
derte über den Fahrbahnteiler hin-
weg auf die Gegenfahrbahn. Dort
stieß er mit dem VWTouran eines
46-Jährigen zusammen, der stadt-
auswärts fuhr. Die Mercedesfahr-
erin erlitt leichte Verletzungen,
der Renault- und der VW-Fahrer
blieben unverletzt. Den Schaden
schätzen die Beamten auf insge-
samt etwa 5000 Euro. Den derzei-
tigen Ermittlungen zufolge dürfte
der Renault-Fahrer möglicher-
weise trotz roter Ampel in die
Einmündung eingefahren sein.

Zeugen, die den Unfall beob-
achtet haben und Angaben zur
Ampelschaltung machen können,
werden gebeten, sich unter der
Nummer 0 70 71 / 9 72 86 60 zu
melden.

ÜberRot
gefahren?
Polizei Nach einem Unfall
in der Europastraße werden
Zeugen gesucht.

Tübingen. Ein 63-Jähriger ist am
Montagnachmittag wegen eines
medizinischen Notfalls mit sei-
nem Auto verunglückt. Er starb
am Abend in einer Klinik. Wie die
Polizei berichtet, fuhr der Mann
mit seinem Nissan gegen 17.15 Uhr
die Stuttgarter Straße (L 1208)
von der B 27 her in Richtung Lust-
nau, als er kurz vor einer Park-
bucht in sich zusammensackte.
Das Auto kam nach rechts von der
Fahrbahn ab und pralltemit gerin-
ger Geschwindigkeit gegen eine
Info-Tafel. Ersthelfer ergriffen un-
verzüglich Erste-Hilfe-Maßnah-
men und reanimierten den Mann.
Der Rettungsdienst brachte ihn in
eine Klinik, wo er kurze Zeit spä-
ter starb. Zur Unterstützung war
auch die Feuerwehr ausgerückt.
Der Nissan musste abgeschleppt
werden. Laut Polizei kam es zu
Behinderungen im Berufsverkehr.

Medizinischer
Notfall

Tübingen.Zwei Leichtverletzte und
ein Sachschaden von etwa 30 000
Euro sind die Folgen eines Unfalls
am Dienstag an der Kreuzung Im
Schönblick/Nordring. Ein 45-Jähri-
ger fuhr laut Polizei gegen 6.20Uhr
mit seinem VW Tiguan vom Berli-
ner Ring kommend einfach in die
Kreuzung ein. Dabei kam es zum

Zusammenstoß mit dem vorfahrts-
berechtigten Seat Leon eines 47-
Jährigen, der auf dem Nordring
stadteinwärts unterwegs war. Die
Ampelanlage war noch nicht in Be-
trieb. Beide Fahrerwurden bei dem
Unfall leicht verletzt und in ein
Krankenhaus gebracht. Die Autos
mussten abgeschlepptwerden.

Es krachtemitten auf der Kreuzung
Tübingen. Ein 39-Jähriger ist in der
Nacht zumDienstag in seinerWoh-
nung in Gewahrsam genommen
worden. Mehrere Streifenwagen
fuhren gegen 1.15 Uhr in die Sidler-
straße, weil ein Zeuge sagte, ein Fa-
milienvater habe sich mit einem
Messer in seiner Wohnung ver-
schanzt. Die Einsatzkräfte betraten

in Schutzausrüstung die Wohnung,
wosieFrauundKindunversehrt an-
trafen. Der psychisch auffällige
Mann, der wohl gedroht hatte, sich
selbst zu verletzen, legte dasMesser
nach mehrfacher Aufforderung der
Beamten ab und wurde wider-
standslos inGewahrsamgenommen
und ineineKlinikgebracht.

Mann verschanzte sichmit Messer
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Vorlage 816/2021 
 

Integrationsrat Tübingen 
Münzgasse 20 
72070 Tübingen 
 
An die Stadtverwaltung Tübingen 
 
 

25.02.2022 
 
 
Antrag: Einrichtung einer Ombudsstelle 
 
Die Stadtverwaltung richtet bei einer passenden externen Einrichtung (bspw. einem 
Migrationsdienst oder einem Antidiskriminierungsbüro) eine Ombudsstelle (1,0 AK) 
ein, die zu einem kleineren Teil auch Clearing-Aufgaben übernimmt. Diese 
Ombudsstelle wird zu einer Anlaufstelle, wenn Menschen in Tübingen von der 
Verwaltung (möglicherweise) diskriminiert werden. 
 
Begründung 
 
Ombudsstellen sind bei Diskriminierungen eine wichtige Anlaufstelle. Sie folgen nicht 
nur dem AGG (dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz, sondern auch den 
Menschenrechten). Sie sind parteilich für Anspruchsberechtigte und je autonomer sie 
agieren desto besser. Deshalb sieht der Integrationsrat diese Stelle nicht bei der 
Stadtverwaltung angesiedelt, sondern bei einer externen Einrichtung. Der kleinere 
Teil dieser Stelle soll als Clearingstelle agieren und gegebenenfalls 
Verweisberatungen ausüben.  
Der oben beantragten Ombudsstelle wird das Recht auf Akteneinsicht gegeben. 
Ebenfalls steht es der Ombudsstelle zu, falls nötig, in einem Fall ein Gutachten 
erstellen zu lassen.   
Das Ziel ist, dass die Stadtverwaltung mit dieser Stelle gemeinsam ihre Fehler 
erkennt, reflektiert und diese Fehler verbessert. Der Integrationsrat wird bei der 
Einrichtung der Stelle strukturell miteinbezogen.  

Abb. 31: Vorlage 816/2021: Antrag: Einrichtung eines Ombudsrats

Mit der Vorlage 816/2021 beantragte der Integrationsrat die 
Einrichtung einer externen Ombudsstelle. Diese Stelle war 
als Anlaufstelle bei Beschwerden hinsichtlich Diskriminie-
rungserfahrungen und Ungleichbehandlungen vonseiten 
der Stadtverwaltung angedacht. Gewünscht war eine un-
parteiische, neutrale und unabhängige Schlichtungsstelle, 
die zwischen Bürger_innen und Verwaltung vermittelt. 
Angesiedelt sollte sie bei einem externen Träger sein, finan-
ziert werden jedoch durch die Stadt. Nachdem hierbei ein 
Zielkonflikt zwischen externer unabhängiger Ansiedlung 
und städtischer Finanzierung gesehen wurde, entwickelte 
sich die Idee eines Ombudsrats.

In der Vorlage 98/2023 beantragte der Integrationsrat die 
Umstellung der bereits bewilligten Ombudsstelle in einen 
Ombudsrat. Der Rat soll aus ca. drei ehrenamtlichen Mit-
gliedern bestehen, mindestens zwei Mal pro Jahr nichtöf-
fentlich tagen und von einer Geschäftsstelle, die bei der 
Stabsstelle Gleichstellung und Integration angesiedelt ist, 

unterstützt werden. Gemäß Vorlage 98b/2023 können sich 
an den Ombudsrat Tübinger Bürger_innen wenden, die 
sich durch das Handeln der Stadtverwaltung diskriminiert 
fühlen. Der Ombudsrat ist grundsätzlich zuständig für alle 
gesetzlich definierten Diskriminierungsformen nach dem 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG). Er unter-
stützt und berät die Anfragenden, indem er Informationen 
und Kontakte vermittelt und nach einvernehmlichen Lö-
sungen sucht. Er arbeitet intersektional mit Fokus auf Dis-
kriminierung aufgrund von ethnischer Herkunft, Hautfarbe, 
Religion sowie Geschlecht, geschlechtlicher Vielfalt, sexuel-
ler Orientierung und sexueller Identität. Die Geschäftsstelle 
des Ombudsrats unterstützt den Ombudsrat in allen orga-
nisatorischen Fragen. Sie ist für die Vor- und Nachbereitung 
der Sitzungen zuständig, organisiert Weiterbildungen für 
die Mitglieder des Ombudsrats und ist zudem die erste An-
sprechpartner_in für die Anfragenden bei den Beschwer-
den. Die Besetzung der Stelle erfolgte im April 2024. 

Ombudsrat für Gleichbehandlung und Antidiskriminierung
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Abb. 32: Vorlage 98/2023 Seite 1

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Antrag Integrationsrat Ombudsstelle zu Ombudsrat 

 

Der Integrationsrat beantragt die Umstellung der aus der Vorlage 816/2021 beantragten und im 
Haushalt 2023 aufgestockten Ombudsstelle in einen Ombudsrat mit drei ehrenamtlichen Mitgliedern 
und einer Geschäftsstelle, angesiedelt bei der Stabsstelle für Gleichstellung und Integration der 
Stadtverwaltung Tübingen. 

Begründung: 

Mit der Vorlage 816/2021 beantragte der Integrationsrat die Einrichtung einer externen 
Ombudsstelle, welche in der Folge vom Gemeinderat mit einem Stellenumfang von 0,5 AK und einer 
Summe von 45.000€ (zuletzt aufgestockt im Haushalt 2023) beschlossen wurde. 

Der IR freut sich über die Zustimmung zu einer Ombudsstelle und hat eine „AG Ombudsstelle“ 
gegründet, die an folgenden Punkten zu dieser Stelle gearbeitet hat: 

- Einrichtung einer externen Ombudsstelle 

- Arbeitsweise und Befugnisse 

- Stellenprofil 

Nach Vorberatung der Vorlage 98/2023 im Integrationsrat stellte sich heraus, dass die Ansiedlung 
dieser Stelle bei einer externen Einrichtung sehr schwierig ist, weil alle besprochenen möglichen 
Einrichtungen in irgendeiner Form von der Stadt subventioniert werden und/oder parteilich tätig 
sind. 

Dem IR ist jedoch die Neutralität der Ombudsstelle sehr wichtig. Was bedeutet das? 

Die Stelle soll nicht parteilich agieren und vor allem zwischen Stadtverwaltung und 
Beschwerdeführenden vermitteln, schlichten und eine gütliche Einigung herbeiführen. Dies wird in 
den allermeisten Fällen auch möglich sein. Nur in strittigen Fällen soll es die Option geben, dass ein:e   

Dritte Amtszeit des Integrationsrats
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Abb. 33: Vorlage 98/2023 Seite 2

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
Sachverständige:r mit hinzugezogen wird. Mit dieser:diesem Sachverständige:n müssen beide Seiten 
einverstanden sein. 

Der ehrenamtliche Ombudsrat bespricht die eingegangen Fälle unabhängig (Selbstbefassungsrecht) 
und stellt die fachliche Neutralität sicher. Die Geschäftsstelle des Ombudsrats übernimmt die 
organisatorischen Aufgaben. Etwa die Entgegennahme und Aufbereitung der eingehenden Anfragen, 
die Dokumentation der Fälle, evtl. Verweisberatungen, Organisation der Sitzungen, der 
Tagesordnungspunkte, Zusammenstellung anfallender Unterlagen für Tagesordnungspunkte etc. 
Dienstlich ist die Geschäftsstelle der Stabsstelle Gleichstellung und Integration zugeordnet. 

Die Ansiedlung des Ombudsrats bei der Stabstelle für Gleichstellung und Integration spielt hierbei 
eine besondere Rolle, da die Stabstelle, angesiedelt beim Oberbürgermeister, 
fachbereichsübergreifend agiert. Der Integrationsrat wünscht ausdrücklich, dass dieses 
fachbereichsübergreifende Agieren bestehen bleibt. Der Grund ist, dass der IR davon ausgeht, dass 
es nicht nur um Rassismus oder Abwertung von Asylsuchenden gehen wird, sondern auch andere 
Diskriminierungselemente auftauchen können (etwa wie: Abwertung von Menschen mit 
Behinderung, Abwertung aufgrund von Geschlecht oder sexueller Orientierung und andere). 

Sollte es je zu Fällen kommen, bei welchen eine Akteneinsicht für den Ombudsrat nötig ist, dann wird 
dies dem Ombudsrat nach beiderseitigem (Stadtverwaltung und Ombudsrat) Einverständnis 
ermöglicht. Die Bewahrung der Diskretion nach DSGVO ist selbstverständlich und wird von der 
Verwaltung ähnlich wie bei der Personalkommission sichergestellt. 

Die Wahl des Ombudsrats erfolgt nach öffentlicher Ausschreibung. Die Bewerber:innen werden von 
einer Jury bestehend aus Verwaltung, Gemeinderat und Integrationsrat ausgewählt. Dieser Vorschlag 
wird dem Gemeinderat zum Beschluss vorgelegt. Das Verfahren läuft ähnlich wie bei der Besetzung 
des Integrationsrats. 

Die sachkundigen Mitglieder des OR müssen Fachkenntnisse aus dem Bereich Antidiskriminierung 
nachweisen. Gewünscht ist ebenfalls, dass mindestens eine Person juristische Kenntnisse aus diesem 
Bereich hat. Den Mitgliedern wird eine Aufwandsentschädigung ausgezahlt. Der Integrationsrat 
wünscht hier eine höhere Aufwandsentschädigung als es sonst üblich ist, da die Aufgaben dieses 
Ombudsrats sehr anspruchsvoll sind. 

Die Sitzungen des Ombudsrats werden bei Bedarf einberufen. Er tagt jedoch mindestens an zwei 
Terminen pro Jahr nichtöffentlich.  

Ziele, Zusammenstellung, Aufgaben, Rechte und Pflichten des Ombudsrats werden in einer 
Geschäftsordnung festgelegt, welche dem Gemeinderat zum Beschluss vorgelegt wird. 

 

 



31

 

Universitätsstadt Tübingen  Vorlage 98b/2023 
Stabsstelle Gleichstellung und Integration 
Sahin, Mihriban Telefon: 07071 204 - 1498    
Gesch. Z.: /  

Datum 05.09.2023 

 
 
 
 
Beschlussvorlage 
 
 
 
zur Behandlung im  Verwaltungsausschuss  

zur Kenntnis im  Integrationsrat  

 

 
 
Betreff: 
 

Einrichtung eines Ombudsrats für Gleichbehandlung und 
Antidiskriminierung; Aufhebung eines Sperrvermerks 

  

Bezug: 816/2021; 808a/2021; 808a/2022; 98/2023; 98a/2023    
 

Anlagen:  
  
 
 
Beschlussantrag: 
 

1. Es wird ein Ombudsrat für zunächst zwei Jahre eingerichtet.  Er ist Anlaufstelle für Einwoh-
ner_innen, die sich durch das Verwaltungshandeln benachteiligt bzw. diskriminiert fühlen.  

2. Die Geschäftsstelle des Ombudsrats mit 50%igem Beschäftigungsumfang wird bei der Stabs-
stelle Gleichstellung und Integration angesiedelt. 

3. Der Sperrvermerk über 16.560 Euro auf der Produktgruppe 1114-002 „Zentrale Funktionen“ 
für die im Haushalt 2023 beschlossenen Mittel für die Ombudstelle wird aufgehoben. 

 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Ergebnishaushalt 

lfd. 
Nr. Ertrags- und Aufwandsarten  HH-Plan  

2023 
DEZ00  
THH_1 
002 

Dezernat 00 OBM Boris Palmer 
Kommunale Steuerung u. Innere Verwaltung 
Gleichstellung und Integration 

EUR 

1114-002 
Zentrale Funktionen 17 

Transferaufwendungen -721.430 

davon für diese Vorlage -45.000 
 
 

Abb. 34: Vorlage 98b/2023 Seite 1

Dritte Amtszeit des Integrationsrats
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-  2  - 

Der Gemeinderat hat mit dem interfraktionellen Antrag (Vorlage 808a/2022) die Zuschusserhöhung 
um 16.560 Euro auf insgesamt 45.000 Euro für die Ombudsstelle beschlossen. Die zusätzlichen Mittel 
wurden mit einem Sperrvermerk in den Haushalt eingestellt. Der Sperrvermerk auf der Produktgrup-
pe 1114-002 „Zentrale Funktionen“ von insgesamt 16.560 Euro soll aufgehoben werden. Darüber 
hinaus erhalten die Mitglieder des Ombudsrats eine Aufwandsentschädigung für ihre ehrenamtliche 
Tätigkeit. Die als Zuschuss angemeldeten 45.000 Euro stehen im Rahmen der gegenseitigen De-
ckungsfähigkeit auch als Personalaufwendungen zur Verfügung. 
 
 
Begründung: 
 
1. Anlass / Problemstellung 

Mit Vorlage 816/2021 beantragte der Integrationsrat die Einrichtung einer externen Om-
budsstelle, die als Anlaufstelle bei Beschwerden hinsichtlich Ungleichbehandlung und Dis-
kriminierungserfahrungen im Verhältnis zwischen Bürger_innen und Stadtverwaltung dient. 
Ebenfalls wurde die Mitwirkung des Integrationsrats bei der Einrichtung der Stelle bean-
tragt. Beschlossen wurde zunächst eine 50%-Stelle, die auf zwei Jahre befristet ist. Nach Be-
schlussfassung hat der Integrationsrat aus seiner Mitte eine Arbeitsgruppe gebildet, die ei-
nen Konzeptentwurf für die Ombudsstelle erarbeitet hat. Der erste Entwurf sah eine Om-
budsstelle angesiedelt bei einem externen Träger vor. Die Ombudsstelle sollte eine unpar-
teiische, neutrale und unabhängige Schlichtungsstelle sein, die zwischen Bürger_innen und 
Verwaltung vermittelnd tätig wird.  
Die Verwaltung hat nach eingehender Recherche festgestellt, dass es nicht möglich ist eine 
externe, unabhängige Ombudsstelle in anderen Kommunen zu finden. Ombudsstellen sind 
sowohl auf landes- als auch kommunaler Ebene in der Regel an die Verwaltung angebun-
den. Darüber hinaus sieht die Verwaltung einen Zielkonflikt darin, mit einer externen unab-
hängigen Ombudsstelle zusammenzuarbeiten, für die sie gleichzeitig als Zuschussgeberin 
auftritt. Daher hat sie mit Vorlage 98/2023 die Einrichtung einer Stelle für Beschwerdema-
nagement im Fachbereich Bürgerdienste, Sicherheit und Ordnung vorgeschlagen. 
Mit Vorlage 98a/2023 beantragt der Integrationsrat nun die Einrichtung eines Ombudsrats. 

 
 

2. Sachstand 

Der Ombudsrat und seine ca. drei ehrenamtlichen Mitglieder setzen sich für die Belange 
von Einwohner_innen, die sich durch das Verwaltungshandeln benachteiligt bzw. diskrimi-
niert fühlen, ein. Der Ombudsrat ist grundsätzlich zuständig für alle gesetzlich definierten 
Diskriminierungsformen nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG). Er geht 
Anliegen eigenverantwortlich nach, prüft Themen und Sachverhalte und sucht im Rahmen 
seiner Unterstützungsmöglichkeiten nach zielgerichteten, einvernehmlichen Lösungen. Er 
berät und unterstützt, indem er Informationen und Kontakte vermittelt.  

  Der Ombudsrat hat nach Einverständnis der Beschwerdeführenden Akteneinsicht und kann 
ggf. bei strittigen Fällen ein Gutachten in Auftrag geben. Alle Vorgänge unterliegen der Ver-
traulichkeit und Verschwiegenheit und werden dokumentiert. Die Verwaltung ist verpflich-
tet, den Ombudsrat bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen, insbesondere die er-
forderlichen Auskünfte zu erteilen sowie erbetene Stellungnahmen abzugeben. 

  Der Ombudsrat wird ähnlich wie der Integrationsrat gewählt. Nach öffentlicher Ausschrei-
bung schlägt eine Auswahlkommission, bestehend aus Gemeinderat, Integrationsrat und 
Verwaltung, dem Gemeinderat Bewerber_innen zur Ernennung vor.  

Abb. 35: Vorlage 98b/2023 Seite 2
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-  3  - 

  Die Geschäftsstelle des Ombudsrats betreut die Mitglieder und ist für alle organisatorischen 
Aufgaben zuständig. Sie macht ggf. Verweisberatung und ist Kontaktstelle zur Verwaltung. 

  Rahmenbedingungen, Aufgabenschwerpunkte sowie Befugnisse des Ombudsrats und der 
Geschäftsstelle werden in einer Geschäftsordnung festgelegt. Der Entwurf wird von der 
Verwaltung gemeinsam mit dem Integrationsrat erarbeitet und dem Gemeinderat zum Be-
schluss vorgelegt.  
Die Arbeit des Ombudsrats wird evaluiert und er berichtet regelmäßig in den zuständigen 
Gremien wie Integrationsrat und Verwaltungsausschuss.  

 
 

3. Vorschlag der Verwaltung 

Gemäß Vorlage 98a/2023 wird für zunächst zwei Jahre ein ehrenamtlich tätiger Ombudsrat 
eingerichtet. Der Sperrvermerk für die im Haushalt eingestellten Personalmittel wird aufge-
hoben und eine Sachbearbeitungsstelle mit einem Beschäftigungsumfang von 0,5 AK als 
Geschäftsstelle, angesiedelt bei der Stabsstelle Gleichstellung und Integration, eingerichtet. 
Vorbehaltlich der Stellenbewertung durch die Bewertungskommission kann die Stelle in EG 
10 oder 11 TVÖD eingruppiert werden. Nach Aufhebung des Sperrvermerks wird die Stelle 
intern und extern ausgeschrieben. Eine Evaluation der Arbeit des Ombudsrats soll Auf-
schluss darüber geben, ob und in welcher Form der Ombudsrat weiterbestehen soll.  

 
4. Lösungsvarianten 

4.1 Der Sperrvermerk wird nicht aufgehoben.  

4.2 Der Sperrvermerk wird aufgehoben. Es wird eine Stelle für Beschwerdemanagement 
(50%, 2 Jahre befristet, gehobener Verwaltungsdienst) im Fachbereich Bürgerdienste, Si-
cherheit und Ordnung eingerichtet, da der größte Anwendungsbereich insbesondere im 
Ausländeramt erwartet wird. Die Stelle ist direkt der Fachbereichsleitung zugeordnet und 
kann durch ihren Zugriff auf die Fachverfahren und Akten im Ausländeramt den Sachstand 
des Beschwerdefalls schnell einsehen. Anhand zuvor festgelegter Kriterien (z.B. Dringlich-
keit, Anzeichen für fachliche Fehler, Vorwurf der Diskriminierung) wird über die weitere Be-
arbeitung des Falls durch die Beschwerdestelle selbst, durch die Führungskräfte oder auch 
durch die Beschäftigten im Ausländeramt entschieden. Die Bearbeitung der Beschwerden 
durch eine zusätzliche Beschwerdemanagementstelle kann das Ausländeramt zumindest 
punktuell entlasten.  

 
5. Klimarelevanz 

Keine 

 
6. Ergänzende Informationen 

 
Keine 

 
 
 
 
 

Abb. 36: Vorlage 98b/2023 Seite 3

Dritte Amtszeit des Integrationsrats
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Vorlage 812/2021 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
An die  
Geschäftsstelle des Gemeinderats 
 
 
 
 
Antrag: Klient*innen-Service in der Ausländerbehörde (Verfasserin: Lavinia Munteanu) 
 
 
Die Zahl der in Tübingen lebenden Menschen mit ausländischer Staatsangehörigkeit hat in den 
letzten Jahren zugenommen, dieser Zuwachs spiegelt sich jedoch nicht in einer angemessenen Art 
und Weise in der Zahl der Mitarbeiter*innen der Ausländerbehörde unserer Stadt wider. Seit Beginn 
der Pandemie wurde dem Integrationsrat von einer eingeschränkten Erreichbarkeit der Behörde 
berichtet: Die Bearbeitungszeit der Anträge ist lang und eine Auskunft (ob telefonisch oder per E-
Mail) über den Stand der Bearbeitung ist schwer zu bekommen. Wir begrüßen die von Seiten der 
Stadt bereits vorgenommenen Verbesserungsansätze und die Kooperation mit dem „AK 
Ausländerbehörde“, sehen jedoch in diesem Bereich Handlungsbedarf. Mit unserem Antrag möchten 
wir auf das Recht der Menschen auf analoge Auskunft hinweisen und schlagen folgende Maßnahme 
vor: 
 
Ein Klient*innen-Service, der vor Ort Auskunft gibt, soll in der Ausländerbehörde eingerichtet 
werden. Der/die Beschäftigte an dieser Service-Stelle sollte nicht inhaltlich in die Anträge einsteigen, 
sondern insgesamt die Kommunikation der Klient*innen mit der Ausländerbehörde erleichtern. 
Dringende Situationen, welche z.B. durch eine lange Bearbeitungszeit der Anträge für die 
betroffenen Menschen entstehen, sollten durch den Klient*innen-Service an den/die zuständige 
Mitarbeiter*in der Ausländerbehörde kommuniziert werden. Auch sollte der Klient*innen-Service 
Einsicht in die Akte nehmen können sowie die Befugnis haben, Termine vereinbaren zu dürfen 
(zusätzlich zu den online verfügbaren Terminen). Ziel dieser Maßnahme ist, den Klient*innen einen 
Einblick über den Stand der Bearbeitung ihrer Anträge zu ermöglichen und Transparenz in die 
Vorgänge der Verwaltung hineinzubringen. Mehr Personal an der Schnittstelle zur Öffentlichkeit 
bringt Wertschätzung gegenüber Menschen, die von den Ergebnissen der Tätigkeit dieser Behörde 
abhängig sind, zum Ausdruck.  
 
  Abb. 37:  Vorlage 812/2021 Antrag: Klientinnenservicestelle Seite 1

Ebenfalls 2021 beantragte der Integrationsrat die Einrich-
tung einer Klient_innen-Servicestelle in der Ausländer-
behörde. Hintergrund waren langwierige Bearbeitungs-

zeiten der Anträge in der Behörde. Die Servicestelle sollte 
Auskunft über den Stand der Bearbeitung der Anträge 
geben, Termine vereinbaren können und Dringlichkeiten 

Einrichtung einer Klient_innen-Servicestelle in der Ausländerbehörde
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Abb. 38: Vorlage 812/2021 Antrag: Klientinnenservicestelle Seite 2

Am 6. Februar 2023 erschütterte ein starkes Erdbeben 
den Südosten der Türkei und den Norden Syriens. Dabei 
kamen viele Tausende Menschen ums Leben, wurden 
schwer verletzt und traumatisiert, verloren ihr Zuhause 
und ihr Hab und Gut. Der Integrationsrat und die Stadt-
verwaltung riefen am 23. Februar 2023 zu einer gemein-
samen Gedenkveranstaltung auf dem Holzmarkt auf. 
Viele drückten damals ihren Wunsch aus zu helfen. Unter 
Koordination des Integrationsrats und der Stabsstelle 
Gleichstellung und Integration bildete sich daraufhin ein 
Aktionsbündnis Erdbebenhilfe aus Vereinen und Einzel-
personen. Mit viel Engagement und Mühe organisierte 
das Aktionsbündnis am 27. Februar 2024 eine große Bene-
fizveranstaltung im Sparkassen-Carré. 

Die 300 Gäste spendeten insgesamt 6.186 Euro. Die Gelder 
wurden auf vier Projekte aufgeteilt: 
1. In Adıyaman werden Kinder einer Grundschule und ihre 
Familien unterstützt.

2. Der Verein „Yeniden Antakya Platformu Dernegi (YAP) – 
Hilfe für Mersin“ in Antakya finanziert insbesondere die 

Prothesen und das Training für eine Frau, die durch das 
Erdbeben ihre Beine verloren hat – aber ihren beiden Kin-
dern das Schwimmen beibringen möchte. 

3. Die Akademie für Filme des Nahen Ostens ermöglicht 
mit dem Geld „Kino für alle und überall“.

4. Ein Vereinsmitglied von Al Kalema e.V. bringt die Spen-
den persönlich nach Syrien, um im Krisengebiet zu ent-
scheiden, wo das Geld am nötigsten gebraucht wird.

Dritte Amtszeit des Integrationsrats

Vorlage 812/2021 
 

Der Antrag wurde einstimmig, auch mit den Stimmen aller gemeinderätlichen Mitglieder des 
Integrationsrats,  
Sara Cristina da Piedade Gomes (Die FRAKTION), 
Alice Dorison (CDU), 
Ernst Gumrich (Tübinger Liste), 
Dorothea Kliche-Behnke (SPD), 
Aslı Küçük (AL/Grüne), 
Anne Kreim (FDP)und 
Gitta Rosenkranz (Linke), 
im Integrationsrat beschlossen. 
 
Folgende Institutionen unterstützen den Antrag: 
Anlaufstelle K.I.O.S.K. der kit jugendhilfe Tübingen 
Asylzentrum Tübingen e.V.  
Diakonisches Werk Tübingen  
InFö e.V.  
Plan.B / moveon - menschen.rechte tübingen e.V 
 
 
Für den Integrationsrat 
Deniz Tekin, Sprecher 

Erdbebenhilfe

an die Sachbearbeiter_innen weitergeben. Die Stelle wur-
de zunächst mit 100 Prozent genehmigt und mit einer 
Teilzeitkraft (September 2023: 80 Prozent) besetzt. Mit 

einer weiteren Ausschreibung ist ein Stellenumfang von 
insgesamt 120 Prozent vorgesehen.
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Abb. 40: Spendencheck Erdbebenhilfe, Bild: © Universitätsstadt Tübingen

Abb. 39: Benefizveranstaltung Erdbebenhilfe Bild: © Müge Yağbasan
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Im Laufe der dritten Amtszeit fanden in Tübingen verschie-
dene Wahlen statt: 2022 die Wahl der_des Oberbürger-
meister_in und 2024 die Kommunalwahlen. Der Integrati-
onsrat informierte dabei nicht nur mit einer ausführlichen 
Broschüre zur Kommunalwahl, die er zusammen mit der 
Stadt, insbesondere dem Fachbereich Kommunales und 
der Stabsstelle Gleichstellung und Integration gestaltete. 
Er veranstaltete außerdem zu beiden Wahlen jeweils ein 
Podium, bei dem sich die Kandidat_innen zu integrations-
relevanten Themen positionieren konnten. 

Abb. 41: Flyer Podium OB-Wahl, Design: © Martin Friedl

Wahl Oberbürgermeister_in 2022 
und Kommunalwahlen 2024

Dritte Amtszeit des Integrationsrats

Abb. 42: Flyer Podium Kommunalwahl 2024, Design: © Martin Friedl
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Abb. 43: Artikel Schwäbisches Tagblatt: Was braucht´s für mehr Willkommenskultur? am 30.09.2022
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Abb. 44: Seite 1 Broschüre Kommunalwahl, Design: © Martin Friedl

Dritte Amtszeit des Integrationsrats
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Abb. 45: Artikel Schwäbisches Tagblatt: Von Bildung und Barrieren vom 22.04.2024

TÜBINGEN Montag, 22. April 2024

ach dem neusten Stand
der Tübinger Einwoh-
nerzahlen vom 2. April
leben derzeit 91 239

Personen in der Universitäts-
stadt – fast ein Fünftel davon
sind Menschen mit einer auslän-
dischen Staatsangehörigkeit,
und etwa ein Drittel der Tübin-
ger hat einen Migrationshinter-
grund. Wie man mit einem
schnellen Blick auf die Mitglie-
derliste des Gemeinderats sehen
kann, wird die inzwischen ziem-
lich diverse Gesellschaftsstruk-
tur in der Tübinger Kommunal-
politik bislang noch zu wenig re-
präsentiert.

Diese Problematik war eines
der Themen, die am Freitag-
abend in der Mensa Uhlandstra-
ße besprochen wurden. Der Tü-
binger Integrationsrat hatte mit
Blick auf die bevorstehende Ge-
meinderatswahl je einen Kandi-
daten der in Tübingen zur Wahl
stehenden Parteien zu einer Po-
diumsdiskussion eingeladen. Mit
Ausnahme von „Demokratie in
Bewegung“ waren alle Parteien
vertreten. Sechs Frauen und
zwei Männer stellten sich im
Mittelbau des Kepler-Gymnasi-
ums den Fragen von Moderato-
rin Nilgün Dogan aus dem Integ-
rationsrat.

Zu Beginn wurde die bereits
erwähnte Frage aufgeworfen,
weshalb der Tübinger Gemein-
derat wie auch die neuen Kandi-
datenlisten noch immer so wenig
divers bestückt sind und was die
Parteien dafür taten, um dem
entgegenzuwirken. Einige der
Kandidaten sahen das Problem
vor allem im Mangel an Engage-
ment der Tübinger Bürgerinnen
und Bürger in der Kommunalpo-
litik. So sei es für viele der Par-
teien allgemein schon ein Kraft-
akt, die Listen überhaupt voll zu
bekommen. Den Menschen fehle
es meist nicht an Interesse, son-
dern an Zeit und Ressourcen.
Und wie Rudi Hurlebaus von der
CDU noch anmerkte: „Viele wol-
len sich politisch nicht outen.“
Wie mehrere Redner betonten,
sei der Mangel an Zeit und Res-
sourcen bei Menschen mit Mig-
rationshintergrund oftmals mehr
ausgeprägt, weil sie im Alltag
noch immer auf sehr viele Hür-
den stoßen würden – etwa auf
sprachliche Barrieren im Amts-

N

deutsch, das selbst bei Inländern
teils zu großem Unverständnis
führe, wie Andrea Le Lan von
der SPD betonte.

Für Asli Kücük (AL/Grüne)
ist einer der Gründe dafür, dass
sich viele Menschen mit auslän-
dischen Wurzeln noch gar nicht

wirklich als festen Teil der Ge-
sellschaft wahrnehmen würden.
Viele Jahre seien sie so behan-
delt worden, als würden sie oh-
nehin bald wieder in ihr ver-
meintliches Herkunftsland zu-
rückkehren – selbst, wenn sie
hier geboren wurden. Erst mit
dem wachsenden Bewusstsein in
der deutschen Bevölkerung, dass
die Bundesrepublik auch ein Ein-
wanderungsland ist und auf die
Einwanderer angewiesen ist, än-
dere sich dies langsam.

Wie fast alle Kandidaten be-
tonten, sei besonders wichtig,
dass man so früh wie möglich da-
mit anfange, das politische und

demokratische Bewusstsein bei
Kindern und Jugendlichen zu
fördern. Der Tübinger Jugendge-
meinderat kann hier als gutes
Beispiel genommen werden – hat
er doch im Vergleich zu seinem
erwachsenen Pendant schon ei-
ne deutlich vielfältigere Mitglie-
derschaft.

Thomas Unger (Tübinger Lis-
te) betonte noch einmal dieWich-
tigkeit von Personen mit Migrati-
onsgeschichte in der Kommunal-
politik. Er wisse als jemand, der in
Folge eines Unfalls nun sein Le-
ben in einem Rollstuhl bewältigen
müsse, was es bedeute, auf einmal
zu einer marginalisierten Gruppe
zu gehören. Es würden einem
durch die neue Perspektive Prob-
leme und Hürden im Alltag be-
wusst, die davor unsichtbar gewe-
sen seien. So sei es auch bei integ-
rationsrelevanten Themen. Man
brauche die Perspektive vonMen-
schen, die direkt davon betroffen
sind, um eine sinnvolle Integrati-
onspolitik zu erreichen.

Das nächste Thema betraf die
Barrierefreiheit in der Stadt und
wie diese noch weiter verbessert
werden kann. Auch hier waren
sich die Kandidaten größtenteils
einig, dass in der Stadt noch viel

zu tun sei, um Menschen mit Be-
hinderungen den Alltag zu er-
leichtern. Ein großes Problem in
einer alten Stadt wie Tübingen sei
oft, dass es einen Konflikt zwi-
schen Denkmalschutz und Barrie-
refreiheit gebe. Nicht in jedes öf-
fentliche Gebäude lasse sich bei-
spielsweise überhaupt ein Aufzug
einbauen. Darüber hinaus müsse
auch den psychisch erkrankten
Menschen mehr Aufmerksamkeit
geschenkt werden, die oftmals in
der Diskussion etwas untergin-
gen, wie Nicole Moor von die Par-
tei und Gitta Rosenkranz von der
Linken einwarfen.

Die letzte große Frage be-
schäftigte sich mit dem aktuellen
Thema des Fachkräftemangels
und wie dieser gemeinsam mit
der sozialen Integration von
Menschen erfolgreich bewältigt

werden kann. Für einen Großteil
der Kandidatenwar vor allem die
Anrechnung von ausländischen
Abschlüssen und Prüfungen ein
wichtiger Punkt. Die Verfahren
dazu müssten vereinfacht wer-
den, sodass Menschen, die in
Deutschland arbeiten wollen,
auch tatsächlich die Möglichkeit
dazu bekommen. Aus ihrer eige-
nen Erfahrung berichtete Cristi-
na Popescu (FDP) etwa, dass
selbst Abschlüsse aus anderen
EU-Staaten teilweise noch zu
Problemen in der Anrechnung
führenwürden.

Im Anschluss an die drei gro-
ßen Fragen, auf die die Kandida-
ten jeweils drei Minuten Zeit zur
Beantwortungen bekamen, folgte
eine Schnellfragerunde, bei der
nur mit Ja oder Nein geantwortet
werden durfte.

VonBildung undBarrieren
Podium Wie wird der Gemeinderat vielfältiger und die Stadt inklusiver? Bei den Parteien des Gemeinderats
gibts es viele Ideen und Ansätze, die am Freitagabend diskutiert wurden. Von Frieder Göhlich

Der Integrationsrat
ist ein beratendes Gre-
mium der Stadt, das
aus 20 Tübingerinnen
und Tübingern mit und
ohne Migrationshinter-

grund besteht. Zwölf
sachkundige Einwohne-
rinnen und Einwohner
werden im Rat von sie-
ben Mitgliedern des Ge-
meinderats und der Lei-

tung der Stabsstelle für
Gleichstellung und Inte-
gration begleitet. Der
Integrationsrat wird
vom Gemeinderat de-
mokratisch gewählt.

Auf dem Podium von links: Thomas Unger (Tübinger Liste), Aslı Küçük (Alternative und Grüne Liste/Bündnis 90/Die Grünen), Rudi Hurlebaus
(CDU), Nicole Moor (die PARTEI/Stammtisch „Unser Huhn“), Jana Krämer (Klimaliste), Cristina Popescu (FDP), Andrea Le Lan (SPD), Gitta Ro-
senkranz (Die Linke), Moderatorin Nilgün Dogan (Integrationsrat) Bild: Klaus Franke

Demokratisch gewähltes Gremium

Viele wollen
sich politisch

nicht outen.
Rudi Hurlebaus, Kandidat der CDU

Tübingen. Es gibt sie noch, die
schwäbischen Tüftler und Erfin-
der. Allerdings erfinden sie heute
nicht mehr das Auto oder die Mo-
torsäge, sondern, nun ja, den Kick-
spaten.

David Jenaro kam die Idee, als
er hinter dem Französischen Vier-
tel am Trail für Mountain-Biker
arbeitete und sich ärgerte, weil er
zur Arbeit immer Spaten, Schaufel
und Hacke mitnehmen musste.
Drei Werkzeuge! Könnte man die
nicht auch kombinieren? So wie
beim guten alten Klappspaten der
Bundeswehr, bloß ergonomisch
und in groß?

Der ehemalige Waldorf-Schü-
ler und studierte Mechatronik-In-
genieur, der 2019 das Tübinger
Startup-Netzwerk „your.compa-
ny“ mitbegründete, setzte sich an
den Computer und entwarf ein
Modell, bei dem man Schaufel
und Hacke nach Bedarf mit einem
Tritt ausklappen kann. Verbunden
sind beide Teile durch ein Gelenk.
Jenaro erstellte die Stahlteile mit
einem 3D-Drucker, den Holzstiel
kaufte er im Baumarkt, und ir-
gendwannwar der Prototyp fertig.

Mit dem Kickspaten ging die
Arbeit am Trail plötzlich viel
leichter von der Hand, versichert
der Erfinder. „Da hat man ganz

viele neue Möglichkeiten.“ So gut
lief es, dass er mit dem Startup
„Spatakus“ den Kickspaten jetzt in
Serie produzieren will. 170 Euro
soll das Gerät kosten, ab sofort re-
servierbar im Internet unter spa-
takus.com. Zielgruppe sind Gärt-
ner, Camper, aber auch THW-
oder Feuerwehrleute. Noch aller-
dings ist ungewiss, ob der Spaten
wirklich auf den Markt kommt. 20
Bestellungen gibt es bislang, meist
aus dem Freundes- und Familien-

kreis. 300 sollten es werden, damit
sich der Aufbau der Serienpro-
duktion lohnt, meint Jenaro. Im-
merhin kosten allein die Formen
für Verpackung, Biege- und
Schmiedeteile etwa 50 000 Euro.

Technisch ist die Sache nicht so
einfach, wie sie aussieht, sagt der
Erfinder. Immerhin sollen die Ein-
zelteile austauschbar sein, das
Werkzeug muss unter „wüsten
Bedingungen“ funktionieren und
ein Leben lang halten. Beim ersten

Prototyp habe sich das Gelenk
verbogen, was beim zweiten Mo-
dell korrigiert wurde. Auch das
Schaufelblatt ist noch nicht so sta-
bil wie es sein soll, zudem wiegt
das Ding noch stolze 2,5 Kilo-
gramm – zuviel. „Ich muss auf
zwei Kilo runter.“

Der 40-Jährige ist optimistisch,
dass er die Probleme lösen wird.
Immerhin wohnt und arbeitet er
im Französischen Viertel, wo es
an Inspiration und Unterstützung
für Tüftler nicht fehle. „Dafür bin
ich sehr dankbar.“

Aktuell sei er in fünf Unter-
nehmen gleichzeitig aktiv, verrät
Jennaro. So beteilige er sich über
your.company an der Entwick-
lung einer nachhaltigen Espres-
somaschine, er baue für „Analog
Vibes“ Verstärkergehäuse, und
eine neuartige Harpune namens
„Ahab“ sei auch in Arbeit. Außer-
dem ist da noch die Familie: Fünf
Kinder und seine Frau, die er als
„CEO“ ihres Familienunterneh-
mens bezeichnet. Sie habe den
Elternkindergarten „Wurzelkin-
der“ hinterm Sudhaus mitaufge-
baut und ist momentan die
Hauptverdienerin. Das allerdings
werde sich ändern, wenn der
Kickspaten mal in Serie geht, ver-
spricht Jenaro. Ulrich Janßen

Für alle, die gern hacken und graben
Erfinder Der Tübinger Mechatronik-Ingenieur David Jenaro hat einen Kickspaten entwickelt
und will ihn in Serie produzieren. Ab sofort kannman sich ein Exemplar reservieren lassen.

David Jenaro in derWerkstatt des FranzWerks Bild: Ulrich Janßen

Der Schützenverein Derendingen
berichtet: Zuversicht, Toleranz
und Verständnis füreinander in
diesen schwierigen Zeiten
wünscht sich der Vorsitzende Jörg
Krauß im Jubiläumsjahr für die
Kameradinnen und Kameraden;
begrüßt mit diesen Worten 40
Mitglieder zur Versammlung im
Vereinsheim.

Bei denWahlen wurde Susanne
Kost im Amt der Vorständin Sport
bestätigt; Alexander Cozza über-
nimmt das Amt desWaffenwartes,
Christian König ist Nachfolger
von Rainer Kost und künftig für
Gebäude und Anlagen verant-
wortlich, Stefan Heim übernimmt
das Amt des Spartenleiters Ge-
wehr, und Manuela Hamroun löst
Uschi Kost als Schriftführerin
beim SVD ab.

Herbert Lennartz, Martin Pal-
kies und Felix Erdmann wurde
für zehn Jahre Mitgliedschaft ge-
dankt. Moritz Erdmann (15 Jah-
re), Max Erdmann (20 Jahre),
Max Kost (25 Jahre) sind weitere
Jubilare bei den Schützen. Auf 40
Jahre bringen es Volker Bellack
und Jürgen Röhm. Die Brüder
Robert (63 Jahre) und Manfred
(60 Jahre) Beuter müssen gefühlt
schon immer im SVD sein. Als
Dank wurden sie zu Ehrenmit-
gliedern ernannt.

Da Andy Kost seit langer Zeit
die großen Feste (Stadtfest und
Weihnachtsmarkt) mit Elan für
den SVD „wuppt“, wurde er mit
dem silbernen Ehrenabzeichen
des Schützenvereines ausge-
zeichnet. Dank und Anerken-
nung gebühren ihm, wie seiner
Mutter Susanne. Sie wurde für
den jahrelangen Einsatz rund
um den Schießsport mit dem
goldenen Ehrenabzeichen aus-
gezeichnet. Mit besten Wün-
schen wurden Rainer und Uschi
Kost nach vielen Jahren im Aus-
schuss mit dem goldenen Ehren-
abzeichen verabschiedet.

Vonaußen

Ehrenabzeichen
für Engagement

Hier schreiben Vereine und Verbände,
Initiativen und Parteien selbst bis zu zwei-
mal im Jahr und nicht länger als 50 Zeilen.

Tübingen. Das Technische Gym-
nasium an der Gewerblichen
Schule Tübingen bietet interes-
sierten Schülerinnen und Schü-
lern die Möglichkeit, ab der ach-
ten Klasse in sechs Jahren (G9)
die allgemeine Hochschulreife zu
erreichen.

Am Donnerstag, 25. April, kann
man sich ab 17 Uhr an der Ge-
werblichen Schule Tübingen
(Raichbergstraße 81–83) über
Chancen und Möglichkeiten in-
formieren. Die sechsjährige
Schulart eröffnet Schülerinnen
und Schülern aus Hauptschulen,
Werkrealschulen, Realschulen,
Gemeinschaftsschulen und Gym-
nasien den Weg zur allgemeinen
Hochschulreife. Mädchen und
Jungen, deren Stärken im natur-
wissenschaftlich-technischen Be-
reich liegen, können von einem
Wechsel auf das berufliche Gym-
nasium nach der siebten Klasse
profitieren.

Für einen Platz kann man sich
noch bis Montag, 3. Juni, bewer-
ben. Gewechselt wird nach Ab-
schluss der Klassenstufe sieben,
Schulbeginn ist wie gewohnt
nach den Sommerferien. Auch
ein Wechsel nach Abschluss der
Klasse acht, bei dem diese Klasse
am Technischen Gymnasium
wiederholt wird, ist als Einstieg
möglich. Träger der Gewerbli-
chen Schule Tübingen ist der
Landkreis Tübingen.

Reif für die
Hochschule
Bildung Das Technische
Gymnasium informiert über
sein Angebot.

Info unter www.gs-tuebingen.de oder
unter der Telefonnummer
0 70 71 / 97 82 12.

Tübingen.Die Veranstaltungsreihe
„Unterwegs mit der Stiftskirche“
ist am Mittwoch, 24. April, um 18
Uhr zu Gast in der Radstation Tü-
bingen im Zentralen Omnibus-
bahnhof Europaplatz 18. Dort wird
Johann Küenzlen, Leiter des Aus-
bildungsverbundes der Bruder-
haus Diakonie, das Konzept vor-
stellen. An der Radstation dreht
sich alles ums Fahrrad: Parken,
Mieten, Reparatur- und Wasch-
service sowie das Café am See.
Verbunden sind diese Angebote
mit Arbeitsplätzen und Qualifi-
zierungsmöglichkeiten für Men-
schen mit unterschiedlichen Be-
einträchtigungen oder Benachtei-
ligungen. Die Veranstaltung wird
moderiert vonUrsula Braun.

Unterwegs in der
Radstation

Hirschau. Die Grüne Liste Hir-
schau lädt zu einem Gesprächs-
abend mit Ulrike Baumgärtner
ein. Themen des Abends sollen
sein: Wie geht grüne Politik vor
Ort? Wie weit ist das Energie-
Quartierskonzept in Weilheim?
Wie ist es, im männlich dominier-
tenUmfeld der Lokalpolitik zu be-
stehen? Beginn ist um 20 Uhr im
Hirschauer Ratsstüble, Kingers-
heimer Str. 46.

UlrikeBaumgärtner
zuGast inHirschau
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elchem Lager in der
CDU Oberbürger-
meister Stephan Ne-
her sich zurechnet,

daraus machte er am Dienstag-
abend keinen Hehl. Der aktuelle
Kurs der Parteispitze, nicht zuletzt
des „67-jährigen“ Friedrich Merz,
„ist so was von vorgestern“,
schimpfte Neher. „Wenn wir Mig-
ration zurückdrängen, wäre bald
jede zweite Grundschule zu! Die
Hospitalstiftung könnte nur noch
ein Haus betreiben statt vier!“ Im-
mer mehr Gastro-Betriebe müss-
ten schließen, weil sie keine Leute
finden. Kurz: Deutschland brauche
Arbeitskräfte aus dem Ausland.
Und generell Migration: Die Ge-
burtenrate sei nur deshalb hoch,
weil 2015 Menschen ins Land ka-
men, die nun relativ viele Kinder
bekämen. Alt werden sei ja schön.
„Aber nicht viele werden sagen: Es
war immer mein Traum, tot umzu-
fallen am Band bei Daimler.“ Da
hatte der OB die Lacher der 18 Gäs-
te in der Wirtschaft „Zur Ein-
tracht“ auf seiner Seite. Dort stellte
er sich auf Einladung des CDU-
Stadtverbands Rottenburg den Fra-
gen von Bürgern und Parteifreun-
den – denn imMärzwill er wieder-
gewähltwerden.

So klar positionierte Neher sich
in der innerparteilichen Auseinan-
dersetzung, nachdem Peter Juli die
Migrationspolitik kritisiert hatte.

W
„Wenn 90 Prozent hier sind, die
nicht hier sein sollten“, behauptete
er, „da muss man zurückweisen“.
Gelinge es nicht, das „Migrations-
problem“ zu lösen, freuten sich die
Rechten bald über absolute Mehr-
heiten. Dass Rottenburg sich als
„Sicherer Hafen“ für Geflüchtete
präsentiere, spiele der AFD in die
Hände, warf Juli Neher vor. Der be-
tonte, er sehe das völlig anders.

Wobei, so weit weg vom Kurs
der CDU ist Neher dann doch
nicht: Chipkarten für Geflüchtete
seien nötig, um den „Geldtransfer
in die Heimatländer“ zu unterbin-
den. Es gelte, Arbeits- und Asylmi-
gration voneinander zu trennen.
Menschen ohne wirtschaftliche
Perspektive solle die Politik signa-
lisieren: Lern Deutsch und komm
mit dem Flieger statt übers Mittel-
meer. Als „eine Art Kolonialismus“
kritisierte es Christl Glauder, ar-
men Ländern ihre Fachkräfte abzu-
werben. Neher konterte: Die Ju-
gendarbeitslosigkeit sei dort hoch,
weil der Arbeitsmarkt all die jun-
gen Leute nicht aufnehmen könne.
„Wer eine gewisse Zeit hier ist, soll

der Gesellschaft einen Beitrag ge-
ben“, verlangteNehermit Blick auf
nach Deutschland geflohene Ukra-
iner. Deren Beschäftigungsrate ist
in Deutschland deutlich niedriger
als in anderen europäischen Län-
dern.Manche hörtenwieder auf zu
arbeiten,weil derUnterschied zum
Bürgergeld zu gering sei, so der
OB. „Deshalb müssen wir das Bür-
gergeld stoppen!“, warf CDU-Ge-
meinderätin Gabriele Hagner ein.
Indes haben Untersuchungen ge-
zeigt, dass Vollzeitbeschäftigte
praktisch immer mindestens 400
Euromehr imMonat in der Tasche
haben als Bürgergeld-Bezieher.

„Dieser Tage werde ich oft ge-
fragt, auch in Interviews: Wieso
läuft in Rottenburg so vieles besser
als in anderen Kommunen“, hatte
Neher zuBeginn derVeranstaltung
gesagt. Statt zu jammern, auch we-
gen kaum zu beeinflussender Kri-
sen in der Welt, gelte es anzupa-
cken. Sein Motto: „Erkennen, ent-
scheiden, machen“. Er stellte sich
ein sehr gutes Zeugnis aus: schnell
reagiert, alsGeflüchtete kamen, die
Kinderbetreuung massiv ausge-
baut, mit derWBRdenWohnungs-
bau gestärkt, drei Beiräte geschaf-
fen, die Stadtwerke in öffentlicher
Hand behalten, die Marke „Bi-
schofsstadt als Touristenzusatzma-
gnet“ aktiviert. Zentrale Zukunfts-
aufgabe laut Neher: die Schulen fit
machen für Ganztagsbetreuung,

die hilft, „Benachteiligung aufzu-
brechen“. Mit rund 22,5 Millionen
Euro werde die Josef-Eberle-Schu-
le „die wahrscheinlich größte Bau-
stelle Rottenburgs seit jeher“. Für
den Neubau des Eugen-Bolz-Gym-
nasiums nannte er einen Korridor
von „50 bis 70 Millionen“. Aber:
„Wir machen keine neuen Schul-
den.“ Zumindest imnächsten Jahr.

„Danke, dass du dich als OB zur
Wahl stellst“, sagte Arndt Heupel,
kritisierte aber: „Rottenburg blutet
Einzelhandels-technisch aus!“ Ne-
her sagte, der Onlinehandel mache
es dem Einzelhandel schwer, erst
recht seit Corona. „Erlebnis-Ein-
kaufen“ gelte es zu stärken: mit Be-
ratung, toller Außengastronomie.
Rottenburg habe bei Mode-Ketten
einen schweren Stand, weil die La-
denflächen in den Altstadthäusern
oft zu klein seien für Filialisten. Zu-
dem seien auch viele Rottenburger
aus Teilorten nicht nach der Kern-
stadt orientiert, sondern nach Na-
gold,HechingenoderTübingen.

Bei Energie setzt der OB auf
Technologieoffenheit: Für Neubau-
gebiete eigne sich Kalte Nahwär-
me, sonst biete sich auch Fernwär-
me an. „Nur auf die Wärmepumpe
zu setzen ist der falsche Weg“, be-
tonte er. Künftig könnte auchWas-
serstoff eine Option sein. Die Gas-
Rohre aus der Erde zu holen, wäre
keine gute Idee: „Unser komplettes
Gasnetz istWasserstoff-fähig.“

Ein bisschen derAnti-Merz
Wahlkampf Von lokalen Themen bis zu den großen Krisen: Oberbürgermeister Stephan
Neher stellte sich den Fragen von Parteifreunden und Bürgern. Von Philipp Koebnik

Wahlkampfauftakt: Vor dem CDU-Stadtverband Rottenburg und weiteren Gästen in der „Eintracht“ stellte Oberbürgermeister Stephan Neher
(rechts) seine Schwerpunktthemen vor und stellte sich den Fragen der Besucherinnen und Besucher. Bild: Ulmer

Unser komplettes
Gasnetz ist

Wasserstoff-fähig.
Stephan Neher, Oberbürgermeister

Rottenburg. In ein paar Monaten
sind in Baden-Württemberg Kom-
munalwahlen. Doch nicht alle Ein-
wohner dürfen teilnehmen, son-
dern nur die, die einen deutschen
oder EU-Pass besitzen. Das will
die Initiative „Unsere Städte – Un-
sere Stimmen“ ändern.

Der Gemeinderat sprach sich
im Oktober mehrheitlich dafür
aus, die Initiative zu unterstüt-
zen. Zuvor hatte sich der Integra-
tionsbeirat dafür stark gemacht.
Am Dienstagabend unterschrieb
nun Oberbürgermeister Stephan
Neher im Rathaus die entspre-
chende Erklärung. Er setze damit
ein Zeichen, so Neher. Damit tat-
sächlich alle wählen dürfen,
bräuchte es eine Gesetzesände-
rung von „weiter oben“.

Neher betonte, dass lokale
Mitentscheidung besonders
wichtig sei, denn vor Ort gehe es
um konkrete Themen wie den
Sporthallenbau, Straßen und
Schulen, die „deutlich spürba-
rer“ seien. Deshalb ermuntert
Neher die Zugezogenen: „Bitte
nicht warten aufs Kreuzle, son-
dern engagiert euch.“ Die exak-
ten Kriterien eines solchen kom-
munalen Wahlrechts für alle ste-
hen indes noch nicht fest.

Rottenburg ist die siebte Stadt
in Deutschland, die sich der Ini-
tiative angeschlossen hat. Deniz
Tekin, Sprecher des Tübinger In-
tegrationsbeirats, lobte: „Wie
immer ist Rottenburg vorne mit
dabei.“ Tübingen hat bisher
nicht unterschrieben. els

Ein kommunales
Wahlrecht für alle
Integration Rottenburg macht sich dafür
stark, dass auch Bürger ohne EU-Pass an
kommunalenWahlen teilnehmen dürfen.

Oberbürgermeister StephanNeher unterzeichnet die Erklärung der Initiative „Unsere Städte –Unsere Stim-
men“ undAnaMejíasMartínez vom Integrationsbeirat Tübingen schaut zu. Foto: Ronja Engels

Vor kurzem fand am Eugen-Bolz-
Gymnasium ein „politisches
Speed-Dating“ statt. Hier hatten
Schüler, die im nächsten Jahr bei
der Kommunalwahl erstmalig
wählen dürfen, die Gelegenheit,
die aktuell im Gemeinderat ver-
tretenen Parteien sozusagen haut-
nah zu erleben und auch hinsicht-
lich der politischen Ziele und Pro-
gramme zu befragen.

Gleichzeitig eröffnete es uns als
Gemeinderäten auch dieMöglich-
keit, aus erster Hand zu erfahren,
welche Erwartungen junge Leute
in die Kommunalpolitik setzen.

Obwohl ich zunächst verwun-
dert war, dass nahezu ausnahms-
los umwelt- und klimarelevante
Themen angesprochen wurden,
so wurde mir doch deutlich, wie
wichtig es ist, gerade deshalb mit
dieser Generation ins Gespräch
zu kommen.

Es ist uns Freien Bürgern ein
Anliegen zu vermitteln, dass
Kommunalpolitik oft viele Felder,
meist auch abseits der großen
Themen in der Bundes- oder Lan-
despolitik, bespielt.

Da aufgrund der drängenden
Zeit in dem angesetzten Format
manche Themen ausgespart wer-
den mussten, hier noch einmal er-
gänzend die großen Bereiche für
die die freien Bürger stehen: Wir
setzen uns neben den bereits ge-
nannten Umweltthemen haupt-
sächlich im Bereich der Bildungs-
politik, insbesondere dem Aus-
bau/der Modernisierung der Bil-
dungsinfrastruktur, dem Erhalt
der regionalen Landwirtschaft,
möglichst geringem Flächenver-
brauch und dem Erhalt einer soli-
den Finanzpolitik ein.

Zum Schluss noch ein Appell
an die oben angesprochene Grup-
pe der jungen Neuwähler im Be-
sonderen und im Allgemeinen an
alle Wahlberechtigten: Bilden Sie
sich Ihre Meinung aus mehreren
Quellen und machen Sie von Ih-
rem Wahlrecht Gebrauch, denn
nur so wird Demokratie auch in
unserer verhältnismäßig kleinen
Kommune aktiv gelebt und ge-
stärkt. Privatbild

Appell an
Neuwähler

Hier schreiben die Fraktionen des
Rottenburger Gemeinderats und die
Stadtverwaltung imwöchentlichenWech-
sel.

Rathausrunde

Thomas
Müller
Freie Bürger

Rottenburg. Zu einem vorweih-
nachtlichen Spaziergang durch
die Rottenburger Gassen am
Sonntag, 17. Dezember, 17 Uhr, la-
den Annerose Herrmann und
Ernst Heimes ein. Treffpunkt ist
auf dem Marktplatz vor der WTG
Tourist Information. Begleitet von
Fackelträgern führen Annerose
Herrmann und Ernst Heimes
abends durch das adventliche Rot-
tenburg. Dabei wird Musik ge-
spielt, gesungen oder es werden
Gedichte vorgelesen. In einer gu-
ten Stunde geht es vom Markt-
brunnen durch die Gassen und
über die Plätze bis zum Haus am
Nepomuk. Dort erwartet die Gäs-
te zusätzlich ein abwechslungsrei-
ches, weihnachtliches Programm.
Es gibt Punsch, außerdem tritt der
Horber Posaunenchor auf und er-
füllt Liederwünsche.

Zwischendurch erzählen Hei-
mes und Herrmann die eine oder
andere Anekdote. Der Ticketpreis
pro Person beträgt 10 Euro. Karten
gibt es im Vorverkauf bei der
WTG Tourist-Information am
Marktplatz und beim WTG Info-
punkt am Bahnhof in Rottenburg,
zudem online bei www.reser-
vix.de und bei allen Reservix-Vor-
verkaufsstellen. Eventuell gibt es
Restkarten vor Ort bei den Stadt-
führern. Informationen unter Te-
lefon 07472/916236.

Vorweihnachtlicher
Stadtspaziergang

Unsere Lokalredaktion erreichen
Sie unter Telefon 07472/ 160-6 16
oder per Mail: ro@tagblatt.de, die
Rottenburger Geschäftsstelle hat
die Rufnummer 07472/ 160 -6 0.

RedaktionRottenburg

Rottenburg. Eine Autofahrerin ist
am Mittwochvormittag mit ihrem
Wagen in Rottenburg von der
Straße abgekommen und gegen
einen Laternenmast gefahren Wie
die Polizei mitteilt, war die 56-Jäh-
rige mit einem Audi gegen 9.35
Uhr auf der Weggentalstraße in
Richtung Eugen-Bolz-Platz unter-
wegs. Dabei kam sie zu weit nach
rechts und kollidierte mit dem
Mast einer Straßenlaterne. Der
Rettungsdienst brachte die Frau
vorsorglich ins Krankenhaus. Der
Audi, an dem sich der Blechscha-
den auf zirka 5000 Euro belaufen
dürfte, wurde abgeschleppt.

Mit Laterne
kollidiert

Rottenburg.Schwäbisch-lustig und
weihnachtlich-heimelig geht es auf
der Bühne im Waldhorn zu. Am
heutigen Donnerstag, 14. Dezem-
ber, um 20 Uhr sind dort Ernst und
Heinrich mit ihrem Mundart-Mu-
sikkabarett zu Gast: „Nex verkom-
mâ lassâ“ haben sich die schwäbi-
schen Urgesteine Ernst Mantel
und Heiner Reiff im Rückblick auf
die letzten zwanzig Jahre gedacht
und deshalb ihre Lieblingsgerichte
in bester schwäbischer Manier
nochmals aufgewärmt. Am Freitag,
15. Dezember, um 20 Uhr geht es a
cappella mit Pepper & Salt weiter:
In ihrem Programm „Wovon ich
singen und sagen will“ präsentie-
ren sie Geschichten rund ums Fest
– mal spannend, mal heimelig, mal
berührend. Dazu gibts instrumen-
tal-wirkende Vokalmusik, weih-
nachtliche Choräle, dichte A-cap-
pella-Arrangements und swingen-
deAmericanChristmas Songs. Der
Eintritt kostet jeweils 24Euro.

Kabarett und
Musik imWaldhorn

Adventskalender 2023
LIONS-Club Rottenburg

Folgende Nummern haben gewonnen:
Donnerstag, 14. Dezember

1: 1098, 2: 1309, 3: 128, 4: 1257, 5: 1607

Die Gewinne können bis 15. Januar 2024
gegen Vorlage des Original-Advents-
kalenders bei Norz Optik am Dom,

Königstr. 17, in Rottenburg
abgeholt werden.

ANZEIGE

Auch die interkommunale und überregionale Zusammen-
arbeit konnte in der dritten Amtszeit ausgebaut werden. 
So ist der Integrationsrat Mitglied im Landesverband der 
kommunalen Migrantenvertretungen Baden-Württemberg 
(LAKA) und inzwischen mit Deniz Tekin sogar in dessen Vor-
stand vertreten.

Deniz Tekin ist aus dem LAKA außerdem in den Bundes-
zuwanderungs- und Integrationsrat (BZI) entsandt. Der 
Integrationsrat Tübingen steht in stetem Austausch mit 
dem Rottenburger Integrationsbeirat und dem Reutlin-
ger Integrationsrat. Hierfür wurden Tübinger Integrati-
onsrät_innen in jeweils eine Sitzung des Rottenburger 
Integrationsbeirats und des Reutlinger Integrationsrats 
eingeladen und berichteten von ihrer Arbeit. 

Im März 2023 nahmen außerdem Vertreter_innen aus 
Rottenburg und Reutlingen an einer Sitzung in Tübingen 
teil, um sich auszutauschen. Im Rahmen der Interkultu-

rellen Woche 2023 führten die Integrations(bei)räte von 
Tübingen und Rottenburg eine gemeinsame Veranstal-
tung durch. 

Darüber hinaus bietet der Integrationsrat regelmäßig 
im Rahmen der Interkulturellen Woche und der Wochen 
gegen Rassismus eigene Veranstaltungen an, um das 
öffentliche Bewusstsein für integrationspolitische Fragen 
zu sensibilisieren und auf das Thema Antidiskriminierung 
aufmerksam zu machen. So lud er beispielsweise im März 
2022 Hasnain Kazim zu einer Lesung mit anschließendem 
Gespräch nach Tübingen ein.

Vollbesetzt war auch der Club Voltaire, in den der Integrati-
onsrat 2023 die Macher der Songs of Gastarbeiter zu einer 
musikalischen Lesung geladen hatte. 
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elchem Lager in der
CDU Oberbürger-
meister Stephan Ne-
her sich zurechnet,

daraus machte er am Dienstag-
abend keinen Hehl. Der aktuelle
Kurs der Parteispitze, nicht zuletzt
des „67-jährigen“ Friedrich Merz,
„ist so was von vorgestern“,
schimpfte Neher. „Wenn wir Mig-
ration zurückdrängen, wäre bald
jede zweite Grundschule zu! Die
Hospitalstiftung könnte nur noch
ein Haus betreiben statt vier!“ Im-
mer mehr Gastro-Betriebe müss-
ten schließen, weil sie keine Leute
finden. Kurz: Deutschland brauche
Arbeitskräfte aus dem Ausland.
Und generell Migration: Die Ge-
burtenrate sei nur deshalb hoch,
weil 2015 Menschen ins Land ka-
men, die nun relativ viele Kinder
bekämen. Alt werden sei ja schön.
„Aber nicht viele werden sagen: Es
war immer mein Traum, tot umzu-
fallen am Band bei Daimler.“ Da
hatte der OB die Lacher der 18 Gäs-
te in der Wirtschaft „Zur Ein-
tracht“ auf seiner Seite. Dort stellte
er sich auf Einladung des CDU-
Stadtverbands Rottenburg den Fra-
gen von Bürgern und Parteifreun-
den – denn imMärzwill er wieder-
gewähltwerden.

So klar positionierte Neher sich
in der innerparteilichen Auseinan-
dersetzung, nachdem Peter Juli die
Migrationspolitik kritisiert hatte.

W
„Wenn 90 Prozent hier sind, die
nicht hier sein sollten“, behauptete
er, „da muss man zurückweisen“.
Gelinge es nicht, das „Migrations-
problem“ zu lösen, freuten sich die
Rechten bald über absolute Mehr-
heiten. Dass Rottenburg sich als
„Sicherer Hafen“ für Geflüchtete
präsentiere, spiele der AFD in die
Hände, warf Juli Neher vor. Der be-
tonte, er sehe das völlig anders.

Wobei, so weit weg vom Kurs
der CDU ist Neher dann doch
nicht: Chipkarten für Geflüchtete
seien nötig, um den „Geldtransfer
in die Heimatländer“ zu unterbin-
den. Es gelte, Arbeits- und Asylmi-
gration voneinander zu trennen.
Menschen ohne wirtschaftliche
Perspektive solle die Politik signa-
lisieren: Lern Deutsch und komm
mit dem Flieger statt übers Mittel-
meer. Als „eine Art Kolonialismus“
kritisierte es Christl Glauder, ar-
men Ländern ihre Fachkräfte abzu-
werben. Neher konterte: Die Ju-
gendarbeitslosigkeit sei dort hoch,
weil der Arbeitsmarkt all die jun-
gen Leute nicht aufnehmen könne.
„Wer eine gewisse Zeit hier ist, soll

der Gesellschaft einen Beitrag ge-
ben“, verlangteNehermit Blick auf
nach Deutschland geflohene Ukra-
iner. Deren Beschäftigungsrate ist
in Deutschland deutlich niedriger
als in anderen europäischen Län-
dern.Manche hörtenwieder auf zu
arbeiten,weil derUnterschied zum
Bürgergeld zu gering sei, so der
OB. „Deshalb müssen wir das Bür-
gergeld stoppen!“, warf CDU-Ge-
meinderätin Gabriele Hagner ein.
Indes haben Untersuchungen ge-
zeigt, dass Vollzeitbeschäftigte
praktisch immer mindestens 400
Euromehr imMonat in der Tasche
haben als Bürgergeld-Bezieher.

„Dieser Tage werde ich oft ge-
fragt, auch in Interviews: Wieso
läuft in Rottenburg so vieles besser
als in anderen Kommunen“, hatte
Neher zuBeginn derVeranstaltung
gesagt. Statt zu jammern, auch we-
gen kaum zu beeinflussender Kri-
sen in der Welt, gelte es anzupa-
cken. Sein Motto: „Erkennen, ent-
scheiden, machen“. Er stellte sich
ein sehr gutes Zeugnis aus: schnell
reagiert, alsGeflüchtete kamen, die
Kinderbetreuung massiv ausge-
baut, mit derWBRdenWohnungs-
bau gestärkt, drei Beiräte geschaf-
fen, die Stadtwerke in öffentlicher
Hand behalten, die Marke „Bi-
schofsstadt als Touristenzusatzma-
gnet“ aktiviert. Zentrale Zukunfts-
aufgabe laut Neher: die Schulen fit
machen für Ganztagsbetreuung,

die hilft, „Benachteiligung aufzu-
brechen“. Mit rund 22,5 Millionen
Euro werde die Josef-Eberle-Schu-
le „die wahrscheinlich größte Bau-
stelle Rottenburgs seit jeher“. Für
den Neubau des Eugen-Bolz-Gym-
nasiums nannte er einen Korridor
von „50 bis 70 Millionen“. Aber:
„Wir machen keine neuen Schul-
den.“ Zumindest imnächsten Jahr.

„Danke, dass du dich als OB zur
Wahl stellst“, sagte Arndt Heupel,
kritisierte aber: „Rottenburg blutet
Einzelhandels-technisch aus!“ Ne-
her sagte, der Onlinehandel mache
es dem Einzelhandel schwer, erst
recht seit Corona. „Erlebnis-Ein-
kaufen“ gelte es zu stärken: mit Be-
ratung, toller Außengastronomie.
Rottenburg habe bei Mode-Ketten
einen schweren Stand, weil die La-
denflächen in den Altstadthäusern
oft zu klein seien für Filialisten. Zu-
dem seien auch viele Rottenburger
aus Teilorten nicht nach der Kern-
stadt orientiert, sondern nach Na-
gold,HechingenoderTübingen.

Bei Energie setzt der OB auf
Technologieoffenheit: Für Neubau-
gebiete eigne sich Kalte Nahwär-
me, sonst biete sich auch Fernwär-
me an. „Nur auf die Wärmepumpe
zu setzen ist der falsche Weg“, be-
tonte er. Künftig könnte auchWas-
serstoff eine Option sein. Die Gas-
Rohre aus der Erde zu holen, wäre
keine gute Idee: „Unser komplettes
Gasnetz istWasserstoff-fähig.“

Ein bisschen derAnti-Merz
Wahlkampf Von lokalen Themen bis zu den großen Krisen: Oberbürgermeister Stephan
Neher stellte sich den Fragen von Parteifreunden und Bürgern. Von Philipp Koebnik

Wahlkampfauftakt: Vor dem CDU-Stadtverband Rottenburg und weiteren Gästen in der „Eintracht“ stellte Oberbürgermeister Stephan Neher
(rechts) seine Schwerpunktthemen vor und stellte sich den Fragen der Besucherinnen und Besucher. Bild: Ulmer

Unser komplettes
Gasnetz ist

Wasserstoff-fähig.
Stephan Neher, Oberbürgermeister

Rottenburg. In ein paar Monaten
sind in Baden-Württemberg Kom-
munalwahlen. Doch nicht alle Ein-
wohner dürfen teilnehmen, son-
dern nur die, die einen deutschen
oder EU-Pass besitzen. Das will
die Initiative „Unsere Städte – Un-
sere Stimmen“ ändern.

Der Gemeinderat sprach sich
im Oktober mehrheitlich dafür
aus, die Initiative zu unterstüt-
zen. Zuvor hatte sich der Integra-
tionsbeirat dafür stark gemacht.
Am Dienstagabend unterschrieb
nun Oberbürgermeister Stephan
Neher im Rathaus die entspre-
chende Erklärung. Er setze damit
ein Zeichen, so Neher. Damit tat-
sächlich alle wählen dürfen,
bräuchte es eine Gesetzesände-
rung von „weiter oben“.

Neher betonte, dass lokale
Mitentscheidung besonders
wichtig sei, denn vor Ort gehe es
um konkrete Themen wie den
Sporthallenbau, Straßen und
Schulen, die „deutlich spürba-
rer“ seien. Deshalb ermuntert
Neher die Zugezogenen: „Bitte
nicht warten aufs Kreuzle, son-
dern engagiert euch.“ Die exak-
ten Kriterien eines solchen kom-
munalen Wahlrechts für alle ste-
hen indes noch nicht fest.

Rottenburg ist die siebte Stadt
in Deutschland, die sich der Ini-
tiative angeschlossen hat. Deniz
Tekin, Sprecher des Tübinger In-
tegrationsbeirats, lobte: „Wie
immer ist Rottenburg vorne mit
dabei.“ Tübingen hat bisher
nicht unterschrieben. els

Ein kommunales
Wahlrecht für alle
Integration Rottenburg macht sich dafür
stark, dass auch Bürger ohne EU-Pass an
kommunalenWahlen teilnehmen dürfen.

Oberbürgermeister StephanNeher unterzeichnet die Erklärung der Initiative „Unsere Städte –Unsere Stim-
men“ undAnaMejíasMartínez vom Integrationsbeirat Tübingen schaut zu. Foto: Ronja Engels

Vor kurzem fand am Eugen-Bolz-
Gymnasium ein „politisches
Speed-Dating“ statt. Hier hatten
Schüler, die im nächsten Jahr bei
der Kommunalwahl erstmalig
wählen dürfen, die Gelegenheit,
die aktuell im Gemeinderat ver-
tretenen Parteien sozusagen haut-
nah zu erleben und auch hinsicht-
lich der politischen Ziele und Pro-
gramme zu befragen.

Gleichzeitig eröffnete es uns als
Gemeinderäten auch dieMöglich-
keit, aus erster Hand zu erfahren,
welche Erwartungen junge Leute
in die Kommunalpolitik setzen.

Obwohl ich zunächst verwun-
dert war, dass nahezu ausnahms-
los umwelt- und klimarelevante
Themen angesprochen wurden,
so wurde mir doch deutlich, wie
wichtig es ist, gerade deshalb mit
dieser Generation ins Gespräch
zu kommen.

Es ist uns Freien Bürgern ein
Anliegen zu vermitteln, dass
Kommunalpolitik oft viele Felder,
meist auch abseits der großen
Themen in der Bundes- oder Lan-
despolitik, bespielt.

Da aufgrund der drängenden
Zeit in dem angesetzten Format
manche Themen ausgespart wer-
den mussten, hier noch einmal er-
gänzend die großen Bereiche für
die die freien Bürger stehen: Wir
setzen uns neben den bereits ge-
nannten Umweltthemen haupt-
sächlich im Bereich der Bildungs-
politik, insbesondere dem Aus-
bau/der Modernisierung der Bil-
dungsinfrastruktur, dem Erhalt
der regionalen Landwirtschaft,
möglichst geringem Flächenver-
brauch und dem Erhalt einer soli-
den Finanzpolitik ein.

Zum Schluss noch ein Appell
an die oben angesprochene Grup-
pe der jungen Neuwähler im Be-
sonderen und im Allgemeinen an
alle Wahlberechtigten: Bilden Sie
sich Ihre Meinung aus mehreren
Quellen und machen Sie von Ih-
rem Wahlrecht Gebrauch, denn
nur so wird Demokratie auch in
unserer verhältnismäßig kleinen
Kommune aktiv gelebt und ge-
stärkt. Privatbild

Appell an
Neuwähler

Hier schreiben die Fraktionen des
Rottenburger Gemeinderats und die
Stadtverwaltung imwöchentlichenWech-
sel.

Rathausrunde

Thomas
Müller
Freie Bürger

Rottenburg. Zu einem vorweih-
nachtlichen Spaziergang durch
die Rottenburger Gassen am
Sonntag, 17. Dezember, 17 Uhr, la-
den Annerose Herrmann und
Ernst Heimes ein. Treffpunkt ist
auf dem Marktplatz vor der WTG
Tourist Information. Begleitet von
Fackelträgern führen Annerose
Herrmann und Ernst Heimes
abends durch das adventliche Rot-
tenburg. Dabei wird Musik ge-
spielt, gesungen oder es werden
Gedichte vorgelesen. In einer gu-
ten Stunde geht es vom Markt-
brunnen durch die Gassen und
über die Plätze bis zum Haus am
Nepomuk. Dort erwartet die Gäs-
te zusätzlich ein abwechslungsrei-
ches, weihnachtliches Programm.
Es gibt Punsch, außerdem tritt der
Horber Posaunenchor auf und er-
füllt Liederwünsche.

Zwischendurch erzählen Hei-
mes und Herrmann die eine oder
andere Anekdote. Der Ticketpreis
pro Person beträgt 10 Euro. Karten
gibt es im Vorverkauf bei der
WTG Tourist-Information am
Marktplatz und beim WTG Info-
punkt am Bahnhof in Rottenburg,
zudem online bei www.reser-
vix.de und bei allen Reservix-Vor-
verkaufsstellen. Eventuell gibt es
Restkarten vor Ort bei den Stadt-
führern. Informationen unter Te-
lefon 07472/916236.

Vorweihnachtlicher
Stadtspaziergang

Unsere Lokalredaktion erreichen
Sie unter Telefon 07472/ 160-6 16
oder per Mail: ro@tagblatt.de, die
Rottenburger Geschäftsstelle hat
die Rufnummer 07472/ 160 -6 0.

RedaktionRottenburg

Rottenburg. Eine Autofahrerin ist
am Mittwochvormittag mit ihrem
Wagen in Rottenburg von der
Straße abgekommen und gegen
einen Laternenmast gefahren Wie
die Polizei mitteilt, war die 56-Jäh-
rige mit einem Audi gegen 9.35
Uhr auf der Weggentalstraße in
Richtung Eugen-Bolz-Platz unter-
wegs. Dabei kam sie zu weit nach
rechts und kollidierte mit dem
Mast einer Straßenlaterne. Der
Rettungsdienst brachte die Frau
vorsorglich ins Krankenhaus. Der
Audi, an dem sich der Blechscha-
den auf zirka 5000 Euro belaufen
dürfte, wurde abgeschleppt.

Mit Laterne
kollidiert

Rottenburg.Schwäbisch-lustig und
weihnachtlich-heimelig geht es auf
der Bühne im Waldhorn zu. Am
heutigen Donnerstag, 14. Dezem-
ber, um 20 Uhr sind dort Ernst und
Heinrich mit ihrem Mundart-Mu-
sikkabarett zu Gast: „Nex verkom-
mâ lassâ“ haben sich die schwäbi-
schen Urgesteine Ernst Mantel
und Heiner Reiff im Rückblick auf
die letzten zwanzig Jahre gedacht
und deshalb ihre Lieblingsgerichte
in bester schwäbischer Manier
nochmals aufgewärmt. Am Freitag,
15. Dezember, um 20 Uhr geht es a
cappella mit Pepper & Salt weiter:
In ihrem Programm „Wovon ich
singen und sagen will“ präsentie-
ren sie Geschichten rund ums Fest
– mal spannend, mal heimelig, mal
berührend. Dazu gibts instrumen-
tal-wirkende Vokalmusik, weih-
nachtliche Choräle, dichte A-cap-
pella-Arrangements und swingen-
deAmericanChristmas Songs. Der
Eintritt kostet jeweils 24Euro.

Kabarett und
Musik imWaldhorn

Adventskalender 2023
LIONS-Club Rottenburg

Folgende Nummern haben gewonnen:
Donnerstag, 14. Dezember

1: 1098, 2: 1309, 3: 128, 4: 1257, 5: 1607

Die Gewinne können bis 15. Januar 2024
gegen Vorlage des Original-Advents-
kalenders bei Norz Optik am Dom,

Königstr. 17, in Rottenburg
abgeholt werden.

ANZEIGE

Dritte Amtszeit des Integrationsrats
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elchem Lager in der
CDU Oberbürger-
meister Stephan Ne-
her sich zurechnet,

daraus machte er am Dienstag-
abend keinen Hehl. Der aktuelle
Kurs der Parteispitze, nicht zuletzt
des „67-jährigen“ Friedrich Merz,
„ist so was von vorgestern“,
schimpfte Neher. „Wenn wir Mig-
ration zurückdrängen, wäre bald
jede zweite Grundschule zu! Die
Hospitalstiftung könnte nur noch
ein Haus betreiben statt vier!“ Im-
mer mehr Gastro-Betriebe müss-
ten schließen, weil sie keine Leute
finden. Kurz: Deutschland brauche
Arbeitskräfte aus dem Ausland.
Und generell Migration: Die Ge-
burtenrate sei nur deshalb hoch,
weil 2015 Menschen ins Land ka-
men, die nun relativ viele Kinder
bekämen. Alt werden sei ja schön.
„Aber nicht viele werden sagen: Es
war immer mein Traum, tot umzu-
fallen am Band bei Daimler.“ Da
hatte der OB die Lacher der 18 Gäs-
te in der Wirtschaft „Zur Ein-
tracht“ auf seiner Seite. Dort stellte
er sich auf Einladung des CDU-
Stadtverbands Rottenburg den Fra-
gen von Bürgern und Parteifreun-
den – denn imMärzwill er wieder-
gewähltwerden.

So klar positionierte Neher sich
in der innerparteilichen Auseinan-
dersetzung, nachdem Peter Juli die
Migrationspolitik kritisiert hatte.

W
„Wenn 90 Prozent hier sind, die
nicht hier sein sollten“, behauptete
er, „da muss man zurückweisen“.
Gelinge es nicht, das „Migrations-
problem“ zu lösen, freuten sich die
Rechten bald über absolute Mehr-
heiten. Dass Rottenburg sich als
„Sicherer Hafen“ für Geflüchtete
präsentiere, spiele der AFD in die
Hände, warf Juli Neher vor. Der be-
tonte, er sehe das völlig anders.

Wobei, so weit weg vom Kurs
der CDU ist Neher dann doch
nicht: Chipkarten für Geflüchtete
seien nötig, um den „Geldtransfer
in die Heimatländer“ zu unterbin-
den. Es gelte, Arbeits- und Asylmi-
gration voneinander zu trennen.
Menschen ohne wirtschaftliche
Perspektive solle die Politik signa-
lisieren: Lern Deutsch und komm
mit dem Flieger statt übers Mittel-
meer. Als „eine Art Kolonialismus“
kritisierte es Christl Glauder, ar-
men Ländern ihre Fachkräfte abzu-
werben. Neher konterte: Die Ju-
gendarbeitslosigkeit sei dort hoch,
weil der Arbeitsmarkt all die jun-
gen Leute nicht aufnehmen könne.
„Wer eine gewisse Zeit hier ist, soll

der Gesellschaft einen Beitrag ge-
ben“, verlangteNehermit Blick auf
nach Deutschland geflohene Ukra-
iner. Deren Beschäftigungsrate ist
in Deutschland deutlich niedriger
als in anderen europäischen Län-
dern.Manche hörtenwieder auf zu
arbeiten,weil derUnterschied zum
Bürgergeld zu gering sei, so der
OB. „Deshalb müssen wir das Bür-
gergeld stoppen!“, warf CDU-Ge-
meinderätin Gabriele Hagner ein.
Indes haben Untersuchungen ge-
zeigt, dass Vollzeitbeschäftigte
praktisch immer mindestens 400
Euromehr imMonat in der Tasche
haben als Bürgergeld-Bezieher.

„Dieser Tage werde ich oft ge-
fragt, auch in Interviews: Wieso
läuft in Rottenburg so vieles besser
als in anderen Kommunen“, hatte
Neher zuBeginn derVeranstaltung
gesagt. Statt zu jammern, auch we-
gen kaum zu beeinflussender Kri-
sen in der Welt, gelte es anzupa-
cken. Sein Motto: „Erkennen, ent-
scheiden, machen“. Er stellte sich
ein sehr gutes Zeugnis aus: schnell
reagiert, alsGeflüchtete kamen, die
Kinderbetreuung massiv ausge-
baut, mit derWBRdenWohnungs-
bau gestärkt, drei Beiräte geschaf-
fen, die Stadtwerke in öffentlicher
Hand behalten, die Marke „Bi-
schofsstadt als Touristenzusatzma-
gnet“ aktiviert. Zentrale Zukunfts-
aufgabe laut Neher: die Schulen fit
machen für Ganztagsbetreuung,

die hilft, „Benachteiligung aufzu-
brechen“. Mit rund 22,5 Millionen
Euro werde die Josef-Eberle-Schu-
le „die wahrscheinlich größte Bau-
stelle Rottenburgs seit jeher“. Für
den Neubau des Eugen-Bolz-Gym-
nasiums nannte er einen Korridor
von „50 bis 70 Millionen“. Aber:
„Wir machen keine neuen Schul-
den.“ Zumindest imnächsten Jahr.

„Danke, dass du dich als OB zur
Wahl stellst“, sagte Arndt Heupel,
kritisierte aber: „Rottenburg blutet
Einzelhandels-technisch aus!“ Ne-
her sagte, der Onlinehandel mache
es dem Einzelhandel schwer, erst
recht seit Corona. „Erlebnis-Ein-
kaufen“ gelte es zu stärken: mit Be-
ratung, toller Außengastronomie.
Rottenburg habe bei Mode-Ketten
einen schweren Stand, weil die La-
denflächen in den Altstadthäusern
oft zu klein seien für Filialisten. Zu-
dem seien auch viele Rottenburger
aus Teilorten nicht nach der Kern-
stadt orientiert, sondern nach Na-
gold,HechingenoderTübingen.

Bei Energie setzt der OB auf
Technologieoffenheit: Für Neubau-
gebiete eigne sich Kalte Nahwär-
me, sonst biete sich auch Fernwär-
me an. „Nur auf die Wärmepumpe
zu setzen ist der falsche Weg“, be-
tonte er. Künftig könnte auchWas-
serstoff eine Option sein. Die Gas-
Rohre aus der Erde zu holen, wäre
keine gute Idee: „Unser komplettes
Gasnetz istWasserstoff-fähig.“

Ein bisschen derAnti-Merz
Wahlkampf Von lokalen Themen bis zu den großen Krisen: Oberbürgermeister Stephan
Neher stellte sich den Fragen von Parteifreunden und Bürgern. Von Philipp Koebnik

Wahlkampfauftakt: Vor dem CDU-Stadtverband Rottenburg und weiteren Gästen in der „Eintracht“ stellte Oberbürgermeister Stephan Neher
(rechts) seine Schwerpunktthemen vor und stellte sich den Fragen der Besucherinnen und Besucher. Bild: Ulmer

Unser komplettes
Gasnetz ist

Wasserstoff-fähig.
Stephan Neher, Oberbürgermeister

Rottenburg. In ein paar Monaten
sind in Baden-Württemberg Kom-
munalwahlen. Doch nicht alle Ein-
wohner dürfen teilnehmen, son-
dern nur die, die einen deutschen
oder EU-Pass besitzen. Das will
die Initiative „Unsere Städte – Un-
sere Stimmen“ ändern.

Der Gemeinderat sprach sich
im Oktober mehrheitlich dafür
aus, die Initiative zu unterstüt-
zen. Zuvor hatte sich der Integra-
tionsbeirat dafür stark gemacht.
Am Dienstagabend unterschrieb
nun Oberbürgermeister Stephan
Neher im Rathaus die entspre-
chende Erklärung. Er setze damit
ein Zeichen, so Neher. Damit tat-
sächlich alle wählen dürfen,
bräuchte es eine Gesetzesände-
rung von „weiter oben“.

Neher betonte, dass lokale
Mitentscheidung besonders
wichtig sei, denn vor Ort gehe es
um konkrete Themen wie den
Sporthallenbau, Straßen und
Schulen, die „deutlich spürba-
rer“ seien. Deshalb ermuntert
Neher die Zugezogenen: „Bitte
nicht warten aufs Kreuzle, son-
dern engagiert euch.“ Die exak-
ten Kriterien eines solchen kom-
munalen Wahlrechts für alle ste-
hen indes noch nicht fest.

Rottenburg ist die siebte Stadt
in Deutschland, die sich der Ini-
tiative angeschlossen hat. Deniz
Tekin, Sprecher des Tübinger In-
tegrationsbeirats, lobte: „Wie
immer ist Rottenburg vorne mit
dabei.“ Tübingen hat bisher
nicht unterschrieben. els

Ein kommunales
Wahlrecht für alle
Integration Rottenburg macht sich dafür
stark, dass auch Bürger ohne EU-Pass an
kommunalenWahlen teilnehmen dürfen.

Oberbürgermeister StephanNeher unterzeichnet die Erklärung der Initiative „Unsere Städte –Unsere Stim-
men“ undAnaMejíasMartínez vom Integrationsbeirat Tübingen schaut zu. Foto: Ronja Engels

Vor kurzem fand am Eugen-Bolz-
Gymnasium ein „politisches
Speed-Dating“ statt. Hier hatten
Schüler, die im nächsten Jahr bei
der Kommunalwahl erstmalig
wählen dürfen, die Gelegenheit,
die aktuell im Gemeinderat ver-
tretenen Parteien sozusagen haut-
nah zu erleben und auch hinsicht-
lich der politischen Ziele und Pro-
gramme zu befragen.

Gleichzeitig eröffnete es uns als
Gemeinderäten auch dieMöglich-
keit, aus erster Hand zu erfahren,
welche Erwartungen junge Leute
in die Kommunalpolitik setzen.

Obwohl ich zunächst verwun-
dert war, dass nahezu ausnahms-
los umwelt- und klimarelevante
Themen angesprochen wurden,
so wurde mir doch deutlich, wie
wichtig es ist, gerade deshalb mit
dieser Generation ins Gespräch
zu kommen.

Es ist uns Freien Bürgern ein
Anliegen zu vermitteln, dass
Kommunalpolitik oft viele Felder,
meist auch abseits der großen
Themen in der Bundes- oder Lan-
despolitik, bespielt.

Da aufgrund der drängenden
Zeit in dem angesetzten Format
manche Themen ausgespart wer-
den mussten, hier noch einmal er-
gänzend die großen Bereiche für
die die freien Bürger stehen: Wir
setzen uns neben den bereits ge-
nannten Umweltthemen haupt-
sächlich im Bereich der Bildungs-
politik, insbesondere dem Aus-
bau/der Modernisierung der Bil-
dungsinfrastruktur, dem Erhalt
der regionalen Landwirtschaft,
möglichst geringem Flächenver-
brauch und dem Erhalt einer soli-
den Finanzpolitik ein.

Zum Schluss noch ein Appell
an die oben angesprochene Grup-
pe der jungen Neuwähler im Be-
sonderen und im Allgemeinen an
alle Wahlberechtigten: Bilden Sie
sich Ihre Meinung aus mehreren
Quellen und machen Sie von Ih-
rem Wahlrecht Gebrauch, denn
nur so wird Demokratie auch in
unserer verhältnismäßig kleinen
Kommune aktiv gelebt und ge-
stärkt. Privatbild

Appell an
Neuwähler

Hier schreiben die Fraktionen des
Rottenburger Gemeinderats und die
Stadtverwaltung imwöchentlichenWech-
sel.

Rathausrunde

Thomas
Müller
Freie Bürger

Rottenburg. Zu einem vorweih-
nachtlichen Spaziergang durch
die Rottenburger Gassen am
Sonntag, 17. Dezember, 17 Uhr, la-
den Annerose Herrmann und
Ernst Heimes ein. Treffpunkt ist
auf dem Marktplatz vor der WTG
Tourist Information. Begleitet von
Fackelträgern führen Annerose
Herrmann und Ernst Heimes
abends durch das adventliche Rot-
tenburg. Dabei wird Musik ge-
spielt, gesungen oder es werden
Gedichte vorgelesen. In einer gu-
ten Stunde geht es vom Markt-
brunnen durch die Gassen und
über die Plätze bis zum Haus am
Nepomuk. Dort erwartet die Gäs-
te zusätzlich ein abwechslungsrei-
ches, weihnachtliches Programm.
Es gibt Punsch, außerdem tritt der
Horber Posaunenchor auf und er-
füllt Liederwünsche.

Zwischendurch erzählen Hei-
mes und Herrmann die eine oder
andere Anekdote. Der Ticketpreis
pro Person beträgt 10 Euro. Karten
gibt es im Vorverkauf bei der
WTG Tourist-Information am
Marktplatz und beim WTG Info-
punkt am Bahnhof in Rottenburg,
zudem online bei www.reser-
vix.de und bei allen Reservix-Vor-
verkaufsstellen. Eventuell gibt es
Restkarten vor Ort bei den Stadt-
führern. Informationen unter Te-
lefon 07472/916236.

Vorweihnachtlicher
Stadtspaziergang

Unsere Lokalredaktion erreichen
Sie unter Telefon 07472/ 160-6 16
oder per Mail: ro@tagblatt.de, die
Rottenburger Geschäftsstelle hat
die Rufnummer 07472/ 160 -6 0.

RedaktionRottenburg

Rottenburg. Eine Autofahrerin ist
am Mittwochvormittag mit ihrem
Wagen in Rottenburg von der
Straße abgekommen und gegen
einen Laternenmast gefahren Wie
die Polizei mitteilt, war die 56-Jäh-
rige mit einem Audi gegen 9.35
Uhr auf der Weggentalstraße in
Richtung Eugen-Bolz-Platz unter-
wegs. Dabei kam sie zu weit nach
rechts und kollidierte mit dem
Mast einer Straßenlaterne. Der
Rettungsdienst brachte die Frau
vorsorglich ins Krankenhaus. Der
Audi, an dem sich der Blechscha-
den auf zirka 5000 Euro belaufen
dürfte, wurde abgeschleppt.

Mit Laterne
kollidiert

Rottenburg.Schwäbisch-lustig und
weihnachtlich-heimelig geht es auf
der Bühne im Waldhorn zu. Am
heutigen Donnerstag, 14. Dezem-
ber, um 20 Uhr sind dort Ernst und
Heinrich mit ihrem Mundart-Mu-
sikkabarett zu Gast: „Nex verkom-
mâ lassâ“ haben sich die schwäbi-
schen Urgesteine Ernst Mantel
und Heiner Reiff im Rückblick auf
die letzten zwanzig Jahre gedacht
und deshalb ihre Lieblingsgerichte
in bester schwäbischer Manier
nochmals aufgewärmt. Am Freitag,
15. Dezember, um 20 Uhr geht es a
cappella mit Pepper & Salt weiter:
In ihrem Programm „Wovon ich
singen und sagen will“ präsentie-
ren sie Geschichten rund ums Fest
– mal spannend, mal heimelig, mal
berührend. Dazu gibts instrumen-
tal-wirkende Vokalmusik, weih-
nachtliche Choräle, dichte A-cap-
pella-Arrangements und swingen-
deAmericanChristmas Songs. Der
Eintritt kostet jeweils 24Euro.

Kabarett und
Musik imWaldhorn

Adventskalender 2023
LIONS-Club Rottenburg

Folgende Nummern haben gewonnen:
Donnerstag, 14. Dezember

1: 1098, 2: 1309, 3: 128, 4: 1257, 5: 1607

Die Gewinne können bis 15. Januar 2024
gegen Vorlage des Original-Advents-
kalenders bei Norz Optik am Dom,

Königstr. 17, in Rottenburg
abgeholt werden.

ANZEIGE

ROTTENBURGER POST Donnerstag, 14. Dezember 2023

elchem Lager in der
CDU Oberbürger-
meister Stephan Ne-
her sich zurechnet,

daraus machte er am Dienstag-
abend keinen Hehl. Der aktuelle
Kurs der Parteispitze, nicht zuletzt
des „67-jährigen“ Friedrich Merz,
„ist so was von vorgestern“,
schimpfte Neher. „Wenn wir Mig-
ration zurückdrängen, wäre bald
jede zweite Grundschule zu! Die
Hospitalstiftung könnte nur noch
ein Haus betreiben statt vier!“ Im-
mer mehr Gastro-Betriebe müss-
ten schließen, weil sie keine Leute
finden. Kurz: Deutschland brauche
Arbeitskräfte aus dem Ausland.
Und generell Migration: Die Ge-
burtenrate sei nur deshalb hoch,
weil 2015 Menschen ins Land ka-
men, die nun relativ viele Kinder
bekämen. Alt werden sei ja schön.
„Aber nicht viele werden sagen: Es
war immer mein Traum, tot umzu-
fallen am Band bei Daimler.“ Da
hatte der OB die Lacher der 18 Gäs-
te in der Wirtschaft „Zur Ein-
tracht“ auf seiner Seite. Dort stellte
er sich auf Einladung des CDU-
Stadtverbands Rottenburg den Fra-
gen von Bürgern und Parteifreun-
den – denn imMärzwill er wieder-
gewähltwerden.

So klar positionierte Neher sich
in der innerparteilichen Auseinan-
dersetzung, nachdem Peter Juli die
Migrationspolitik kritisiert hatte.

W
„Wenn 90 Prozent hier sind, die
nicht hier sein sollten“, behauptete
er, „da muss man zurückweisen“.
Gelinge es nicht, das „Migrations-
problem“ zu lösen, freuten sich die
Rechten bald über absolute Mehr-
heiten. Dass Rottenburg sich als
„Sicherer Hafen“ für Geflüchtete
präsentiere, spiele der AFD in die
Hände, warf Juli Neher vor. Der be-
tonte, er sehe das völlig anders.

Wobei, so weit weg vom Kurs
der CDU ist Neher dann doch
nicht: Chipkarten für Geflüchtete
seien nötig, um den „Geldtransfer
in die Heimatländer“ zu unterbin-
den. Es gelte, Arbeits- und Asylmi-
gration voneinander zu trennen.
Menschen ohne wirtschaftliche
Perspektive solle die Politik signa-
lisieren: Lern Deutsch und komm
mit dem Flieger statt übers Mittel-
meer. Als „eine Art Kolonialismus“
kritisierte es Christl Glauder, ar-
men Ländern ihre Fachkräfte abzu-
werben. Neher konterte: Die Ju-
gendarbeitslosigkeit sei dort hoch,
weil der Arbeitsmarkt all die jun-
gen Leute nicht aufnehmen könne.
„Wer eine gewisse Zeit hier ist, soll

der Gesellschaft einen Beitrag ge-
ben“, verlangteNehermit Blick auf
nach Deutschland geflohene Ukra-
iner. Deren Beschäftigungsrate ist
in Deutschland deutlich niedriger
als in anderen europäischen Län-
dern.Manche hörtenwieder auf zu
arbeiten,weil derUnterschied zum
Bürgergeld zu gering sei, so der
OB. „Deshalb müssen wir das Bür-
gergeld stoppen!“, warf CDU-Ge-
meinderätin Gabriele Hagner ein.
Indes haben Untersuchungen ge-
zeigt, dass Vollzeitbeschäftigte
praktisch immer mindestens 400
Euromehr imMonat in der Tasche
haben als Bürgergeld-Bezieher.

„Dieser Tage werde ich oft ge-
fragt, auch in Interviews: Wieso
läuft in Rottenburg so vieles besser
als in anderen Kommunen“, hatte
Neher zuBeginn derVeranstaltung
gesagt. Statt zu jammern, auch we-
gen kaum zu beeinflussender Kri-
sen in der Welt, gelte es anzupa-
cken. Sein Motto: „Erkennen, ent-
scheiden, machen“. Er stellte sich
ein sehr gutes Zeugnis aus: schnell
reagiert, alsGeflüchtete kamen, die
Kinderbetreuung massiv ausge-
baut, mit derWBRdenWohnungs-
bau gestärkt, drei Beiräte geschaf-
fen, die Stadtwerke in öffentlicher
Hand behalten, die Marke „Bi-
schofsstadt als Touristenzusatzma-
gnet“ aktiviert. Zentrale Zukunfts-
aufgabe laut Neher: die Schulen fit
machen für Ganztagsbetreuung,

die hilft, „Benachteiligung aufzu-
brechen“. Mit rund 22,5 Millionen
Euro werde die Josef-Eberle-Schu-
le „die wahrscheinlich größte Bau-
stelle Rottenburgs seit jeher“. Für
den Neubau des Eugen-Bolz-Gym-
nasiums nannte er einen Korridor
von „50 bis 70 Millionen“. Aber:
„Wir machen keine neuen Schul-
den.“ Zumindest imnächsten Jahr.

„Danke, dass du dich als OB zur
Wahl stellst“, sagte Arndt Heupel,
kritisierte aber: „Rottenburg blutet
Einzelhandels-technisch aus!“ Ne-
her sagte, der Onlinehandel mache
es dem Einzelhandel schwer, erst
recht seit Corona. „Erlebnis-Ein-
kaufen“ gelte es zu stärken: mit Be-
ratung, toller Außengastronomie.
Rottenburg habe bei Mode-Ketten
einen schweren Stand, weil die La-
denflächen in den Altstadthäusern
oft zu klein seien für Filialisten. Zu-
dem seien auch viele Rottenburger
aus Teilorten nicht nach der Kern-
stadt orientiert, sondern nach Na-
gold,HechingenoderTübingen.

Bei Energie setzt der OB auf
Technologieoffenheit: Für Neubau-
gebiete eigne sich Kalte Nahwär-
me, sonst biete sich auch Fernwär-
me an. „Nur auf die Wärmepumpe
zu setzen ist der falsche Weg“, be-
tonte er. Künftig könnte auchWas-
serstoff eine Option sein. Die Gas-
Rohre aus der Erde zu holen, wäre
keine gute Idee: „Unser komplettes
Gasnetz istWasserstoff-fähig.“

Ein bisschen derAnti-Merz
Wahlkampf Von lokalen Themen bis zu den großen Krisen: Oberbürgermeister Stephan
Neher stellte sich den Fragen von Parteifreunden und Bürgern. Von Philipp Koebnik

Wahlkampfauftakt: Vor dem CDU-Stadtverband Rottenburg und weiteren Gästen in der „Eintracht“ stellte Oberbürgermeister Stephan Neher
(rechts) seine Schwerpunktthemen vor und stellte sich den Fragen der Besucherinnen und Besucher. Bild: Ulmer

Unser komplettes
Gasnetz ist

Wasserstoff-fähig.
Stephan Neher, Oberbürgermeister

Rottenburg. In ein paar Monaten
sind in Baden-Württemberg Kom-
munalwahlen. Doch nicht alle Ein-
wohner dürfen teilnehmen, son-
dern nur die, die einen deutschen
oder EU-Pass besitzen. Das will
die Initiative „Unsere Städte – Un-
sere Stimmen“ ändern.

Der Gemeinderat sprach sich
im Oktober mehrheitlich dafür
aus, die Initiative zu unterstüt-
zen. Zuvor hatte sich der Integra-
tionsbeirat dafür stark gemacht.
Am Dienstagabend unterschrieb
nun Oberbürgermeister Stephan
Neher im Rathaus die entspre-
chende Erklärung. Er setze damit
ein Zeichen, so Neher. Damit tat-
sächlich alle wählen dürfen,
bräuchte es eine Gesetzesände-
rung von „weiter oben“.

Neher betonte, dass lokale
Mitentscheidung besonders
wichtig sei, denn vor Ort gehe es
um konkrete Themen wie den
Sporthallenbau, Straßen und
Schulen, die „deutlich spürba-
rer“ seien. Deshalb ermuntert
Neher die Zugezogenen: „Bitte
nicht warten aufs Kreuzle, son-
dern engagiert euch.“ Die exak-
ten Kriterien eines solchen kom-
munalen Wahlrechts für alle ste-
hen indes noch nicht fest.

Rottenburg ist die siebte Stadt
in Deutschland, die sich der Ini-
tiative angeschlossen hat. Deniz
Tekin, Sprecher des Tübinger In-
tegrationsbeirats, lobte: „Wie
immer ist Rottenburg vorne mit
dabei.“ Tübingen hat bisher
nicht unterschrieben. els

Ein kommunales
Wahlrecht für alle
Integration Rottenburg macht sich dafür
stark, dass auch Bürger ohne EU-Pass an
kommunalenWahlen teilnehmen dürfen.

Oberbürgermeister StephanNeher unterzeichnet die Erklärung der Initiative „Unsere Städte –Unsere Stim-
men“ undAnaMejíasMartínez vom Integrationsbeirat Tübingen schaut zu. Foto: Ronja Engels

Vor kurzem fand am Eugen-Bolz-
Gymnasium ein „politisches
Speed-Dating“ statt. Hier hatten
Schüler, die im nächsten Jahr bei
der Kommunalwahl erstmalig
wählen dürfen, die Gelegenheit,
die aktuell im Gemeinderat ver-
tretenen Parteien sozusagen haut-
nah zu erleben und auch hinsicht-
lich der politischen Ziele und Pro-
gramme zu befragen.

Gleichzeitig eröffnete es uns als
Gemeinderäten auch dieMöglich-
keit, aus erster Hand zu erfahren,
welche Erwartungen junge Leute
in die Kommunalpolitik setzen.

Obwohl ich zunächst verwun-
dert war, dass nahezu ausnahms-
los umwelt- und klimarelevante
Themen angesprochen wurden,
so wurde mir doch deutlich, wie
wichtig es ist, gerade deshalb mit
dieser Generation ins Gespräch
zu kommen.

Es ist uns Freien Bürgern ein
Anliegen zu vermitteln, dass
Kommunalpolitik oft viele Felder,
meist auch abseits der großen
Themen in der Bundes- oder Lan-
despolitik, bespielt.

Da aufgrund der drängenden
Zeit in dem angesetzten Format
manche Themen ausgespart wer-
den mussten, hier noch einmal er-
gänzend die großen Bereiche für
die die freien Bürger stehen: Wir
setzen uns neben den bereits ge-
nannten Umweltthemen haupt-
sächlich im Bereich der Bildungs-
politik, insbesondere dem Aus-
bau/der Modernisierung der Bil-
dungsinfrastruktur, dem Erhalt
der regionalen Landwirtschaft,
möglichst geringem Flächenver-
brauch und dem Erhalt einer soli-
den Finanzpolitik ein.

Zum Schluss noch ein Appell
an die oben angesprochene Grup-
pe der jungen Neuwähler im Be-
sonderen und im Allgemeinen an
alle Wahlberechtigten: Bilden Sie
sich Ihre Meinung aus mehreren
Quellen und machen Sie von Ih-
rem Wahlrecht Gebrauch, denn
nur so wird Demokratie auch in
unserer verhältnismäßig kleinen
Kommune aktiv gelebt und ge-
stärkt. Privatbild

Appell an
Neuwähler

Hier schreiben die Fraktionen des
Rottenburger Gemeinderats und die
Stadtverwaltung imwöchentlichenWech-
sel.

Rathausrunde

Thomas
Müller
Freie Bürger

Rottenburg. Zu einem vorweih-
nachtlichen Spaziergang durch
die Rottenburger Gassen am
Sonntag, 17. Dezember, 17 Uhr, la-
den Annerose Herrmann und
Ernst Heimes ein. Treffpunkt ist
auf dem Marktplatz vor der WTG
Tourist Information. Begleitet von
Fackelträgern führen Annerose
Herrmann und Ernst Heimes
abends durch das adventliche Rot-
tenburg. Dabei wird Musik ge-
spielt, gesungen oder es werden
Gedichte vorgelesen. In einer gu-
ten Stunde geht es vom Markt-
brunnen durch die Gassen und
über die Plätze bis zum Haus am
Nepomuk. Dort erwartet die Gäs-
te zusätzlich ein abwechslungsrei-
ches, weihnachtliches Programm.
Es gibt Punsch, außerdem tritt der
Horber Posaunenchor auf und er-
füllt Liederwünsche.

Zwischendurch erzählen Hei-
mes und Herrmann die eine oder
andere Anekdote. Der Ticketpreis
pro Person beträgt 10 Euro. Karten
gibt es im Vorverkauf bei der
WTG Tourist-Information am
Marktplatz und beim WTG Info-
punkt am Bahnhof in Rottenburg,
zudem online bei www.reser-
vix.de und bei allen Reservix-Vor-
verkaufsstellen. Eventuell gibt es
Restkarten vor Ort bei den Stadt-
führern. Informationen unter Te-
lefon 07472/916236.

Vorweihnachtlicher
Stadtspaziergang

Unsere Lokalredaktion erreichen
Sie unter Telefon 07472/ 160-6 16
oder per Mail: ro@tagblatt.de, die
Rottenburger Geschäftsstelle hat
die Rufnummer 07472/ 160 -6 0.

RedaktionRottenburg

Rottenburg. Eine Autofahrerin ist
am Mittwochvormittag mit ihrem
Wagen in Rottenburg von der
Straße abgekommen und gegen
einen Laternenmast gefahren Wie
die Polizei mitteilt, war die 56-Jäh-
rige mit einem Audi gegen 9.35
Uhr auf der Weggentalstraße in
Richtung Eugen-Bolz-Platz unter-
wegs. Dabei kam sie zu weit nach
rechts und kollidierte mit dem
Mast einer Straßenlaterne. Der
Rettungsdienst brachte die Frau
vorsorglich ins Krankenhaus. Der
Audi, an dem sich der Blechscha-
den auf zirka 5000 Euro belaufen
dürfte, wurde abgeschleppt.

Mit Laterne
kollidiert

Rottenburg.Schwäbisch-lustig und
weihnachtlich-heimelig geht es auf
der Bühne im Waldhorn zu. Am
heutigen Donnerstag, 14. Dezem-
ber, um 20 Uhr sind dort Ernst und
Heinrich mit ihrem Mundart-Mu-
sikkabarett zu Gast: „Nex verkom-
mâ lassâ“ haben sich die schwäbi-
schen Urgesteine Ernst Mantel
und Heiner Reiff im Rückblick auf
die letzten zwanzig Jahre gedacht
und deshalb ihre Lieblingsgerichte
in bester schwäbischer Manier
nochmals aufgewärmt. Am Freitag,
15. Dezember, um 20 Uhr geht es a
cappella mit Pepper & Salt weiter:
In ihrem Programm „Wovon ich
singen und sagen will“ präsentie-
ren sie Geschichten rund ums Fest
– mal spannend, mal heimelig, mal
berührend. Dazu gibts instrumen-
tal-wirkende Vokalmusik, weih-
nachtliche Choräle, dichte A-cap-
pella-Arrangements und swingen-
deAmericanChristmas Songs. Der
Eintritt kostet jeweils 24Euro.

Kabarett und
Musik imWaldhorn

Adventskalender 2023
LIONS-Club Rottenburg

Folgende Nummern haben gewonnen:
Donnerstag, 14. Dezember

1: 1098, 2: 1309, 3: 128, 4: 1257, 5: 1607

Die Gewinne können bis 15. Januar 2024
gegen Vorlage des Original-Advents-
kalenders bei Norz Optik am Dom,

Königstr. 17, in Rottenburg
abgeholt werden.

ANZEIGE

ROTTENBURGER POST Donnerstag, 14. Dezember 2023

elchem Lager in der
CDU Oberbürger-
meister Stephan Ne-
her sich zurechnet,

daraus machte er am Dienstag-
abend keinen Hehl. Der aktuelle
Kurs der Parteispitze, nicht zuletzt
des „67-jährigen“ Friedrich Merz,
„ist so was von vorgestern“,
schimpfte Neher. „Wenn wir Mig-
ration zurückdrängen, wäre bald
jede zweite Grundschule zu! Die
Hospitalstiftung könnte nur noch
ein Haus betreiben statt vier!“ Im-
mer mehr Gastro-Betriebe müss-
ten schließen, weil sie keine Leute
finden. Kurz: Deutschland brauche
Arbeitskräfte aus dem Ausland.
Und generell Migration: Die Ge-
burtenrate sei nur deshalb hoch,
weil 2015 Menschen ins Land ka-
men, die nun relativ viele Kinder
bekämen. Alt werden sei ja schön.
„Aber nicht viele werden sagen: Es
war immer mein Traum, tot umzu-
fallen am Band bei Daimler.“ Da
hatte der OB die Lacher der 18 Gäs-
te in der Wirtschaft „Zur Ein-
tracht“ auf seiner Seite. Dort stellte
er sich auf Einladung des CDU-
Stadtverbands Rottenburg den Fra-
gen von Bürgern und Parteifreun-
den – denn imMärzwill er wieder-
gewähltwerden.

So klar positionierte Neher sich
in der innerparteilichen Auseinan-
dersetzung, nachdem Peter Juli die
Migrationspolitik kritisiert hatte.

W
„Wenn 90 Prozent hier sind, die
nicht hier sein sollten“, behauptete
er, „da muss man zurückweisen“.
Gelinge es nicht, das „Migrations-
problem“ zu lösen, freuten sich die
Rechten bald über absolute Mehr-
heiten. Dass Rottenburg sich als
„Sicherer Hafen“ für Geflüchtete
präsentiere, spiele der AFD in die
Hände, warf Juli Neher vor. Der be-
tonte, er sehe das völlig anders.

Wobei, so weit weg vom Kurs
der CDU ist Neher dann doch
nicht: Chipkarten für Geflüchtete
seien nötig, um den „Geldtransfer
in die Heimatländer“ zu unterbin-
den. Es gelte, Arbeits- und Asylmi-
gration voneinander zu trennen.
Menschen ohne wirtschaftliche
Perspektive solle die Politik signa-
lisieren: Lern Deutsch und komm
mit dem Flieger statt übers Mittel-
meer. Als „eine Art Kolonialismus“
kritisierte es Christl Glauder, ar-
men Ländern ihre Fachkräfte abzu-
werben. Neher konterte: Die Ju-
gendarbeitslosigkeit sei dort hoch,
weil der Arbeitsmarkt all die jun-
gen Leute nicht aufnehmen könne.
„Wer eine gewisse Zeit hier ist, soll

der Gesellschaft einen Beitrag ge-
ben“, verlangteNehermit Blick auf
nach Deutschland geflohene Ukra-
iner. Deren Beschäftigungsrate ist
in Deutschland deutlich niedriger
als in anderen europäischen Län-
dern.Manche hörtenwieder auf zu
arbeiten,weil derUnterschied zum
Bürgergeld zu gering sei, so der
OB. „Deshalb müssen wir das Bür-
gergeld stoppen!“, warf CDU-Ge-
meinderätin Gabriele Hagner ein.
Indes haben Untersuchungen ge-
zeigt, dass Vollzeitbeschäftigte
praktisch immer mindestens 400
Euromehr imMonat in der Tasche
haben als Bürgergeld-Bezieher.

„Dieser Tage werde ich oft ge-
fragt, auch in Interviews: Wieso
läuft in Rottenburg so vieles besser
als in anderen Kommunen“, hatte
Neher zuBeginn derVeranstaltung
gesagt. Statt zu jammern, auch we-
gen kaum zu beeinflussender Kri-
sen in der Welt, gelte es anzupa-
cken. Sein Motto: „Erkennen, ent-
scheiden, machen“. Er stellte sich
ein sehr gutes Zeugnis aus: schnell
reagiert, alsGeflüchtete kamen, die
Kinderbetreuung massiv ausge-
baut, mit derWBRdenWohnungs-
bau gestärkt, drei Beiräte geschaf-
fen, die Stadtwerke in öffentlicher
Hand behalten, die Marke „Bi-
schofsstadt als Touristenzusatzma-
gnet“ aktiviert. Zentrale Zukunfts-
aufgabe laut Neher: die Schulen fit
machen für Ganztagsbetreuung,

die hilft, „Benachteiligung aufzu-
brechen“. Mit rund 22,5 Millionen
Euro werde die Josef-Eberle-Schu-
le „die wahrscheinlich größte Bau-
stelle Rottenburgs seit jeher“. Für
den Neubau des Eugen-Bolz-Gym-
nasiums nannte er einen Korridor
von „50 bis 70 Millionen“. Aber:
„Wir machen keine neuen Schul-
den.“ Zumindest imnächsten Jahr.

„Danke, dass du dich als OB zur
Wahl stellst“, sagte Arndt Heupel,
kritisierte aber: „Rottenburg blutet
Einzelhandels-technisch aus!“ Ne-
her sagte, der Onlinehandel mache
es dem Einzelhandel schwer, erst
recht seit Corona. „Erlebnis-Ein-
kaufen“ gelte es zu stärken: mit Be-
ratung, toller Außengastronomie.
Rottenburg habe bei Mode-Ketten
einen schweren Stand, weil die La-
denflächen in den Altstadthäusern
oft zu klein seien für Filialisten. Zu-
dem seien auch viele Rottenburger
aus Teilorten nicht nach der Kern-
stadt orientiert, sondern nach Na-
gold,HechingenoderTübingen.

Bei Energie setzt der OB auf
Technologieoffenheit: Für Neubau-
gebiete eigne sich Kalte Nahwär-
me, sonst biete sich auch Fernwär-
me an. „Nur auf die Wärmepumpe
zu setzen ist der falsche Weg“, be-
tonte er. Künftig könnte auchWas-
serstoff eine Option sein. Die Gas-
Rohre aus der Erde zu holen, wäre
keine gute Idee: „Unser komplettes
Gasnetz istWasserstoff-fähig.“

Ein bisschen derAnti-Merz
Wahlkampf Von lokalen Themen bis zu den großen Krisen: Oberbürgermeister Stephan
Neher stellte sich den Fragen von Parteifreunden und Bürgern. Von Philipp Koebnik

Wahlkampfauftakt: Vor dem CDU-Stadtverband Rottenburg und weiteren Gästen in der „Eintracht“ stellte Oberbürgermeister Stephan Neher
(rechts) seine Schwerpunktthemen vor und stellte sich den Fragen der Besucherinnen und Besucher. Bild: Ulmer

Unser komplettes
Gasnetz ist

Wasserstoff-fähig.
Stephan Neher, Oberbürgermeister

Rottenburg. In ein paar Monaten
sind in Baden-Württemberg Kom-
munalwahlen. Doch nicht alle Ein-
wohner dürfen teilnehmen, son-
dern nur die, die einen deutschen
oder EU-Pass besitzen. Das will
die Initiative „Unsere Städte – Un-
sere Stimmen“ ändern.

Der Gemeinderat sprach sich
im Oktober mehrheitlich dafür
aus, die Initiative zu unterstüt-
zen. Zuvor hatte sich der Integra-
tionsbeirat dafür stark gemacht.
Am Dienstagabend unterschrieb
nun Oberbürgermeister Stephan
Neher im Rathaus die entspre-
chende Erklärung. Er setze damit
ein Zeichen, so Neher. Damit tat-
sächlich alle wählen dürfen,
bräuchte es eine Gesetzesände-
rung von „weiter oben“.

Neher betonte, dass lokale
Mitentscheidung besonders
wichtig sei, denn vor Ort gehe es
um konkrete Themen wie den
Sporthallenbau, Straßen und
Schulen, die „deutlich spürba-
rer“ seien. Deshalb ermuntert
Neher die Zugezogenen: „Bitte
nicht warten aufs Kreuzle, son-
dern engagiert euch.“ Die exak-
ten Kriterien eines solchen kom-
munalen Wahlrechts für alle ste-
hen indes noch nicht fest.

Rottenburg ist die siebte Stadt
in Deutschland, die sich der Ini-
tiative angeschlossen hat. Deniz
Tekin, Sprecher des Tübinger In-
tegrationsbeirats, lobte: „Wie
immer ist Rottenburg vorne mit
dabei.“ Tübingen hat bisher
nicht unterschrieben. els

Ein kommunales
Wahlrecht für alle
Integration Rottenburg macht sich dafür
stark, dass auch Bürger ohne EU-Pass an
kommunalenWahlen teilnehmen dürfen.

Oberbürgermeister StephanNeher unterzeichnet die Erklärung der Initiative „Unsere Städte –Unsere Stim-
men“ undAnaMejíasMartínez vom Integrationsbeirat Tübingen schaut zu. Foto: Ronja Engels

Vor kurzem fand am Eugen-Bolz-
Gymnasium ein „politisches
Speed-Dating“ statt. Hier hatten
Schüler, die im nächsten Jahr bei
der Kommunalwahl erstmalig
wählen dürfen, die Gelegenheit,
die aktuell im Gemeinderat ver-
tretenen Parteien sozusagen haut-
nah zu erleben und auch hinsicht-
lich der politischen Ziele und Pro-
gramme zu befragen.

Gleichzeitig eröffnete es uns als
Gemeinderäten auch dieMöglich-
keit, aus erster Hand zu erfahren,
welche Erwartungen junge Leute
in die Kommunalpolitik setzen.

Obwohl ich zunächst verwun-
dert war, dass nahezu ausnahms-
los umwelt- und klimarelevante
Themen angesprochen wurden,
so wurde mir doch deutlich, wie
wichtig es ist, gerade deshalb mit
dieser Generation ins Gespräch
zu kommen.

Es ist uns Freien Bürgern ein
Anliegen zu vermitteln, dass
Kommunalpolitik oft viele Felder,
meist auch abseits der großen
Themen in der Bundes- oder Lan-
despolitik, bespielt.

Da aufgrund der drängenden
Zeit in dem angesetzten Format
manche Themen ausgespart wer-
den mussten, hier noch einmal er-
gänzend die großen Bereiche für
die die freien Bürger stehen: Wir
setzen uns neben den bereits ge-
nannten Umweltthemen haupt-
sächlich im Bereich der Bildungs-
politik, insbesondere dem Aus-
bau/der Modernisierung der Bil-
dungsinfrastruktur, dem Erhalt
der regionalen Landwirtschaft,
möglichst geringem Flächenver-
brauch und dem Erhalt einer soli-
den Finanzpolitik ein.

Zum Schluss noch ein Appell
an die oben angesprochene Grup-
pe der jungen Neuwähler im Be-
sonderen und im Allgemeinen an
alle Wahlberechtigten: Bilden Sie
sich Ihre Meinung aus mehreren
Quellen und machen Sie von Ih-
rem Wahlrecht Gebrauch, denn
nur so wird Demokratie auch in
unserer verhältnismäßig kleinen
Kommune aktiv gelebt und ge-
stärkt. Privatbild

Appell an
Neuwähler

Hier schreiben die Fraktionen des
Rottenburger Gemeinderats und die
Stadtverwaltung imwöchentlichenWech-
sel.

Rathausrunde

Thomas
Müller
Freie Bürger

Rottenburg. Zu einem vorweih-
nachtlichen Spaziergang durch
die Rottenburger Gassen am
Sonntag, 17. Dezember, 17 Uhr, la-
den Annerose Herrmann und
Ernst Heimes ein. Treffpunkt ist
auf dem Marktplatz vor der WTG
Tourist Information. Begleitet von
Fackelträgern führen Annerose
Herrmann und Ernst Heimes
abends durch das adventliche Rot-
tenburg. Dabei wird Musik ge-
spielt, gesungen oder es werden
Gedichte vorgelesen. In einer gu-
ten Stunde geht es vom Markt-
brunnen durch die Gassen und
über die Plätze bis zum Haus am
Nepomuk. Dort erwartet die Gäs-
te zusätzlich ein abwechslungsrei-
ches, weihnachtliches Programm.
Es gibt Punsch, außerdem tritt der
Horber Posaunenchor auf und er-
füllt Liederwünsche.

Zwischendurch erzählen Hei-
mes und Herrmann die eine oder
andere Anekdote. Der Ticketpreis
pro Person beträgt 10 Euro. Karten
gibt es im Vorverkauf bei der
WTG Tourist-Information am
Marktplatz und beim WTG Info-
punkt am Bahnhof in Rottenburg,
zudem online bei www.reser-
vix.de und bei allen Reservix-Vor-
verkaufsstellen. Eventuell gibt es
Restkarten vor Ort bei den Stadt-
führern. Informationen unter Te-
lefon 07472/916236.

Vorweihnachtlicher
Stadtspaziergang

Unsere Lokalredaktion erreichen
Sie unter Telefon 07472/ 160-6 16
oder per Mail: ro@tagblatt.de, die
Rottenburger Geschäftsstelle hat
die Rufnummer 07472/ 160 -6 0.

RedaktionRottenburg

Rottenburg. Eine Autofahrerin ist
am Mittwochvormittag mit ihrem
Wagen in Rottenburg von der
Straße abgekommen und gegen
einen Laternenmast gefahren Wie
die Polizei mitteilt, war die 56-Jäh-
rige mit einem Audi gegen 9.35
Uhr auf der Weggentalstraße in
Richtung Eugen-Bolz-Platz unter-
wegs. Dabei kam sie zu weit nach
rechts und kollidierte mit dem
Mast einer Straßenlaterne. Der
Rettungsdienst brachte die Frau
vorsorglich ins Krankenhaus. Der
Audi, an dem sich der Blechscha-
den auf zirka 5000 Euro belaufen
dürfte, wurde abgeschleppt.

Mit Laterne
kollidiert

Rottenburg.Schwäbisch-lustig und
weihnachtlich-heimelig geht es auf
der Bühne im Waldhorn zu. Am
heutigen Donnerstag, 14. Dezem-
ber, um 20 Uhr sind dort Ernst und
Heinrich mit ihrem Mundart-Mu-
sikkabarett zu Gast: „Nex verkom-
mâ lassâ“ haben sich die schwäbi-
schen Urgesteine Ernst Mantel
und Heiner Reiff im Rückblick auf
die letzten zwanzig Jahre gedacht
und deshalb ihre Lieblingsgerichte
in bester schwäbischer Manier
nochmals aufgewärmt. Am Freitag,
15. Dezember, um 20 Uhr geht es a
cappella mit Pepper & Salt weiter:
In ihrem Programm „Wovon ich
singen und sagen will“ präsentie-
ren sie Geschichten rund ums Fest
– mal spannend, mal heimelig, mal
berührend. Dazu gibts instrumen-
tal-wirkende Vokalmusik, weih-
nachtliche Choräle, dichte A-cap-
pella-Arrangements und swingen-
deAmericanChristmas Songs. Der
Eintritt kostet jeweils 24Euro.

Kabarett und
Musik imWaldhorn

Adventskalender 2023
LIONS-Club Rottenburg

Folgende Nummern haben gewonnen:
Donnerstag, 14. Dezember

1: 1098, 2: 1309, 3: 128, 4: 1257, 5: 1607

Die Gewinne können bis 15. Januar 2024
gegen Vorlage des Original-Advents-
kalenders bei Norz Optik am Dom,

Königstr. 17, in Rottenburg
abgeholt werden.

ANZEIGE

ROTTENBURGER POST Donnerstag, 14. Dezember 2023

elchem Lager in der
CDU Oberbürger-
meister Stephan Ne-
her sich zurechnet,

daraus machte er am Dienstag-
abend keinen Hehl. Der aktuelle
Kurs der Parteispitze, nicht zuletzt
des „67-jährigen“ Friedrich Merz,
„ist so was von vorgestern“,
schimpfte Neher. „Wenn wir Mig-
ration zurückdrängen, wäre bald
jede zweite Grundschule zu! Die
Hospitalstiftung könnte nur noch
ein Haus betreiben statt vier!“ Im-
mer mehr Gastro-Betriebe müss-
ten schließen, weil sie keine Leute
finden. Kurz: Deutschland brauche
Arbeitskräfte aus dem Ausland.
Und generell Migration: Die Ge-
burtenrate sei nur deshalb hoch,
weil 2015 Menschen ins Land ka-
men, die nun relativ viele Kinder
bekämen. Alt werden sei ja schön.
„Aber nicht viele werden sagen: Es
war immer mein Traum, tot umzu-
fallen am Band bei Daimler.“ Da
hatte der OB die Lacher der 18 Gäs-
te in der Wirtschaft „Zur Ein-
tracht“ auf seiner Seite. Dort stellte
er sich auf Einladung des CDU-
Stadtverbands Rottenburg den Fra-
gen von Bürgern und Parteifreun-
den – denn imMärzwill er wieder-
gewähltwerden.

So klar positionierte Neher sich
in der innerparteilichen Auseinan-
dersetzung, nachdem Peter Juli die
Migrationspolitik kritisiert hatte.

W
„Wenn 90 Prozent hier sind, die
nicht hier sein sollten“, behauptete
er, „da muss man zurückweisen“.
Gelinge es nicht, das „Migrations-
problem“ zu lösen, freuten sich die
Rechten bald über absolute Mehr-
heiten. Dass Rottenburg sich als
„Sicherer Hafen“ für Geflüchtete
präsentiere, spiele der AFD in die
Hände, warf Juli Neher vor. Der be-
tonte, er sehe das völlig anders.

Wobei, so weit weg vom Kurs
der CDU ist Neher dann doch
nicht: Chipkarten für Geflüchtete
seien nötig, um den „Geldtransfer
in die Heimatländer“ zu unterbin-
den. Es gelte, Arbeits- und Asylmi-
gration voneinander zu trennen.
Menschen ohne wirtschaftliche
Perspektive solle die Politik signa-
lisieren: Lern Deutsch und komm
mit dem Flieger statt übers Mittel-
meer. Als „eine Art Kolonialismus“
kritisierte es Christl Glauder, ar-
men Ländern ihre Fachkräfte abzu-
werben. Neher konterte: Die Ju-
gendarbeitslosigkeit sei dort hoch,
weil der Arbeitsmarkt all die jun-
gen Leute nicht aufnehmen könne.
„Wer eine gewisse Zeit hier ist, soll

der Gesellschaft einen Beitrag ge-
ben“, verlangteNehermit Blick auf
nach Deutschland geflohene Ukra-
iner. Deren Beschäftigungsrate ist
in Deutschland deutlich niedriger
als in anderen europäischen Län-
dern.Manche hörtenwieder auf zu
arbeiten,weil derUnterschied zum
Bürgergeld zu gering sei, so der
OB. „Deshalb müssen wir das Bür-
gergeld stoppen!“, warf CDU-Ge-
meinderätin Gabriele Hagner ein.
Indes haben Untersuchungen ge-
zeigt, dass Vollzeitbeschäftigte
praktisch immer mindestens 400
Euromehr imMonat in der Tasche
haben als Bürgergeld-Bezieher.

„Dieser Tage werde ich oft ge-
fragt, auch in Interviews: Wieso
läuft in Rottenburg so vieles besser
als in anderen Kommunen“, hatte
Neher zuBeginn derVeranstaltung
gesagt. Statt zu jammern, auch we-
gen kaum zu beeinflussender Kri-
sen in der Welt, gelte es anzupa-
cken. Sein Motto: „Erkennen, ent-
scheiden, machen“. Er stellte sich
ein sehr gutes Zeugnis aus: schnell
reagiert, alsGeflüchtete kamen, die
Kinderbetreuung massiv ausge-
baut, mit derWBRdenWohnungs-
bau gestärkt, drei Beiräte geschaf-
fen, die Stadtwerke in öffentlicher
Hand behalten, die Marke „Bi-
schofsstadt als Touristenzusatzma-
gnet“ aktiviert. Zentrale Zukunfts-
aufgabe laut Neher: die Schulen fit
machen für Ganztagsbetreuung,

die hilft, „Benachteiligung aufzu-
brechen“. Mit rund 22,5 Millionen
Euro werde die Josef-Eberle-Schu-
le „die wahrscheinlich größte Bau-
stelle Rottenburgs seit jeher“. Für
den Neubau des Eugen-Bolz-Gym-
nasiums nannte er einen Korridor
von „50 bis 70 Millionen“. Aber:
„Wir machen keine neuen Schul-
den.“ Zumindest imnächsten Jahr.

„Danke, dass du dich als OB zur
Wahl stellst“, sagte Arndt Heupel,
kritisierte aber: „Rottenburg blutet
Einzelhandels-technisch aus!“ Ne-
her sagte, der Onlinehandel mache
es dem Einzelhandel schwer, erst
recht seit Corona. „Erlebnis-Ein-
kaufen“ gelte es zu stärken: mit Be-
ratung, toller Außengastronomie.
Rottenburg habe bei Mode-Ketten
einen schweren Stand, weil die La-
denflächen in den Altstadthäusern
oft zu klein seien für Filialisten. Zu-
dem seien auch viele Rottenburger
aus Teilorten nicht nach der Kern-
stadt orientiert, sondern nach Na-
gold,HechingenoderTübingen.

Bei Energie setzt der OB auf
Technologieoffenheit: Für Neubau-
gebiete eigne sich Kalte Nahwär-
me, sonst biete sich auch Fernwär-
me an. „Nur auf die Wärmepumpe
zu setzen ist der falsche Weg“, be-
tonte er. Künftig könnte auchWas-
serstoff eine Option sein. Die Gas-
Rohre aus der Erde zu holen, wäre
keine gute Idee: „Unser komplettes
Gasnetz istWasserstoff-fähig.“

Ein bisschen derAnti-Merz
Wahlkampf Von lokalen Themen bis zu den großen Krisen: Oberbürgermeister Stephan
Neher stellte sich den Fragen von Parteifreunden und Bürgern. Von Philipp Koebnik

Wahlkampfauftakt: Vor dem CDU-Stadtverband Rottenburg und weiteren Gästen in der „Eintracht“ stellte Oberbürgermeister Stephan Neher
(rechts) seine Schwerpunktthemen vor und stellte sich den Fragen der Besucherinnen und Besucher. Bild: Ulmer

Unser komplettes
Gasnetz ist

Wasserstoff-fähig.
Stephan Neher, Oberbürgermeister

Rottenburg. In ein paar Monaten
sind in Baden-Württemberg Kom-
munalwahlen. Doch nicht alle Ein-
wohner dürfen teilnehmen, son-
dern nur die, die einen deutschen
oder EU-Pass besitzen. Das will
die Initiative „Unsere Städte – Un-
sere Stimmen“ ändern.

Der Gemeinderat sprach sich
im Oktober mehrheitlich dafür
aus, die Initiative zu unterstüt-
zen. Zuvor hatte sich der Integra-
tionsbeirat dafür stark gemacht.
Am Dienstagabend unterschrieb
nun Oberbürgermeister Stephan
Neher im Rathaus die entspre-
chende Erklärung. Er setze damit
ein Zeichen, so Neher. Damit tat-
sächlich alle wählen dürfen,
bräuchte es eine Gesetzesände-
rung von „weiter oben“.

Neher betonte, dass lokale
Mitentscheidung besonders
wichtig sei, denn vor Ort gehe es
um konkrete Themen wie den
Sporthallenbau, Straßen und
Schulen, die „deutlich spürba-
rer“ seien. Deshalb ermuntert
Neher die Zugezogenen: „Bitte
nicht warten aufs Kreuzle, son-
dern engagiert euch.“ Die exak-
ten Kriterien eines solchen kom-
munalen Wahlrechts für alle ste-
hen indes noch nicht fest.

Rottenburg ist die siebte Stadt
in Deutschland, die sich der Ini-
tiative angeschlossen hat. Deniz
Tekin, Sprecher des Tübinger In-
tegrationsbeirats, lobte: „Wie
immer ist Rottenburg vorne mit
dabei.“ Tübingen hat bisher
nicht unterschrieben. els

Ein kommunales
Wahlrecht für alle
Integration Rottenburg macht sich dafür
stark, dass auch Bürger ohne EU-Pass an
kommunalenWahlen teilnehmen dürfen.

Oberbürgermeister StephanNeher unterzeichnet die Erklärung der Initiative „Unsere Städte –Unsere Stim-
men“ undAnaMejíasMartínez vom Integrationsbeirat Tübingen schaut zu. Foto: Ronja Engels

Vor kurzem fand am Eugen-Bolz-
Gymnasium ein „politisches
Speed-Dating“ statt. Hier hatten
Schüler, die im nächsten Jahr bei
der Kommunalwahl erstmalig
wählen dürfen, die Gelegenheit,
die aktuell im Gemeinderat ver-
tretenen Parteien sozusagen haut-
nah zu erleben und auch hinsicht-
lich der politischen Ziele und Pro-
gramme zu befragen.

Gleichzeitig eröffnete es uns als
Gemeinderäten auch dieMöglich-
keit, aus erster Hand zu erfahren,
welche Erwartungen junge Leute
in die Kommunalpolitik setzen.

Obwohl ich zunächst verwun-
dert war, dass nahezu ausnahms-
los umwelt- und klimarelevante
Themen angesprochen wurden,
so wurde mir doch deutlich, wie
wichtig es ist, gerade deshalb mit
dieser Generation ins Gespräch
zu kommen.

Es ist uns Freien Bürgern ein
Anliegen zu vermitteln, dass
Kommunalpolitik oft viele Felder,
meist auch abseits der großen
Themen in der Bundes- oder Lan-
despolitik, bespielt.

Da aufgrund der drängenden
Zeit in dem angesetzten Format
manche Themen ausgespart wer-
den mussten, hier noch einmal er-
gänzend die großen Bereiche für
die die freien Bürger stehen: Wir
setzen uns neben den bereits ge-
nannten Umweltthemen haupt-
sächlich im Bereich der Bildungs-
politik, insbesondere dem Aus-
bau/der Modernisierung der Bil-
dungsinfrastruktur, dem Erhalt
der regionalen Landwirtschaft,
möglichst geringem Flächenver-
brauch und dem Erhalt einer soli-
den Finanzpolitik ein.

Zum Schluss noch ein Appell
an die oben angesprochene Grup-
pe der jungen Neuwähler im Be-
sonderen und im Allgemeinen an
alle Wahlberechtigten: Bilden Sie
sich Ihre Meinung aus mehreren
Quellen und machen Sie von Ih-
rem Wahlrecht Gebrauch, denn
nur so wird Demokratie auch in
unserer verhältnismäßig kleinen
Kommune aktiv gelebt und ge-
stärkt. Privatbild

Appell an
Neuwähler

Hier schreiben die Fraktionen des
Rottenburger Gemeinderats und die
Stadtverwaltung imwöchentlichenWech-
sel.

Rathausrunde

Thomas
Müller
Freie Bürger

Rottenburg. Zu einem vorweih-
nachtlichen Spaziergang durch
die Rottenburger Gassen am
Sonntag, 17. Dezember, 17 Uhr, la-
den Annerose Herrmann und
Ernst Heimes ein. Treffpunkt ist
auf dem Marktplatz vor der WTG
Tourist Information. Begleitet von
Fackelträgern führen Annerose
Herrmann und Ernst Heimes
abends durch das adventliche Rot-
tenburg. Dabei wird Musik ge-
spielt, gesungen oder es werden
Gedichte vorgelesen. In einer gu-
ten Stunde geht es vom Markt-
brunnen durch die Gassen und
über die Plätze bis zum Haus am
Nepomuk. Dort erwartet die Gäs-
te zusätzlich ein abwechslungsrei-
ches, weihnachtliches Programm.
Es gibt Punsch, außerdem tritt der
Horber Posaunenchor auf und er-
füllt Liederwünsche.

Zwischendurch erzählen Hei-
mes und Herrmann die eine oder
andere Anekdote. Der Ticketpreis
pro Person beträgt 10 Euro. Karten
gibt es im Vorverkauf bei der
WTG Tourist-Information am
Marktplatz und beim WTG Info-
punkt am Bahnhof in Rottenburg,
zudem online bei www.reser-
vix.de und bei allen Reservix-Vor-
verkaufsstellen. Eventuell gibt es
Restkarten vor Ort bei den Stadt-
führern. Informationen unter Te-
lefon 07472/916236.

Vorweihnachtlicher
Stadtspaziergang

Unsere Lokalredaktion erreichen
Sie unter Telefon 07472/ 160-6 16
oder per Mail: ro@tagblatt.de, die
Rottenburger Geschäftsstelle hat
die Rufnummer 07472/ 160 -6 0.

RedaktionRottenburg

Rottenburg. Eine Autofahrerin ist
am Mittwochvormittag mit ihrem
Wagen in Rottenburg von der
Straße abgekommen und gegen
einen Laternenmast gefahren Wie
die Polizei mitteilt, war die 56-Jäh-
rige mit einem Audi gegen 9.35
Uhr auf der Weggentalstraße in
Richtung Eugen-Bolz-Platz unter-
wegs. Dabei kam sie zu weit nach
rechts und kollidierte mit dem
Mast einer Straßenlaterne. Der
Rettungsdienst brachte die Frau
vorsorglich ins Krankenhaus. Der
Audi, an dem sich der Blechscha-
den auf zirka 5000 Euro belaufen
dürfte, wurde abgeschleppt.

Mit Laterne
kollidiert

Rottenburg.Schwäbisch-lustig und
weihnachtlich-heimelig geht es auf
der Bühne im Waldhorn zu. Am
heutigen Donnerstag, 14. Dezem-
ber, um 20 Uhr sind dort Ernst und
Heinrich mit ihrem Mundart-Mu-
sikkabarett zu Gast: „Nex verkom-
mâ lassâ“ haben sich die schwäbi-
schen Urgesteine Ernst Mantel
und Heiner Reiff im Rückblick auf
die letzten zwanzig Jahre gedacht
und deshalb ihre Lieblingsgerichte
in bester schwäbischer Manier
nochmals aufgewärmt. Am Freitag,
15. Dezember, um 20 Uhr geht es a
cappella mit Pepper & Salt weiter:
In ihrem Programm „Wovon ich
singen und sagen will“ präsentie-
ren sie Geschichten rund ums Fest
– mal spannend, mal heimelig, mal
berührend. Dazu gibts instrumen-
tal-wirkende Vokalmusik, weih-
nachtliche Choräle, dichte A-cap-
pella-Arrangements und swingen-
deAmericanChristmas Songs. Der
Eintritt kostet jeweils 24Euro.

Kabarett und
Musik imWaldhorn

Adventskalender 2023
LIONS-Club Rottenburg

Folgende Nummern haben gewonnen:
Donnerstag, 14. Dezember

1: 1098, 2: 1309, 3: 128, 4: 1257, 5: 1607

Die Gewinne können bis 15. Januar 2024
gegen Vorlage des Original-Advents-
kalenders bei Norz Optik am Dom,

Königstr. 17, in Rottenburg
abgeholt werden.

ANZEIGE

Interkommunale und überregionale 
Zusammenarbeit

Veranstaltungen
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Abb. 48: Poster Käufer der Träume IWO 2023, Design: © Martin FriedlAbb. 47: Lesung Hasnain Kazim März 2022, Bild: © Deniz Tekin

Abb. 49-50: Songs of Gastarbeiter, Bilder: © Deniz Tekin

Der Berliner Autor Imran Ayata und der Münchner Theater-
macher und Musiker Bülent Kullukcu präsentierten dabei 
nicht nur griechische, türkische und vietnamesische Musik, 
sondern auch Einblicke in die emotionale Welt verschiede-
ner Zugewanderter aus unterschiedlichen Generationen. 

Mit viel Engagement hat der Integrationsrat die Situation für 
Menschen mit Zuwanderungsgeschichte und Rassismuser-
fahrung bereits verbessern können. Viel bleibt noch zu tun. 
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Der Integrationsrat ist die Bühne und das Exempel 
der Gleichwertigkeit der Menschen in einer Stadt. 
Für die Integration gibt es beiderseits, manchmal 
auch mühsam hohe Stufen, für die Menschen von 
draußen und für uns, schon lange drinnen. Wir 
müssen sie steigen, lernend, offen, neugierig aufei-
nander, einander zugewandt, bis die Integration für 
beide gelingt. Wenn von Anfang an die Gleichwer-
tigkeit gilt und sie zu spüren ist, geht das einfacher. 
Ein selbstbewusster Integrationsrat macht es vor.
- Ernst Gumrich

Als Integrationsrätin habe ich gelernt, dass man po-
sitive Veränderungen nur gemeinsam mit vielen an-
deren Menschen erreicht, und dass bis zum Ziel jedes 
Mal ein langer aber auch spannender Weg liegt.
- Lavinia Munteanu

Danke vielmals für die unermüdliche und nicht 
selbstverständliche Bereitschaft, nach dem langen 
Arbeitstag eine ehrenamtliche Spätschicht draufzu-
legen.
- Tatjana Fessler

Gelebte Integration beruht auf Gegenseitigkeit. Sie 
ist ein Geben und Nehmen, indem wir uns nicht nur 
integrieren lassen, sondern wir geben auch etwas 
von der Zuwendung, Offenheit und Liebe zurück, 
die wir zu Zeiten bekamen, als wir sie am meisten 
gebraucht haben. Gelebte Integration zu fördern ist 
für mich die schönste Aufgabe des Tübinger Integ-
rationsrats.
- Emese Tömösvári

Der Integrationsrat spiegelt die deutsche Ge-
sellschaft wieder; Menschen aus verschiedenen 
Kulturen treffen aufeinander und versuchen, sich 
zu verstehen, weiterzukommen, neue Ideen zu 
entwickeln, Vorurteile abzubauen. Am Anfang war 
man skeptisch. Aber es funktionierte doch und das 
System offenbarte sich ein wunderbarer Ort von Be-
gegnungen, Freundschaften und Kreativität. 
- Dr. Monica Eggleston

O-Töne ehemalgier Integrationsrät_innen

Dritte Amtszeit des Integrationsrats



Ahmed Arafa
Barış Ateş
Ali Avin
Efstratios Boutloukos
Laura Conte
Sara Cristina da Piedade Gomes
Meryem Derbal
Nilgün Doğan
Alice Dorison
Hazem Elgafari 
Tatjana Fessler
Hala Fouad-Sindlinger
Tea Gaprindashvili-Mellios
Ernst Gumrich
Ghida Haidar-Adis
Monica Elena Herghelegiu
Qin Hu
Gerhard Kehrer

Dorothea Kliche-Behnke
Luzia Köberlein
Beate Kolb
Annagreta König Dansokho
Vasiliki Koutsoumaraki
Anne Kreim
Aslı Küçük
Mesut Kul
Andrea Le Lan
Pilar Martinez Sola
Ana Morella Mejías Martínez
Mohammad Nazir Momand
Lavinia Munteanu
Ali Nasseri
Susanne Omran
Xenia Otto
Ömer Öz
Cristina Popescu

Claudia Rigotti
Gitta Rosenkranz
Christine Rubas
Nadjib Irewole Sadikou
Mihriban Şahin
Björn Scherer
Gretel Schwägerle
Klaus Seiberth
Mustafa Sert
Deniz Osman Tekin
Gülümser Tercan
Cevat Tipieser
Emese Tömösvári
Thomas Unger
Ertuğrul Uysal-Soylu
Gebhard Weber-Keinath
Fotini Zgouros

Glossar mit allen Namen bisheriger 
Integrationsrät_innen

Glossar
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